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1. EINLEITUNG

Anfang April 2017 ist es 100 Jahre her, dass in Gotha Sozialdemokratinnen 
und Sozialdemokraten, die gegen die Burgfriedenspolitik ihrer Partei wäh-
rend des Ersten Weltkrieges opponierten, die Unabhängige Sozial demokrati-
  sche Partei Deutschlands (uspd) gründeten. Wenige Monate später, im Septem-
ber 2017, jährt sich zum 95. Mal der Parteitag der uspd in Gera, auf dem 
die übergroße Mehrheit der Delegierten nach etwas mehr als fünf Jahren 
ihre Rückkehr in die sozialdemokratische Partei beschloss. Damit markie-
ren zwei thüringische Städte den Beginn und das Ende der nur fünf Jahre 
als politisches Großprojekt existierenden uspd. Ihre Geschichte ist auch 
heute interessant, weil das aktive Eintreten gegen den Krieg den Zentral-
punkt ihres Gründungsprozesses bildete. Mit der uspd trat eine Partei ins 
Leben, die die Gesellschaft nicht nur in  Worten, sondern tatsächlich in 
Richtung Demokratie und Sozialismus verändern wollte, während es an-
dere Parteien der politischen Linken entweder mit dem einen oder dem 
anderen Ziel nicht (mehr) ernst meinten. 

Auch wenn die Geschichte der Thüringer uspd in Umrissen bekannt ist, 
so fehlt doch eine mit anderen Studien1 vergleichbare Gesamtdarstellung. 
Es ist weder Anliegen noch Anspruch dieser Arbeit, einen solchen umfas-
senden Gesamtüberblick vorzulegen; hierzu bedarf es noch intensiver For-
schung. Sie will aber den Rahmen abstecken, in dem sich eine Darstellung 
zur Geschichte der uspd in Thüringen bewegen könnte. Die in den 1960er 
Jahren in der ddr vorgelegten Arbeiten betrachteten sie hauptsächlich  unter 
dem Aspekt der Vereinigung ihres linken Flügels mit der Kommunistischen 
Partei Deutschland (kpd) im Herbst 1920.2 Sie sahen die uspd von »anta-
gonistischen Widersprüchen« gekennzeichnet und als eine Partei, »die 
ein zeitweises Konglomerat entgegengesetzter Interessen und Ziele ver-
kör perte«.3 Diese Bewertung machte eine kritische Gesamtwürdigung 
der uspd unmöglich und widersprach den Erinnerungen noch lebender 

EINLEITUNG

 1  Neuschl, Sylvia: Geschichte der USPD in Württemberg oder Über die Unmöglichkeit einig zu bleiben. 

Esslingen 1983. Hermann, Alfred: Die Geschichte der pfälzischen USPD. Neustadt a. d. W. 1989.
 2  Pöhland, Walter: Die Entwicklung der Arbeiterbewegung in Ostthüringen 1914–1920 unter besonderer 

Berücksichtigung der Herausbildung des revolutionären linken Flügels der USPD bis zur Vereinigung mit 

der KPD. Dissertation (unveröffentlicht). Halle 1965. Buchsbaum, Ewald: Die Linksentwicklung der 

 Gothaer Arbeiterbewegung von 1914 bis 1920 unter besonderer Berücksichtigung von der Entstehung 

und Entwicklung des linken revolutionären Flügels der USPD bis zu dessen Vereinigung mit der Kommu-

nistischen Partei Deutschlands im Dezember 1920. Dissertation (unveröfentlicht). Halle 1965.
 3  Pöhland: Die Entwicklung der Arbeiterbewegung in Ostthüringen. S. II.
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Zeitzeugen.4 Nach 1989/90 wurde auch die uspd in einem neuen Licht 
gesehen. Aufgrund ihrer Verortung in der parlamentarischen Tradition 
der Sozialdemo kratie seien große Teile der Thüringer uspd nach der No-
vemberrevolution 1918 schnell für die parlamentarische Demokratie ge-
wonnen worden. Ihre gemäßigten Führungen hätten deren Etablierung in 
geordneten recht lichen Bahnen ermöglicht.5 Allein den Männern um Otto 
Geithner in Gotha sei zur Durchsetzung der »Diktatur des Proletariats« 
jedes Mittel recht gewesen. Ihre lokale Dominanz habe auf dem Rätesystem 
beruht, mit dem sie die Arbeiterschaft der Großbetriebe an sich banden.6 
Gegenüber diesen Sichten, die sich entweder auf die Zerrissenheit oder 
die Entscheidung für den Parlamentarismus konzentrierten, werden nach-
folgend andere Fragen und Problemstellungen betrachtet.

Untersucht man das Agieren der uspd in Gotha und in Ostthüringen 
 genauer, kommen neben Unterschieden auch Gemeinsamkeiten zum Vor-
schein. Die Arbeiter- und Soldatenräte in Reuß j. L. (Gera) und Reuß ä. L. 
(Greiz) haben mindestens ebenso tiefgreifend und nachhaltig in die sozial- 
ökonomischen und staatsrechtlichen Grundlagen ihrer Kleinstaaten einzu-
greifen versucht wie die radikale uspd in Gotha. Im Handeln dieser beiden 
regionalen uspd-Verbände zeigte sich über die gesamte Dauer ihrer Existenz 
die Suche nach einer produktiven Verbindung demokratischer und sozia-
lis ti  scher Ziele. Eine solche Sicht kann und will die Di¤erenzen weder 
verwi schen noch ignorieren, die zwischen der radikal-revolutionären uspd 
in Gotha und der tief in der sozialdemokratischen Tradi tion verankerten 
marxistisch-reformerischen Richtung bestanden haben, die den uspd-Be-
zirksverband Thüringen dominierte. Repräsentiert wurde die Mehrheits-
strömung von Wilhelm Bock, der den Gothaer uspd-Grün dungs partei tag 
leitete. Er hatte 42 Jahre zuvor (!) am gleichen Ort dem Einigungs partei tag 
vorgesessen, auf dem sich der von Ferdinand Lassalle 1863 in Leipzig 
gegrün dete Allgemeine Deutsche Arbeiterverein und die von August Bebel 
und Wilhelm Liebknecht 1868 in Eisenach gebildete Sozialdemokratische 

 4  »Noch heute sagen manche (USPD-)Genossen: Es gab in Gotha etwa 20–30 KPD-Mitglieder, während 

wir über 1.000 waren. Die KPD-Genossen hätten sich uns anschließen müssen.« Buchsbaum: Die Links-

entwicklung der Gothaer Arbeiterbewegung. S. 334.
 5  Häupel, Beate: Die Gründung des Landes Thüringen. Staatsbildung und Reformpolitik 1918–1923. Weimar 

Köln Wien. 1995. S. 49. Seela, Reyk: Die Übergangslandtage und Gebietsvertretungen in den reußischen 

Staaten bzw. dem Volksstaat Reuß 1919–1923; in: Schriften zur Geschichte des Parlamentarismus in 

Thüringen Bd. 19. Die vergessenen Parlamente. Landtage und Gebietsvertretungen in den Thüringer 

Staaten und Gebieten 1919 bis 1923. Erfurt 2002. S. 248.
 6  Matthiesen, Helge: Zwei Radikalisierungen – Bürgertum und Arbeiterschaft in Gotha 1918–1923; in 

 Geschichte und Gesellschaft 21 (1995) S. 42.
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Arbeiterpartei zur Sozialistischen Arbeiterpartei zusammenschlossen. In 
Bezug auf dieses historische Ereignis interpretierte Bock die Gründung 
der uspd nicht als Bruch, sondern als Fortsetzung der sozialdemokratischen 
Tradition. »Wenn auch heute auf dieser Konferenz nicht geeinigt werden 
kann, so soll sie doch Stellung nehmen gegen die Parteizerrüttung und 
die Erdrosselung des alten Parteigeistes. Die Spaltung ist nur eine vorüber-
gehende, wenn alle die Elemente ausgeschieden sind, die nicht mehr auf 
dem Boden der Sozialdemokratie stehen.«7

 7  Protokoll über die Verhandlungen des Gründungs-Parteitages der U. S. P. D. vom 6. bis 8. April 1917 in 

Gotha. Mit Anhang: Bericht über die Gemeinsame Konferenz der Arbeitsgemeinschaft und der Spartakus-

gruppe vom 7. Januar 1917 in Berlin. Herausgegeben von Emil Eichhorn. Berlin 1921. S. 8/9; in: Protokolle 

der Parteitage der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. Bd. 1. 1917–1919. Glas hütten 

im Taunus. 1975. (Nachfolgend: Protokoll 1917) S. 9.

Wilhelm Bock (1846–1931)

QUELLE:  ARCHIV  DER 

GEDENKSTÄTTE T IVOL I ,  GOTHA
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2. ZUR ENTSTEHUNG DER USPD 
 THÜRINGEN IM ERSTEN WELTKRIEG

2.1. Der 4. August 1914

Der 4. August 1914 markiert in der Geschichte der deutschen Arbeiterbewe-
gung einen einschneidenden Wendepunkt.8 Indem die sozialdemokra tische 
Reichstagsfraktion die Kriegskredite bewilligte, die Gewerkschaftsführun-
gen sich bereit erklärten, die Tarifauseinandersetzungen für die Dauer des 
Krieges ruhen zu lassen, und beide Arbeiterorganisationen den obrigkeits-
staatlichen Burgfrieden akzeptierten und in den eigenen Reihen zu prak-
tizieren versuchten, vollzogen sie einen grundlegenden Bruch mit ihrem 
bisherigen Selbstverständnis. Sie gaben »den Anspruch auf, grundsätzlich 
in Opposition gegenüber Regierung, Staat und bürgerlicher Gesellschaft 
zu stehen«.9 Diese bald als »Politik des 4. August« bezeichnete Wendung 
war zum einen der endgültige Abschied der spd von ihrer Revolutionserwar-
tung als wesentlichem Kern ihres Selbstverständnisses. Zum anderen be-
deutete sie den Verzicht auf die aktive Fortsetzung jener Reformbestrebun-
gen zur Demokratisierung und Liberalisierung der Verfassungsordnung 
des Deutschen Kaiserreiches,10 die prägend für ihre bisherige politische 
Praxis gewe sen waren.

Als einzige relevante politische Kraft im Deutschen Kaiserreich hatte sich 
die Sozialdemokratie bis zum 4. August 1914 gegen den zum Konflikt mit 
England treibenden Schlachtflottenbau, gegen die militärische Unterdrü-
ckung der Kolonialvölker, das stehende Heer, die Rekrutenschinderei und 
den militaristischen Geist des Offizierskorps gestellt.11 Vor dem Hin tergrund 
der zunehmenden internationalen Spannungen waren ihre Warnungen 
vor den Schrecken eines modernen Krieges ebenso deutlich gewesen wie 
ihr Verweis auf dessen Konsequenz, die soziale Revolution.12 Entsprechend 
der Resolution des Stuttgarter Kongresses der ii. Internationale 1907 hätte 
die spd alles aufbieten müssen, um den Ausbruch eines Krieges zu ver-

 8  Kruse, Wolfgang: Krieg und nationale Integration. Eine Neuinterpretation des sozialdemokratischen 

Burgfriedensschlusses 1914/15. Essen 1993. S. 9.
 9  Miller, Susanne: Burgfrieden und Klassenkampf. Die deutsche Sozialdemokratie im Ersten Weltkrieg. 

Düsseldorf 1974. S. 9.
 10  Groh, Dieter; Brandt, Peter: »Vaterlandslose Gesellen«. Sozialdemokratie und Nation 1860–1990. München 

1992. S. 162.
 11  Kruse: Krieg und nationale Integration. S. 22.
 12  Groh, Brandt: »Vaterlandslose Gesellen«. S. 89.
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hindern. Sollte das nicht gelingen, wäre sie verpflichtet gewesen, die in folge 
des Krieges entstehende wirtschaftliche und politische Krise auszunutzen, 
um »die Beseitigung der kapitalistischen Klassenherrschaft zu beschleu-
nigen«.13 Die »Politik des 4. August« bedeutete im Gegensatz zur Stuttgar-
ter Resolution die Einreihung der deutschen Sozialdemokratie in die natio-
nale Kriegsfront. Die spd-Führung ho¤te als Gegenleistung hierfür auf 
innenpolitische Zugeständnisse seitens der Herrschenden nach dem Krieg.14 

Führende Vertreter des reformistisch-revisionistischen Parteiflügels inter-
pretierten die »Politik des 4. August« indes nicht nur als Unterstützung 
der nationalen Kriegspolitik, vielmehr wollten sie eine posi tive Integration 
der deutschen Arbeiterbewegung in die Nation auf Dauer erreichen. Hier-
zu musste und wollte die Parteirechte ihre politischen Vorstellungen gegen 
die bisher dominierende grundsätzliche Oppositionshaltung der Sozialde-
mokratie durchsetzen.15 Noch bevor sich die innerparteiliche Opposition 
gegen die Burgfriedenspolitik überhaupt formiert hatte, waren die Befür-
worter der »Politik des 4. August« fest entschlossen, ihre Gegner aus der 
Partei hinauszudrängen.16 Die hieraus resultierenden inner parteilichen 
Spannungen und Konflikte führten in der Konsequenz zur Spaltung der 
spd im Ersten Weltkrieg. Insofern war der 4. August 1914 für die Entste-
hung der uspd ein entscheidender Moment.17 Im Kern konstituierte die 
Minderheit, die in der spd-Reichstagsfraktionssitzung am 3. August 1914 
gegen die Kriegskredite votierte, im April 1917 die uspd.18 Gleichzeitig bil-
dete das Tre¤en einiger Mitglieder des radikalen linken Parteiflügels am 
Abend des 4. August 1914 in der Wohnung Rosa Luxemburgs den Ausgangs-
punkt für die Gründung der Spartakusgruppe, die sich zunächst der uspd 

anschloss, sie jedoch zum Jahreswechsel 1918/19 verließ und die kpd kons-
tituierte.19

 13   Institut für Marxismus-Leninismus (Nachfolgend IML) (Hrsg.): Geschichte der deutschen Arbeiter bewegung 

Bd. 2. Berlin. 1966. S. 370. (Dok. 28. S. 368–370.)
 14  Kruse: Krieg und nationale Integration. S. 137.
 15  Ebenda, S. 136.
 16  Ebenda, S. 142/143.
 17  Krause, Hartfried: USPD – Zur Geschichte der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. 

Frankfurt/M. 1975. S. 43.
 18  Engelmann, Dieter; Naumann, Horst: Zwischen Spaltung und Vereinigung. Die Unabhängige Sozial-

demokratische Partei Deutschlands in den Jahren 1917–1922. Berlin 1993. S. 10.
 19  Wilde, Florian: Ernst Meyer (1887–1930) – vergessene Führungsfigur des deutschen Kommunismus. Eine 

politische Biographie. Hamburg 2013. S. 54.



12

ZUR ENTSTEHUNG DER USPD THÜRINGEN

Für die Zeitgenossen kam die Kriegskreditbewilligung durch die spd 
 Anfang August 1914 so überraschend, dass den ersten diesbezüg lichen 
Informationen kaum jemand glauben wollte.20 Jedoch lässt sich die Entschei-
dung der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion nicht auf den Aspekt des 
Verrats reduzieren, und auch der von der bundesrepublikanischen For-
schung konstatierte »patriotische Verteidigungsenthusiasmus« der sozial-
demokratischen Arbeiterschaft, der die spd-Führung mitgerissen habe, 
erweist sich als »empirisch höchst unzureichend abgesichert«.21 Ge ne rell 
hat die historische Forschung das Bild von der europäischen Kriegs begeis-
terung des Sommers 1914 als geschickt propagierten Geschichts mythos 
korrigiert.22 Der Bruch der sozialdemokratischen Führung mit ihrem bishe-
rigen grundsätzlichen oppositionellen Selbstverständnis resultierte sowohl 
aus der konkreten Situation am 3. und 4. August 1914, als auch aus einem 
langfristigen Entwicklungsprozess, der nicht zwangs läufig im Burgfrieden 
enden musste, letztlich aber zu ihm führte. 

Politisch-programmatisch repräsentierte die spd im Sommer 1914 die An-
sprüche der Arbeiterschaft auf reale ökonomische, soziale und politische 
Mitsprache. Obwohl sich diese im Deutschen Kaiserreich allmählich eine 
relative soziale und rechtliche Besserstellung erkämpft hatte, wurde ihr die 
staatsbürgerliche und gesellschaftliche Gleichberechtigung weiterhin ver-
weigert, hielten ökonomische Ausbeutung und Unterdrückung unvermin-
dert an.23 Deshalb stand die Sozialdemokratie bis zum 4. August 1914 in 
radikaler Opposition zu jener Koalition aus vorindustriellem, halbfeudalem 
preußischen Junkertum und industrieller Großbourgeoisie, die das Deut-
sche Kaiserreich dominierte. Ihre Radikalität bezog sich jedoch nicht auf 
die Formen ihrer Aktionen, sondern auf ihre Theorie. Im Verlauf ihrer 
sowohl von Repressionserfahrungen als auch Erfolgen in verschiedenen 
ökonomischen und politischen Kämpfen bis hin zu großen Wahlsiegen 
geprägten Entwicklung hatte sie eine »reformerische Praxis«24 heraus-
gebildet, die sich den konkreten Alltagsproblemen der Arbeiterschaft zu-
wandte.

 20  Miller: Burgfrieden und Klassenkampf. S. 32.
 21  Kruse: Krieg und nationale Integration. S. 54.
 22  Weipert, Axel: Zur aktuellen Geschichtsschreibung über den Ersten Weltkrieg; in: Hüttner, Bernd (Hrsg.): 

Verzögerter Widerstand. Die Arbeiterbewegung und der Erste Weltkrieg. Berlin 2015. S. 12.
 23  Groh, Dieter: Negative Integration und revolutionärer Attentismus. Die deutsche Sozialdemokratie am 

Vorabend des Ersten Weltkrieges. Frankfurt a. M. Berlin Wien 1974. S. 36.
 24  Miller, Susanne; Potthof, Heinrich: Kleine Geschichte der SPD. Darstellung und Dokumentation. (7.  Auflage) 

Bonn 1991. S. 52.



13

ZUR ENTSTEHUNG DER USPD THÜRINGEN

Die spd verstand sich nach dem vielzitierten Wort Karl Kautskys als eine 
revolutionäre, die Revolution jedoch nicht machende Partei. Sie sah ihre 
Aufgabe in der organisatorischen und agitatorischen Vorbereitung der pro-
letarischen Massen auf die Situation, in der die bürgerliche Gesellschaft 
zusammenbrechen und die Revolution beginnen würde. Dem entsprach das 
1891 beschlossene Erfurter Programm, das infolge seiner Struktur  (Kautsky 
hatte den grundsätzlichen gesellschaftsanalytischen und programmati-
schen Teil, Eduard Bernstein die tagespolitischen Forderungen verfasst)25 
sowie im Wissen um die weitere Entwicklung der spd häufig als Dualismus 
zwischen revolutionärer Zielstellung und praktischer Reformarbeit interpre-
tiert wird. Sowohl die von Eduard Bernstein propagierten reformistischen, 
als auch die von Rosa Luxemburg vertretenen revolutionären Handlungs-
optionen wurden auf den sozialdemokratischen Parteitagen jeweils mehr-
heitlich verworfen, weil die alltägliche Erfahrung mit der Macht des Obrig-
keitsstaates einerseits und dem zum Kampf um demokratische Reformen 
kaum noch bereiten Liberalismus andererseits das Festhalten am Konzept 
des Wartens auf die Revolution plausibel machte.26 Erfolge und Niederlagen 
bei Wahlen zeigten in diesem Verständnis »den Stand der proletarischen 
Bewegung und ihre Annäherung an das Ziel der Revolution«.27 Insbeson-
dere die Gewerkschaften setzten in ihrem Kampf um die Erhöhung der 
Löhne und Gehälter sowie die Reduzierung der Arbeitszeit auf Massenauf-
klärung sowie Festigung und Ausbau ihrer Organisation.28 Im Verlauf die-
ser Entwicklung vertauschten sich jedoch Mittel und Zweck. Die Arbeiter-
organisationen wurden zum Selbstzweck und waren immer weniger das 
Mittel zum Erreichen politischer Ziele. Deshalb kam ihrem Erhalt auch in 
Bezug auf die Frage der Verhinderung eines Krieges Vorrang zu.29 Vor 
diesem Hintergrund verhinderte Ende Juli/Anfang August 1914 die nicht 
unbegründete Erwartung massiver staatlicher Repressionen (der Parteivor-
sitzende Friedrich Ebert war mit der Parteikasse in die Schweiz geschickt 
worden um diese in Sicherheit zu bringen) eine wirklich aktive Antikriegs-
politik. Die Furcht vor einem Organisations- und politischen Betätigungs-
verbot bestimmte wesentlich die Entscheidung der sozialdemokratischen 
Reichstagsfraktion zugunsten der Kriegskredite.30

 25  Kuhn, Axel: Die deutsche Arbeiterbewegung. Stuttgart 2004. S. 98.
 26  Brandt, Peter; Lehnert, Detlef: „Mehr Demokratie wagen“. Geschichte der Sozialdemokratie 1830–2010. 

Berlin 2013. S. 89.
 27  Grebing, Helga: Arbeiterbewegung. Sozialer Protest und kollektive Interessenvertretung bis 1914. 

 München 1987 (2. Auflage). S. 105/106.
 28  Ebenda. S. 117.
 29  Kruse: Krieg und nationale Integration. S. 24.
 30  Ebenda. S. 62/63.
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Infolge des Wartens auf die Revolution verlor die an Marx orientierte Ver-
bindung von »Entwicklungsnotwendigkeit und Handeln«31 zunehmend an 
Bedeutung. Der Marxismus erhielt immer mehr den Status eines Bekennt-
nisses, dem nicht o¤en widersprochen wurde, das aber für den Alltag und 
dessen Verständnis kaum noch Relevanz besaß. Ebenso wie die Revolution 
wurde auch die marxistische Theorie »eine ferne Zukunftsvision«,32 wäh-
rend sich in weiten Kreisen der Arbeiterbewegung ein nüchterner Alltags-
pragmatismus ohne langfristige Perspektive herausbildete, ein »theoriever-
drossener Praktizismus«,33 der seine stärkste Basis in den Gewerkschaften 
besaß. Dadurch verschob sich nach 1900 das innerparteiliche Kräfteverhält-
nis zugunsten des revisionistisch/reformerischen Flügels, wenngleich das 
durch Bebel und Kautsky repräsentierte marxistische Zentrum zunächst 
noch dominant blieb.

Die Auswirkungen der Ausgrenzung der Arbeiterbewegung aus Nation 
und Gesellschaft, die seit dem Sozialistengesetz (1878–1890) die innen-
politische Situation des Kaiserreiches geprägt hatte, waren besonders nach 
den sogenannten »Hottentotten-Wahlen« 1907 deutlich geworden. Die spd 

musste sich in diesem Reichstagswahlkampf gegen den ausschließlich 
gegen sie gerichteten Vorwurf wehren, vaterlandslos und antinational zu 
sein. Infolgedessen verlor sie die Hälfte ihrer Reichstagsmandate und erlitt 
eine überraschende und schockierende Niederlage, die ihre weitere Politik 
bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges maßgeblich beeinflusste. Seit 
der Reichstagswahl 1907 hielten sich die spd-Redner im Parlament mit Aus-
nahme Karl Liebknechts mit Kritik am Militär und der Hochrüstung sowie 
der deutschen Kolonialpolitik zurück. An die Stelle grundsätzlicher Milita-
rismuskritik war eine systemkonforme und reformorientierte Detail kritik 
getreten.34 Die Furcht, erneut in der nationalen Frage ins Unrecht gesetzt 
zu werden, behinderte bis zum Sommer 1914 kriegsgegnerische Aktivitä-
ten und trug viel zur Entscheidung zugunsten der Kriegskredite bei.35

 31  Grebing: Arbeiterbewegung. S. 112.
 32  Hoffrogge, Ralf: Sozialismus und Arbeiterbewegung in Deutschland. Von den Anfängen bis 1914. Stuttgart 

2011. S. 154.
 33  Brandt, Lehnert: »Mehr Demokratie wagen«. S. 86.
 34  Neff, Bernhard: »Wir wollen keine Paradetruppe, wir wollen eine Kriegstruppe …«: Die reformorientierte 

Militärkritik der SPD unter Wilhelm II. 1890–1913. Köln 2004. S. 248.
 35  Kruse: Krieg und nationale Integration. S. 63.
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Unmittelbar nach dem Attentat in Sarajevo am 28. Juni 1914 war sich die 
Führung der deutschen Sozialdemokratie der bedrohlichen Lage durchaus 
bewusst gewesen.36 Doch erst zwei Tage nach dem Bekanntwerden des 
Ultimatums des Habsburger Reiches an Serbien vom 23. Juli 1914 rief der 
spd-Parteivorstand zu Antikriegskundgebungen auf. Dem folgten in der 
letzten Juliwoche 1914 mindestens 750 000 Mitglieder und Anhänger der 
spd im gesamten Kaiserreich. Die dabei zu Tage tretende Stimmung gab 
ein 70-jähriger Veteran der Arbeiterbewegung im Anschluss an die »Rie-
senversammlung« im thüringischen Weida am 31. Juli 1914 mit den  Worten 
wieder: »Heute konnte man den vielen Menschen an den ernsten Gesich-
tern ablesen, dass man keinen völkermordenden Krieg wünscht.«37 Dass 
zumindest Teile der sozialdemokratischen Basis hierfür aktiv einzutreten 
bereit waren, zeigten die zahlreichen illegalen Demonstrationen, die sich 
im Anschluss an die großen Massenkundgebungen formierten.38 Nachdem 
die Protestversammlung im Gothaer Volkshaus »Zum Mohren« am 30.  Juli 
1914 beendet war, gingen »völlig spontan« etwa 5 000 Arbeiter auf die 
Straße. Ihre Demonstration war die größte, die die Stadt bis dahin erlebt 
hatte.39 Zwei Tage zuvor waren 2 500 Frauen und Männer im Jenaer Volks-
haus zusammengekommen, um gegen den drohenden Krieg zu protestie-
ren. Anschließend begab sich ein Teil der Kundgebungsteilnehmer zum 
Marktplatz, wo sie mit nationalisti schen Studenten zusammenstießen. Die 
Polizei verhinderte letztlich eine größere Auseinandersetzung zwischen 
den widerstreitenden Gruppierungen.40 Der sozialdemokratische Parteivor-
stand gri¤ die Aktionsbereitschaft seiner Anhänger jedoch nicht auf. Der 
Aufruf vom 25. Juli 1914 stellte den Höhepunkt seiner kriegsgegnerischen 
Aktivitäten dar – sowohl inhaltlich als auch auf der Aktionsebene begann 
von da an sein allmählicher  Rückzug. Er fügte sich den behördlichen Anord-
nungen und führte seine Kundgebun gen in geschlossenen Räumen durch, 
weshalb das kriegsbegeisterte Bürger tum allein das Bild in der Ö¤entlich-
keit bestimmen konnte.41 Die Kombina tion aus einem fast schon verzweifel-
ten Festhalten an der kaum begründe ten Ho¤nung auf Friedensbemühun-
gen der Reichsleitung bei gleichzei ti gem erfolgreichen Verdrängen aller 

 36  Ebenda. S. 29.
 37  Weimarische Volkszeitung, 01. 08. 1914.
 38  Kruse: Krieg und nationale Integration. S. 40.
 39  Seeber, Gustav: Zum Kampf der Gothaer Arbeiter gegen Militarismus und Krieg 1914 bis 1918; in: Wissen-

schaftliche Zeitschrift der Friedrich Schiller Universität Jena. Jg. 7 (1957/58). Gesellschafts- und Sprach-
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 40  Schulz, Eberhart: Gegen Krieg, Monarchie und Militarismus. Der Weg in die Revolutionstage 1918/19 in 

Jena. Jena 2008. S. 23.
 41  Kruse: Krieg und nationale Integration. S. 43.
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gegenteiligen Anzeichen ermöglichte es der spd-Führung, sich nach außen 
hin von den Friedensabsichten der deutschen Regierung überzeugt zu zei-
gen und so den o¤enen Konflikt mit dem zum Krieg rüstenden Staat zu 
vermeiden.42 Während es dem deutschen Reichskanzler Bethmann Holl-
weg gelang, die wahren Kriegsabsichten der Reichsleitung vor der Ö¤ent-
lichkeit zu verschleiern (bereits am 6. Juli 1914 hatten der Kaiser und er 
Österreich-Ungarn faktisch einen Freibrief zum Krieg gegen Serbien ge-
geben) und Russland in die Rolle des Kriegstreibers zu drängen, war die 
sozialdemokratische Bereitschaft zur Vaterlandsvertei digung geweckt.43 
Infolgedessen passte sich die spd-Führung schrittweise an die Positionen 
der Regierung an und gab im Verlauf des 31. Juli 1914 ihre Antikriegspoli-
tik auf. Die damit verbundene Aktivierung des traditio nellen Antizarismus 
der deutschen Arbeiterbewegung beförderte zugleich die Bereitschaft gro-
ßer Teile der sozialdemokratischen Arbeiterschaft zur Landesverteidigung, 
die mit Kriegsbegeisterung jedoch nicht gleichgesetzt werden kann.

Mit der Aufgabe ihrer Antikriegspolitik stand die Sozialdemokratie der 
wei teren Entwicklung ohne eigene Handlungsoption gegenüber. Nicht nur, 
dass sich die Vorstellung von der kriegsverhindernden Kraft der deutschen 
und internationalen Arbeiterbewegung als Illusion erwiesen hatte – der spd 
fehlte aufgrund ihrer Betonung der Friedfertigkeit der deutschen Re gierung 
im Moment der Entscheidung auch der konkrete Ansatzpunkt für eine 
oppositionell-kriegsgegnerische Politik. Unter dem Eindruck des die Ö¤ent-
lichkeit beherrschenden Nationalismus und der reibungslos verlaufenden 
Mobilisierung erschienen die eigenen Voraussagen über den Zusammen-
bruch der bürgerlichen Gesellschaft im Krieg ihrer Glaubwürdigkeit be-
raubt.44

Während Karl Liebknecht im Ergebnis der Beratungen der spd-Reichstags-
fraktion am 3. und 4. August 1914 nur noch den Zusammenbruch des 
linksradikalen Flügels konstatieren konnte,45 versuchte Rosa Luxemburg 
vergeblich, eine Protestaktion gegen die Fraktionsentscheidung zu organi-
sieren.46 Am 4. August 1914 hatte sich zunächst der revisionistisch/refor-

 42  Ebenda. S. 49.
 43  Bollinger, Stefan: Weltbrand, »Urkatastrophe« und linke Scheidewege. Fragen an den »Großen Krieg«. 
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mistische Parteiflügel durchgesetzt. Ludwig Frank, einer seiner bekanntes-
ten Vertreter, brachte es auf den Punkt, als er sinngemäß formulierte, man 
würde statt eines Massenstreikes einen Krieg für das bislang unerreichte 
demokratische Wahlrecht in Preußen führen.47 War die Bereitschaft der 
Sozialdemokratie zur Landesverteidigung bis zum 4. August 1914 als Erfül-
lung der Wehrpflicht gemeint, so bedeuteten die Bewilligung der Kriegs-
kredite durch die spd- Reichstagsfraktion die Akzeptanz des Burgfriedens 
und damit die vorbehalt lose Unterstützung der Regierung den Bruch mit 
ihren bisherigen politischen Grundsätzen.48

2.2. Zu den Anfängen der innerparteilichen 
 Opposition in Thüringen

In Thüringen hatte sich die spd bis zur Reichstagswahl 1912 zur politisch 
stärksten regionalen Kraft entwickelt, die mit Ausnahme des katholischen 
Eichsfel des von nahezu der gesamten Arbeiterschaft und Teilen des demo-
kratischen Kleinbürgertums unterstützt wurde. Aufgrund der spezifischen 
territoria len, politischen und ökonomischen Entwicklung war die thüringi-
sche Sozial demokratie weniger eine Klassenpartei des Industrieproletariats 
als vielmehr eine »Partei der kleinen Leute«.49 Auf dieser Basis hatte sie in 
der kleinstaatlichen Landespolitik – wenn auch abhängig vom jeweiligen 
Landtagswahlrecht und in den engen Grenzen des Obrigkeitsstaates – 
durchaus politischen Einfluss. Kurz vor Ausbruch des Ersten Weltkrieges 
dominierten vor Ort je nach Landesorganisation der revisionistisch/refor-
mistische Parteiflügel bzw. das marxistische Zentrum. Die radikal-linken 
Vorstellun gen hatten ihre Zentren lediglich in Gotha um die Redaktion 
der spd-Zeitung Volksblatt (Redakteur Otto Geithner) und in Jena unter den 
Mitgliedern des »Diskutierclubs« um Emil Höllein.50 Vor diesem Hinter-
grund stieß die »Politik des 4. August« in der Thüringer spd zunächst auf 
wenig Widerstand. Bereits am 30. Juli 1914 hatte der Reichstagsabgeordnete 
Heinrich Schulz auf der Antikriegskundgebung im Erfurter Gewerkschafts-
haus »Tivoli« vor 3 000 Teilnehmern erklärt, trotz ihrer Friedensliebe 
 denke die Sozialdemokratie nicht daran, das Vaterland von den russischen 

 47  Miller: Burgfrieden und Klassenkampf. S. 72.
 48  Kruse: Krieg und nationale Integration. S. 53.
 49  Wolfrum, Andreas: Die Sozialdemokratie im Herzogtum Sachsen-Altenburg zwischen 1848 und 1920. 
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Kosakenherden zerstampfen zu lassen. »Jeder Sozialdemokrat werde im 
bevorstehenden Krieg seine Pflicht tun müssen!«51 Am 4. August 1914 
schrieb das Saalfelder Volksblatt, in dieser weltgeschichtlichen Situation kön-
ne die Sozial demokratie bei der Verteidigung des Vaterlandes nicht abseits 
stehen.52 Die Weimarer spd-Mitgliederversammlung erklärte sich einen 
Tag später mit der Zustimmung zu den Kriegskrediten einverstanden,53 
und die Weima rische Volkszeitung schrieb: »Wir, die wir niemandes Knech-
te sein wollen, wollen nicht Knechte des russischen Zaren werden.«54 Auch 
das Gothaer Volksblatt, das bald zu den wenigen gegen den Burgfrieden 
opponierenden Parteiblättern gehören sollte,55 stimmte unmittelbar nach 
Kriegsbeginn in die Kampfaufrufe gegen den Zarismus ein.56

Wer sich einen kritischen Blick bewahrt hatte, konnte schnell mit dem 
Vorwurf des »Landesverrats« konfrontiert werden. So erging es dem jun-
gen Zeiss-Arbeiter Curt Böhme, als er nach dem erstmaligen Läuten der 
»Siegesglocken« Mitte August 1914 seine Arbeitskollegen mahnte, das 
 darin enthaltene Totengeläut für die gefallenen Väter, Söhne und Brüder 
zu erkennen und daraus Schlussfolgerungen gegen den Krieg zu ziehen.57 
Bereits am Abend des 1. August 1914 war Böhme mit einigen Mitgliedern 
des Diskutierclubs zusammengekommen, um zu erörtern, wie der Kriegs-
politik begegnet werden müsse. Die Teilnehmer dieses Tre¤ens werteten 
die Mobilmachung als Beginn der von den herrschenden Klassen Deutsch-
lands seit langem gesuchten Auseinandersetzung mit den anderen imperia-
listischen Mächten und lehnten die Losung von der Vaterlandsverteidigung 
als Mittel zur Kriegsbegeisterung ab.58 In Erwartung eines kurzen Krieges 
akzeptierten die Jenaer Oppositionellen zunächst den vom spd-Parteiaus-
schuss am 27. September 1914 beschlossenen »innerparteilichen Burgfrie-
den«, der jegliche innerparteiliche Debatte zur Kriegskredit-Zustimmung 
untersagte.59 Ihn durchbrachen als erste Thüringer Sozialdemokraten die 
Redakteure des Gothaer Volksblattes, als sie in der Ausgabe vom 14. Septem-

 51  Gutsche, Willibald: Die revolutionäre Bewegung in Erfurt während des 1. Imperialistischen Weltkrieges 
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 53  Weimarische Volkszeitung, 07. 08. 1914.
 54  Weimarische Volkszeitung, 06. 08. 1914.
 55  Bartel, Walter: Die Linken in der deutschen Sozialdemokratie im Kampf gegen Imperialismus und Krieg. 
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ber 1914 die Zustimmung zu den Kriegskrediten kritisierten. Nachfolgend 
setzte sich das Volksblatt immer kritischer mit der »Politik des 4. August« 
auseinander und lobte demgegenüber die bolschewistischen Duma-Ab-
geordneten für ihre Ablehnung der zaristischen Kriegspolitik. Zugleich 
berich tete es über den Konflikt um die Schwäbische Tagwacht.60 Im März 
1915 wurde das Volksblatt verboten.61 Wilhelm Bock, der sich Anfang 1915 
geweigert hatte, Geithner als verantwortlichen Redakteur zu entlassen, 
gelang es, das Blatt unter dem Namen Gothaer Generalanzeiger in eigener 
Verantwortung weiterzuführen.62

Das »Nein« Karl Liebknechts zu den Kriegskrediten am 2. Dezember 1914 
im Deutschen Reichstag, vom Gothaer Volksblatt ebenfalls verteidigt,63 
machte vor dem Hintergrund der Entwicklung des Herbstes 1914 die  bereits 
existierende innerparteiliche Opposition ö¤entlich. Sie gewann allmählich 
Rückhalt, als sich herausstellte, dass der Krieg nicht von kurzer Dauer sein 
würde, Deutschland nicht angegri¤en worden war und die Parteiführung 
trotz erster Annexionsforderungen an der »Politik des 4. August« festzuhal-
ten gedachte.64 Vor allem in der Parteijugend gri¤en Skepsis und Ab lehnung 
des Burgfriedens um sich. So verweigerte die »Zentralstelle für die Arbei-
tende Jugend« im Oktober 1914 mit großer Mehrheit die Mitarbeit an den 
militaristisch ausgerichteten bürgerlichen Jugendwehren.65 Curt Böhme 
war als Vorsitzender der Arbeiterjugend-Bezirksleitung Thüringen maß-
geblich an diesem Beschluss beteiligt. Eine Konferenz der ostthüringi-
schen Jugendausschüsse bekräftigte im November 1914 diese Position.66 
Hier zeigte sich die Wirkung der von Karl Liebknecht vor dem Ersten 
Weltkrieg auch in Thüringen betriebenen antimilitaristischen Agitation, 
die große Teile der thüringischen Arbeiterjugend beeinflusst hatte.67 Thü-
ringen gehörte zu den Hochburgen der oppositionellen Jugendgruppen. 
Sie trafen sich Ostern 1916 in Jena zu einer illegalen Reichskonferenz,68 
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die von Karl Liebknecht und der von ihm verfassten Resolution69 geprägt 
wurde. Von ihm war im Frühjahr 1915 auch maßgeblich die Initiative für 
das Protestschreiben an den spd-Parteivorstand vom 9. Juni 191570 aus-
gegangen, in dem etwa 1 000 sozialdemokratische Funktionäre und Mit-
glieder aus dem gesamten Reich eine Abkehr von der Burgfriedenspolitik 
forderten. Aus Thüringen kamen mindestens 54 Unterschriften, wobei die 
Herkunftsorte der Unterzeichner mit den späteren Hochburgen der uspd 

übereinstimmten. In Gotha hatten sich die Partei- und Gewerkschafts lei-
tung sowie die Landtagsfraktion dem Protest angeschlossen. Weitere Unter-
schriften kamen aus Erfurt, Nordhausen, Gera, Sömmerda und  Jena.71 In 
der Saalestadt waren die oppositionellen Sozialdemokraten – als Wander-
gruppe getarnt – im Herbst 1914 vierzehntäglich zusammengekommen, 
um sich zu politischen Fragen auszutauschen.72

 Aus anderen Kreisen stam-
mendes Material wurde im Ortsverein verbreitet. So lief Liebknechts illegal 
gedruckter Briefwechsel mit dem Parteivorstand73 in Jena »von Hand zu 
Hand«,74 das »Manifest der Internationalen Sozialistischen Frauenkonfe-
renz«75 wurde per Post weitergeleitet.76

 Liebknechts Broschüre »Klassen-
kampf gegen den Krieg« war ebenso im Umlauf wie einige Exemplare der 
von Rosa Luxemburg und Franz Mehring herausgegebenen Zeitschrift 
Internationale. Deren Erscheinen war das Ergebnis eines Tre¤ens von Partei-
linken, das am 5. März 1915 in Berlin stattgefunden hatte.77 Otto Geithner, 
der einzige Thüringer Teilnehmer, wurde durch seine Einberufung zum 
Militär gehindert, in seinem Wirkungsbereich weitere Mitstreiter für die 
sich konstituierende Gruppe »Internationale« zu gewinnen.78 Ebenfalls im 
Frühjahr 1915 erhielt Emil Höllein seine Einberufung; an seine Stelle trat 
als Leiter der Jenaer Opposition Curt Böhme.79
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Am 19. Juni 1915 verö¤entlichten der spd-Parteivorsitzende Hugo Haase 
sowie die beiden Parteitheoretiker Karl Kautsky und Eduard Bernstein in 
der Leipziger Volkszeitung ihren Aufruf »Das Gebot der Stunde«. Sie kenn-
zeichneten vor dem Hintergrund der zunehmenden Annexionsforderun-
gen den Krieg als Eroberungskrieg. Die Sozialdemokratie müsse sich ent-
scheiden, ob sie weiterhin die Kriegskredite befürworten oder ent sprechend 
ihrer bisherigen Tradition im Interesse des arbeitenden Volkes aktiv für 
den Frieden eintreten wolle.80 Die Verfasser hatten sich dem »Unterschrif-
tenflugblatt« bewusst nicht angeschlossen, obwohl Kautsky und Bernstein 
von den Initiatoren in die ersten Diskussionen einbezogen worden waren. 
Zwar begrüßten sie die allgemeine Tendenz des Protestschreibens vom 
9. Juni, machten für ihre Entscheidung jedoch inhaltliche Di¤erenzen gel-
tend.81 »Das Gebot der Stunde« markierte jedoch insofern eine »taktische 
Wende des marxistischen Zentrums«, weil es nun ebenfalls o¤en die 
sozial demokratische Burgfriedenspolitik kritisierte82 und eine Abkehr for-
derte. Bis zu diesem Zeitpunkt hatte sich das linke Zentrum um Haase 
und Kautsky, zu dem auch Wilhelm Bock zu zählen ist,83 im Interesse der 
Parteieinheit nicht o¤en gegen die »Politik des 4. August« gestellt.  Nachdem 
es jedoch mit seinem Vorhaben, die Mehrheit der spd-Reichstagsfraktion 
wieder auf den Boden des sozialdemokratischen Programms zurückzufüh-
ren, im Herbst 1915 endgültig gescheitert war, stimmten am 21. Dezember 
1916 neben Karl Liebknecht und Otto Rühle auch 18 zentristische Abgeord-
nete der sozialdemokratischen Fraktionsminderheit im Reichstagsplenum 
gegen die Kriegskredite.84

Das nun folgende massive Vorgehen der Partei- und Fraktionsführung 
gegen die Minderheit und insbesondere der Ausschluss Karl Liebknechts 
aus der sozialdemokratischen Reichstagsfraktion am 12. Januar 191685 
 riefen in der spd nicht nur zahlreichen Widerspruch86 hervor, sondern 
trugen auch in Thüringen wesentlich zum Entstehen der innerparteilichen 
Opposition bei. Die Versammlung der Wahlkreisvertrauensleute in Nord-
hausen erklärte, das Vorgehen des Parteivorstandes sei ein weiterer Beleg 
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»für die Entfernung der Parteiführung von jenen sozialdemokratischen 
Grundsätzen, die die Haltung der Partei und der Fraktion im politischen 
Kampfe bestimmen müssten«. Deshalb unterstützten die Nordhäuser die 
Haltung ihres Abgeordneten Oskar Cohn,87 der am 21. Dezember 1915 
ebenso wie Wilhelm Bock und Emanuel Wurm mit der Fraktionsminder-
heit gestimmt hatte.88 Eine von 70 Parteifunktionären besuchte Wahlkreis-
konferenz in Reuß j. L. sprach sowohl der Reichstagsfraktion als auch dem 
Parteiausschuss das Recht ab, über die aufgetretenen Di¤erenzen Entschei-
dungen zu tre¤en, die nur einem Parteitag vorbehalten waren. Damit unter-
stützte auch sie das Votum Emanuel Wurms, der bereits im Juli 1915 von 
der Mitgliederversammlung in Gera/Lusan aufgefordert worden war,  gegen 
die Kriegskredite zu stimmen.89

2.3. Zur Gründung der USPD Thüringen

Ende Dezember 1916 berief der Vorstand der Sozialdemokratischen Arbeits-
gemeinschaft (sag) eine Oppositionskonferenz ein. Sie war von jenen sozial-
demokratischen Reichstagsabgeordneten gebildet worden, die am 24. März 
1916 aus der spd-Fraktion ausgeschlossen worden waren, weil sie im Reichs-
tagsplenum entgegen der Fraktionsmehrheit den Nachtragsetat abgelehnt 
hatten.91 Den Anlass für die Oppositionskonferenz bildete der »Vorwärts- 
Raub«, mit dem der spd-Vorstand durch Entlassung der burgfriedenskri-
tischen Redakteure das wichtigste Organ der Partei unter seine Kontrolle 
nahm.92 Durch solche Praktiken wurde die Opposition entgegen ihren 
ursprünglichen Absichten dazu gedrängt, »ihre eigene Partei zu gründen, 
um überhaupt wieder über ein Sprachrohr für ihre Vorstellungen zu ver-
fügen«.93 Der Parteivorstand bedrohte indes die Teilnehmer der angekün-
digten Oppositionskonferenz mit dem Parteiausschluss.94 Die sag- Führung 
um Hugo Haase ging das Risiko dennoch ein, weil sie die Empö rung 
großer Teile der Partei gegenüber dem Agieren des Parteivorstandes wahr-
nahm und zudem befürchtete, die Anfang Januar 1916 gegründete Spar-

 87  Weimarische Volkszeitung, 20. 01. 1916.
 88  Schulze: Die Novemberrevolution 1918 in Thüringen. S. 28.
 89  Weimarische Volkszeitung, 20.01.1916. Pöhland: Die Entwicklung der Arbeiterbewegung in Ostthüringen. 
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 93  Brandt, Lehnert: »Mehr Demokratie wagen«. S. 108.
 94  Krause: USPD. S. 79.
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takusgruppe könne mit Erfolg den Austritt aus der Partei propagieren.95 
Tatsächlich war die um Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht organi sierte 
radikale Linke das treibende Element innerhalb der Opposition. Sie zwang 
das marxistische Zentrum zum Handeln, wie der oft zitierte Brief Karl 
Kautskys an Victor Adler, den Vorsitzenden der österreichischen Sozialde-
mokratie, vom 7. August 1916 belegt. Die Frage sei nicht, ob die Opposition, 
sondern welche Opposition siegen werde. »Die Gefahr, die von der Sparta-
kusgruppe droht, ist eine große. Ihr Radikalismus entspricht den augen-
blicklichen Bedürfnissen der ungeschulten Massen. Liebknecht ist heute 
der populärste Mann in den Schützengräben.«96

Die Mehrheit der Teilnehmer97 der am 7. Januar 1917 im Berliner Reichstag 
tagenden Oppositionskonferenz erklärte ihren Willen, in der Partei verblei-
ben zu wollen. Überall dort, wo sie in den lokalen/regionalen Parteigliede-
rungen in der Minderheit waren, wollten sie um die Mehrheit kämpfen. 
Orts- und Kreisorganisationen, die die oppositionellen Ansichten teilten, 
sollten enger zusammenarbeiten. Damit lehnte die Opposition zugleich die 
von einigen lokalen Organisationen praktizierte und von der Spartakus-
gruppe geforderte Beitragssperre ab. Vielmehr sei es Aufgabe der Opposi-
tion, die arbeitende Klasse wieder auf das alte Kampffeld zurückzuführen 
und die grundsätzliche Politik der Sozialdemokratie zu befördern.98 Was 
damit gemeint war, hatte Hugo Haase einleitend in seinem Referat formu-
liert: »Wir wollen aber nicht eine Partei des Reformismus werden (…) Wir 
wollen eine Partei der Demokratie und des Sozialismus sein!«99

Am 18. Januar 1917 reagierte der Parteiausschuss auf die Oppositionskonfe-
renz mit dem Ausschluss der Mitglieder der Sozialdemokratischen Arbeits-
gemeinschaft und ihrer Anhänger aus der spd.100 Daraufhin rief die  Führung 
der sag am 9. Februar 1917 alle oppositionellen Sozialdemokraten auf, sich 
zusammenzuschließen.101 Der Wahlkreisverein Reuß j. L. sprach sich in 
seiner Versammlung am 21. Januar 1917 erneut für die sag aus und forder-
te zugleich, die Einheit der Partei zu bewahren.102 Der Vorstand der Jenaer 

 95  Miller: Burgfrieden und Klassenkampf. S. 153.
 96  IML (Hrsg.): Dokumente und Materialien. Reihe 2 Bd. 1. S. 430/431.
 97  Aus Thüringen nahmen Wilhelm Bock, Emil Grabow, Emil Vetterlein, Paul Leven, Alfred Schmiedel,  Hannes 
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spd-Ortsgruppe wies die Kritik des Wahlkreisvorstandes Weimars zurück, 
die offizielle Delegierung Richard Zimmermanns zur Oppositionskonfe-
renz sei statutenwidrig gewesen. Zudem habe die Jenaer spd zu keinem 
Zeitpunkt zum Boykott der Parteipresse aufgerufen oder für die Sperrung 
der Parteibeiträge plädiert.103 Der in Opposition zur »Politik des 4. August« 
stehende Eisenacher spd-Verein behielt sich am 28. Januar 1917 angesichts 
der von der Parteiführung angedrohten organisatorischen Konsequenzen 
eigene Schritte vor.104 In der Mitgliederversammlung der Erfurter spd am 
24. Januar 1917 äußerte der stellverstretende Vereinsvorsitzende in seinem 
einleitenden Referat die Ho¤nung, dass der Krieg bald beendet sei, damit 
ein Parteitag den Konflikt entscheiden könne. Der Reichstagsabgeordnete 
Paul Reißhaus brachte in der anschließenden Diskussion die eigentliche 
Spaltungsursache fast resignierend auf den Punkt. Sie liege in der »Politik 
des 4. August«, mit der die Mehrheit die Partei »in eine reformsozialis tische 
Partei umwandeln« wolle. »Die Beseitigung der kapitalistischen Gesell-
schaftsordnung war das Hauptziel der alten sozialdemokratischen Partei. 
Jetzt wollen sie am Tische der Regierung Platz haben. Das sei nur möglich 
bei einer Aussöhnung mit der heutigen bürgerlichen Gesellschaft, was zu 
einer Verflachung und Aufgabe des alten Hauptzieles führen müsse.  Gegen 
diese Entwicklung in der Partei wehre sich die Minderheit, die weit über 
den Kreis der ›Sozialdemokratischen Arbeitsgemeinschaft‹ hinausreiche. 
(…) Heute sei es den Reformisten möglich geworden, infolge des Kriegs-
zustandes den Massen ihre Taktik aufzuzwingen (…) Jetzt erst wisse man, 
was man an den Genossen Singer, Bebel und Liebknecht und an allen 
anderen großen Führern gehabt habe.«105 

Festhalten an der Parteieinheit, Kritik am Parteivorstand wegen seines 
statutenwidrigen Agierens gegenüber der Opposition und Ablehnung von 
oppositionellen Sonderorganisationen kennzeichneten die mehrheitliche 
Haltung im sozialdemokratischen Agitationsbezirk Groß-Thüringen, die 
von einer außerordentlichen Bezirkskonferenz am 18. Februar 1917 bestä-
tigt wurde. »Die Organisation kennt kein Außerhalb der Partei stellen«, 
erklärte eine mit großer Mehrheit von den Delegierten auf Vorschlag des 
Bezirksvorstandes beschlossene Resolution, die jedoch keine inhaltliche 
Position im Parteikonflikt bezog, was der unterschiedlichen Haltung der 
einzelnen lokalen/regionalen Parteiorganisationen entsprach. Dennoch 

 103  Weimarische Volkszeitung, 15. 01. 1917.
 104  Weimarische Volkszeitung, 01. 02. 1917.
 105  zitiert nach Gutsche: Die revolutionäre Bewegung in Erfurt. S. 81/82.
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hatte die Abstimmung über die beiden der Bezirkskonferenz ebenfalls 
unterbreiteten Alternativanträge kenntlich gemacht, dass die Anhänger 
des Parteivorstandes im Agitationsbezirk Groß-Thüringen deutlich in der 
Minderheit waren. Ihre Resolution erhielt lediglich neun Fürstimmen bei 26 
Ablehnungen. Demgegenüber bekam die von Wilhelm Bock und  Emanuel 
Wurm zugunsten der sag eingereichte Resolution mit 17 Ja- gegenüber 21 
Neinstimmen eine deutlich größere Unterstützung, auch wenn sie insge-
samt nicht mehrheitsfähig war.106 Deshalb drängte der Gothaer spd-Kreis-
vorstand auf eine inhaltliche Entscheidung und lud für den 7. März 1917 
zur einer »Konferenz der Opposition für Thüringen« ein.107 Sie fand am 
25. März 1917 in Gotha statt. sag-Anhänger aus zehn Wahlkreisen nahmen 
daran teil.108 Aus den wenigen Überlieferungen geht hervor, dass sich die 
Thüringer Oppositionskonferenz mit der Vorbereitung der für den 6. April 
1917 nach Gotha einberufenen Reichskonferenz der Opposition befasste, 
die zum Gründungsparteitag der uspd (6.–8 April 1917) werden sollte.109

 

Die Einladung lag seit Mitte März 1917 vor.110 Für die nach dem uspd-Grün-
dungsparteitag111 auch in Thüringen erfolgte Spaltung der Sozialdemo kratie 
lassen sich die Konturen sehr eindeutig entlang der lokalen/regionalen 
Parteigeschichte und -tradition nachzeichnen.112 In den Wahlkreisorganisa-
tionen Sachsen-Altenburg, Sachsen-Meinigen und Schwarzburg-Ru dolstadt 
hatte die reformistisch/revisionistische Richtung vor dem Ersten Weltkrieg 
dominiert. Sie verblieben nahezu geschlossen in der Partei, die sich nun 
Mehrheitssozialdemokratische Partei Deutschlands (mspd) nannte. Ebenso gin-
gen die in der Vorkriegszeit zentristisch orientierten Organisationen in den 
beiden reußischen Staaten, in Sachsen-Gotha sowie Schwarzburg-Sonders-
hausen fast vollständig zur uspd über. Dies gilt auch für die zu Preußen 
gehörenden Wahlkreisorganisationen Erfurt-Schleusingen, Nordhausen, 
Mühlhausen-Langensalza und Heiligenstadt-Worbis.113 Zur Spaltung kam 
es hingegen in Sachsen-Weimar und in Jena.114

 106  Weimarische Volkszeitung, 22. 02. 1917.
 107  Weimarische Volkszeitung, 17. 03. 1917.
 108  Buchsbaum: Die Linksentwicklung der Gothaer Arbeiterbewegung. S. 60.
 109  Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und Vereinigung. S. 27.
 110  Protokoll 1917: S. 7. 
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3. DIE USPD THÜRINGEN WIRD 
MASSENPARTEI DER 
REVOLUTIONÄREN ARBEITERSCHAFT

3.1. Zu den Anfängen der revolutionären 
 Massenbewegungen in Thüringen 

An jenem 6. April 1917, als in Gotha der uspd-Gründungsparteitag begann, 
traten die usa infolge des vom Deutschen Kaiserreich praktizierten un-
eingeschränkten U-Boot-Krieges in den Ersten Weltkrieg ein. Drei Wochen 
zuvor war der russische Zar gestürzt worden. Obwohl Hugo Haase in sei-
ner Begrüßungsansprache an die Delegierten des uspd-Gründungsparteita-
ges dieses Ereignis begrüßt hatte,115 schienen viele dessen Bedeutung kaum 
zu verstehen.116 Tatsächlich fand die Verständigung über praktische Kon-
sequenzen außerhalb der oªziellen Tagesordnung statt. Im Verlauf eines 
Tre¤ens von Delegierten, das ursprünglich Fragen der Gewerkschafts-
arbeit diskutieren sollte, gab ein Berliner Vertreter die Vorbereitungen für 
einen Streik bekannt. Nachdem sich weitere Anwesende ebenfalls für einen 
Ausstand ausgesprochen hatten, wurde über ein unmittelbares Vorgehen 
schnell Einigkeit erzielt.117 Als Folge des »Kohlrübenwinters« 1916/17  hatte 
die Protestbereitschaft insbesondere der Arbeiter in der Rüstungsindustrie 
massiv zugenommen. Die Ankündigung weiterer Kürzungen der Brotra-
tionen war der Anlass für die Vorbereitungen auf den Aprilstreik 1917,118 
der seine Schwerpunkte in den uspd-Hochburgen Berlin mit 300 000 und 
Leipzig mit 30 000 Streikenden hatte. In beiden Städten wurden Arbeiter-
räte gewählt. Doch nicht nur an diesem Punkt wirkte das russische Vorbild: 
In einer Leipziger Streikversammlung wurde erklärt, die Arbeiter in Russ-
land hätten das Mittel zur Beendigung des Krieges aufgezeigt – die Errich-
tung der Demokratie.119

Thüringen wurde vom Aprilstreik 1917 nicht direkt erfasst. Erst nach dem 
Ende der Ausstände in Berlin und Leipzig kam es im Gothaer Gebiet zu 
vereinzelten, voneinander isolierten Streikaktionen.120 Infolge der sich zu-

 115  Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und Vereinigung. S. 26.
 116  Miller: Burgfrieden und Klassenkampf. S. 161.
 117  Ebenda. S. 293.
 118  Kocka, Jürgen: Klassengesellschaft im Krieg. Deutsche Sozialgeschichte 1914–1918. Göttingen 1973. S. 61.
 119  Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und Vereinigung. S. 34/35.
 120  Seeber: Zum Kampf der Gothaer Arbeiter gegen Militarismus und Krieg. S. 322.
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neh mend verschlechternden Versorgungssituation hatten aber auch hier 
ab 1915 soziale Proteste eingesetzt, in denen zugleich die Sehnsucht nach 
Frieden o¤enkundig wurde. Am 31. März 1915 war vom Gothaer Gewerk-
schaftskartell eine große Frauenversammlung einberufen worden, die 
»gegen die Preiserhöhungen, insbesondere gegen den Anstieg der Milch-
preise« protestierte.121 Im Jenaer Gewerkschaftshaus fand am 8. November 
1915 eine massenhaft besuchte Volksversammlung statt, die sich gegen die 
ungerech te Lebensmittelversorgung und den Preiswucher richtete. Sie for-
derte »die Beschlag nahme aller notwendigen Lebensmittelvorräte und die 
generelle Einführung von Lebensmittelkarten« sowie die Unterstützung 
der sozial besonders Benachteiligten.122 Am 6. April 1916 zogen in Gera 
hunderte  Frauen zur fürstlichen Residenz und verlangten mehr Lebens-
mittel sowie die Rückkehr ihrer Männer von den Fronten. In Altenburg 
demonstrierten am 23. Juli 1916 etwa 660 Arbeiterinnen und Arbeiter  gegen 
die bestehenden Zustände, Ende Oktober streikten Altenburger Metallarbei-
ter für höhere Löhne.123

 Anfang 1917 demonstrierten in Gera erneut  Frauen 
gegen die mangelhafte Versorgung, und am 24. März 1917 streikten in 
Gorma bei Altenburg 63 Bergarbeiter.124 Insgesamt fanden bis April 1917 
in Thüringen 66 Streiks mit 2 221 Teilnehmenden statt.125

Als Mitte Juli 1917 in Jena die Karto¤ellieferungen ausblieben und meh-
rere Protestaktionen dagegen keine Wirkung zeigten, traten am 25. Juli die 
Belegschaften der Unternehmen Zeiss und Schott in einen mehrstündigen 
Generalstreik.126 Der Ausstand begann spontan. »Ganz eruptiv zum gemein-
samen Handeln in Bewegung gekommen, ließen sich die Massen jedoch 
nicht mehr halten.«127 Da uspd-Mitglieder als Sprecher und Vertreter der 
Streikenden auftraten, wurde dem Streik eine politische Dimension beige-
messen. Zugleich reihte sich der Jenaer Ausstand in die Kette von lokalen/
regionalen Protesten und Streiks ein, die im Sommer 1917 auf den April-
streik gefolgt waren.128 So protestierten ebenfalls am 25. Juli 1917 mehr als 
500 Frauen in Altenburg gegen die schlechte Versorgung und forderten 
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»Schluss mit dem Krieg«.129 Nach der Aufdeckung von Karto¤elschiebungen 
kam es am 31. Juli 1917 in Gera zu den bis dahin größten Hungerunruhen 
in Thüringen.130

Die russische Oktoberrevolution und insbesondere Lenins »Dekret für 
einen gerechten und annexionslosen Frieden vom 8. November 1917« wur-
den von beiden sozialdemokratischen Parteien Deutschlands begrüßt. 
Während die mspd jedoch eher zurückhaltend reagierte,131 hob die uspd- 
Führung in ihrem Aufruf »An das sozialistische Proletariat Deutschlands!« 
vom 12. November 1917 die weltgeschichtliche Bedeutung des Petrograder 
Oktoberumsturzes hervor.132 Die am 22. Dezember 1917 zwischen den Mit-
telmächten und dem revolutionären Russland in Brest-Litowsk aufgenom-
men Friedensverhandlungen wurden von der deutschen Arbeiterschaft mit 
großen Erwartungen und Ho¤nungen sowie der Bereitschaft begleitet, 
aktiv für den Frieden einzutreten. Vor allem die »Revolutionären Obleute« 
der Berliner Großbetriebe, ein Netzwerk von etwa 80 oppositionellen hoch-
qualifizierten Berliner Facharbeitern,133 hatten diese Stimmung aufmerk-
sam registriert. Deshalb forderten sie von der zögernden uspd-Führung 
die Auslösung einer Massenaktion. Im Ergebnis kontroverser Diskussionen 
wandten sich die uspd-Reichstagsabgeordneten am 10. Januar 1918 an die 
»Männer und Frauen des werktätigen Volkes«,134 die sie indirekt zum Streik 
aufriefen. Am 28. Januar begann der Berliner Januarstreik, an dem sich ca. 
400 000 Arbeiterinnen und Arbeiter beteiligten. Sie forderten Frieden ohne 
Eroberungen und Kriegsentschädigungen, die Aufhebung des Belagerungs-
zustandes, die Wiederherstellung der Rede-, Presse- und Versamm lungs-
freiheit, die Freilassung der politischen Gefangenen sowie eine umfas sende 
Demokratisierung, vor allem die Abscha¤ung des Drei-Klassen- Wahlrechts 
in Preußen.135 Diese Berliner Forderungen »beinhalteten eine Veränderung 
der halbabsolutistischen Staatsform und hatten damit einen revolutionären 
Charakter«.136
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Von Berlin aus breitete sich der Massenstreik in die Zentren der deutschen 
Rüstungsindustrie aus. Obwohl die Erfurter Gewehrfabrik unter einer rigi-
den Kriegsgesetzgebung stand, die Streik als Landesverrat mit Zuchthaus 
bis zu zehn Jahren ahndete,137 legten die Arbeiter in zwei Abteilungen nach 
Bekanntwerden der Berliner Ereignisse die Arbeit nieder. Es gelang ihnen 
jedoch nicht, den Streik auf den gesamten Betrieb auszuweiten. Die Erfur-
ter Tribüne unterstützte diese Aktion, indem sie sich trotz mehrfacher 
Warnungen der Militärbehörden bereits am 27. Januar 1918 für einen Ver-
ständigungsfrieden einsetzte und in den nachfolgenden Tagen o¤en mit 
den Streikenden sympathisierte.138 Die Arbeiter der Gothaer Waggonfabrik 
beschlossen am Abend des 31. Januar 1918 zu streiken. Als Streikleitung 
wurde ein Arbeiterrat gebildet, dem Wilhelm Bock angehörte. Vom 31. Janu-
ar bis 4. Februar 1918 beteiligten sich über 4 000 Beschäftigte am Streik, 
auf dessen Höhepunkt in acht Gothaer Betrieben teilweise oder ganz die 
Arbeit ruhte. Militär und Polizei kamen zum Einsatz.139 Am Morgen des 
1. Februar 1918 schloss sich die Zeissbelegschaft in Jena dem Massenstreik 
an und unterstützte die Berliner Forderungen. Auch hier wurde ein von 
beiden Arbeiterparteien paritätisch besetzter Arbeiterrat als Streikleitung 
gebildet. Er empfahl am 3. Februar den Abbruch des Streiks und wurde 
einen Tag später vom Garnisonskommandanten verboten.140

Obwohl der Januarstreik 1918 gemessen an seinem Anliegen erfolglos blieb, 
vermittelte er den Akteuren wichtige Erfahrungen.141 Die während des 
Streiks gebildeten Arbeiterräte stellten auch in Thüringen nicht nur die 
mehr oder weniger spontan gewählten Streikleitungen dar. Sie bildeten ein 
»neues Instrument des politischen Klassenkampfes«,142 mit dem die gemein-
same Handlungsfähigkeit der gespaltenen sozialistischen Arbeiterschaft 
wieder hergestellt worden war. Zugleich bewirkte diese Erfahrung die Aus-
breitung des Rätegedankens, wobei sich im Sommer 1918 mit der Räteidee 
noch kein bestimmtes Programm, sondern die Revolution selbst verband. 
Mit der Bildung von Arbeiterräten zu drohen hieß, mit der Revolution zu 
drohen.143 Die uspd profilierte sich im Januarstreik 1918 nachhaltig als 
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»Partei der unzufriedenen und aufbegehrenden Arbeitermassen«.144 Ihre 
Abgeordneten verteidigten die Streikenden im Reichstag. Die Verhaftung 
und Verurteilung führender Parteimitglieder wie Wilhelm Dittmann und 
Kurt Eisner, die somit das Schicksal der von den staatlichen Repressionen 
betro¤enen Arbeiter teilten, erhöhte das Prestige der uspd.145 In Gotha 
gelang es ihr, sich über ein Netz von Vertrauensmännern stärker in den 
Betrieben und auch in der Garnison zu verankern.146 Andererseits konnten 
die staatlichen Repressionen gegen die Streikenden auch eine organisato-
rische Schwächung der uspd nach sich ziehen. In Jena wurden 120 Zeiss- 
Arbeiter, die gestreikt hatten, zum Heeresdienst befohlen, darunter der 
gesamte uspd-Vorstand.147 Auch die Arbeiter der beiden bestreikten Abtei-
lungen der Erfurter Gewehrfabrik wurden sofort zum Militär eingezo-
gen.148

3.2. Die Novemberrevolution in Thüringen 
und die Parteikrise im Dezember 1918 

Die Novemberrevolution 1918/19 markiert eine tiefgreifende Zäsur in der 
deutschen Geschichte. Sie setzte den Monarchien und der jahrhunderte-
alten dynastischen Ordnung ein Ende und begründete die erste republikani-
sche Verfassung in Deutschland. Parlamentarische Demokratie einschließ-
lich des Frauenwahlrechts sowie Ansätze von Sozialstaatlichkeit und betrieb-
licher Mitbestimmung waren die wesentlichen historische Fortschritte der 
Weimarer Republik im Vergleich zum Kaiserreich, wenngleich dessen 
obrigkeitsstaatlichen Strukturen weiter wirken konnten und das durch sie 
geprägte Denken und Handeln großer Teile der Bevölkerung den Untergang 
der Republik im Januar 1933 vorbereiten halfen. Ihre unmittelbare Ursache 
hatte die Revolution in der militärischen Niederlage des deutschen Heeres 
an der Westfront im Sommer 1918. Kriegsmüdigkeit, Erschöpfung und 
Apathie einerseits sowie Protestbereitschaft andererseits kennzeichneten 
seit dem Sommer 1918 zunehmend die Stimmung in der Heimat wie an 
der Front.149 Allmählich entstand eine revolutionäre Situation, deren Anzei-
chen die politisch wie militärisch Handelnden wahrzunehmen begannen. 
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Um den Ausbruch der Revolution zu verhindern, erklärte sich die mspd 

bereit, in die Regierung einzutreten.150 Es kennzeichnete die tatsächlichen 
politischen Kräfteverhältnis im Deutschen Kaiserreich, dass ohne Zustim-
mung der Obersten Heeresleitung die Bildung der Regierung unter Max 
von Baden unter Einschluss der mspd am 3. Oktober 1918 nicht möglich 
gewesen wäre.151 Die uspd bezeichnete den Regierungseintritt der Mehr-
heitssozialdemokratie als eine Maßnahme zur Stabilisierung des alten 
Systems.152 In ihrem Aufruf »An das werktätige Volk Deutschlands«153 vom 
5. Oktober 1918 umriss sie ihre Forderungen für das Mindestprogramm 
einer neuen Regierung. Einen Tag zuvor hatte die Regierung Max von 
Baden beim amerikanischen Präsidenten Wilson um einen Wa¤en stillstand 
nachgesucht. Sie entsprach damit der Forderung des Generalstabschefs 
Ludendor¤, der so die drohende vollständige militärische Niederlage ver-
hindern und absichtsvoll jenen politischen Kräften das Odium eines Frie-
densschlusses aufbürden wollte, die einen Verständigungsfrieden und 
eine Demokratisierung des Kaiserreiches gefordert hatten.154

Infolge des Wa¤enstillstandsgesuchs orientierte sich die Massenstimmung 
der deutschen Bevölkerung nun endgültig in Richtung Frieden. Die hierauf 
basierende und schlagartig anschwellende Friedensbewegung zeigte sich 
allerdings nicht in Proklamationen oder organisierten Strukturen: Es  waren 
vielmehr die Gespräche in den Betrieben und Büros oder in den Schlangen 
vor den Lebensmittelgeschäften, in denen sie sich herausbildete.155 Sichtbar 
wurde sie beim Empfang des aus dem Zuchthaus entlassenen Karl Lieb-
knecht, der »durch seinen Kampf und sein Leiden zum Symbol der Kriegs-
gegnerschaft geworden«156 war. Politisch kam die Friedensbewegung vor 
allem in jenen Kundgebungen zum Ausdruck, zu denen die uspd Ende 
Oktober/Anfang November 1918 unter der Losung »Die Arbeiter und der 
Frieden« in vielen Städten die Massen mobilisierte.157 Hier wurde neben 
den Forderungen nach sofortigem Frieden Karl Liebknecht als Präsident 
der zukünftigen deutschen Republik vorgeschlagen, so auch in Jena am 
25. Oktober 1918.158 Damit zeigte sich zugleich die Radikalisierung der 
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Friedensbewegung, die infolge der dritten Antwort-Note des amerikani-
schen Präsidenten als Voraussetzung für einen Wa¤enstillstand faktisch 
den Rücktritt des Kaisers forderte.159 Dieser lehnte jedoch, unterstützt von 
der Obersten Heeresleitung und in völliger Verkennung der tatsächlichen 
Massenstimmung, seine Abdankung ab. Die Regierung Max von Baden 
versuchte mit den Verfassungsänderungen vom 26. Oktober 1918 der immer 
akuter heraufziehenden »Revolution von unten« durch eine »Revolution von 
Oben« doch noch zuvorzukommen.160 Das Deutsche Kaiserreich  wurde 
mit den auch als »Oktoberreformen« bezeichneten Verfassungsänderun-
gen in eine parlamentarische Monarchie umgewandelt. 

Die Absicht der Seekriegsleitung, die Hochseeflotte zum Kampf gegen die 
englische Marine auslaufen zu lassen, stellte jedoch einen gegenrevolu-
tionären Akt gegen die »Revolution von Oben« dar, der die »Revolution von 
unten« auslöste. Was als »Militärstreik aus Kriegsmüdigkeit«161 in Kiel 
begann, ging ab dem 4. November 1918 zunächst in einen allgemeinen 
Soldatenaufstand über.162 Infolge seiner Verbindung mit der sozialistischen 
Arbeiterschaft weitete er sich zu einer »revolutionären Volksbewegung 
gegen die friedensunwillige Monarchie«163 aus, in der zugleich der latente 
Wille zu einer umfassenden Neugestaltung der politischen und sozialen 
Verhältnisse zum Ausdruck kam.164 »Es dürfte kaum eine andere Revolu-
tion gegeben haben, die in der ersten Revolutionswoche von einer solchen 
Massenbewegung getragen wurde und so erfolgreich verlief wie die deut-
sche Revolution im November 1918.«165

In Thüringen wurden die revolutionären Vorgänge in Norddeutschland 
spätestens ab dem 5. November 1918 bekannt.166 Vor allem die Soldaten in 
den Kasernen erfuhren aus dem militärischen Funkverkehr vom Aufstand 
ihrer Kameraden.167 Infolge dessen brach die militärische Disziplin allmäh-
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lich zusammen. Anstelle eines Chaos bildete sich jedoch zugleich eine 
neue, von Verantwortung gekennzeichnete Disziplin heraus, die in der 
freiwilligen Unterordnung der Soldaten unter die frei gewählten Soldaten-
räte zum Ausdruck kam. In ihren ersten Aufrufen forderten die Arbeiter- 
und Soldatenräte zu Ruhe und Ordnung auf, verboten ausdrücklich Aus-
schreitungen sowie Plünderungen und sicherten die lebensnotwendigen 
Vorräte. Zugleich garantierten die Räte den Schutz der Person und des per-
sönlichen Eigentums. Darüber hinaus forderten sie den sofortigen Frieden, 
das Ende der Monarchien und des Belagerungszustandes sowie die Wieder-
herstellung der politischen Rechte. Die lokalen Verwaltungen akzeptierten 
letztlich die Revolution als Tatsache und wurden von den Arbeiter- und 
Soldatenräten unter Kontrolle genommen. Faktisch hatten sie damit vor Ort 
die Macht übernommen. Während in Gotha Wilhelm Bock am 9. November 
1918 auf einer vom Arbeiter- und Soldatenrat organisierten Massenkund ge-
bung den Herzog für abgesetzt erklärte, traten die anderen thüringischen 
Fürsten mehr oder weniger freiwillig zurück.168 Am 25. November 1918 
verließ Fürst Günther von Schwarzburg-Sondershausen als letzter deutscher 
Monarch seinen Thron.169

 Obwohl die uspd-Führung beständig zu Massenaktionen aufgerufen und 
mit revolutionären Ereignissen gerechnet hatte, sah sie für eine Revolution 
nach russischem Vorbild in Deutschland keine Voraussetzungen. Vielmehr 
erwartete sie eine Demokratisierung des Kaiserreiches, die sie ent scheidend 
mitprägen wollte.170 Deshalb forderte die Leipziger Volkszeitung, das führen-
de Organ der uspd, in Reaktion auf die »Oktoberreform« eine aus allgemei-
nen Wahlen hervorgegangene Nationalversammlung, die eine Regierung 
des Volkes bilden sollte.171 Diese Forderungen vertrat der uspd-Reichstags-
abgeordnete Josef Simon in zwei Volksversammlungen, die am 26. und 
27. Oktober in Erfurt stattfanden.172 Vor diesem Hintergrund war die uspd- 
Führung vom Ausbruch der Revolution am 4. November 1918 völlig über-
rascht.173 In die gemeinsame Revolutionsregierung mit der Mehrheitssozial-
demokratie, dem Rat der Volksbeauftragten, trat sie am 9. November eher 
zögernd und schwankend als mit einem konkreten Programm ein. Sie 
konnte der mspd jedoch die Anerkennung der Tatsache abringen, dass die 
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politische Gewalt bei den Arbeiter- und Soldatenräten läge, »die zu einer 
Vollversammlung aus dem ganzen Reiche alsbald zusammenzuberufen 
sind«.174 Die von der mspd-Führung geforderte konstituierende Versamm-
lung sollte nach Konsolidierung der Revolution einberufen werden. Erst 
in den beiden auf den 9. November 1918 folgenden Wochen entwickelten 
Rudolf Hilferding und Rudolf Breitscheid die Umrisse eines Konzepts zur 
Sicherung der Revolution, das Programm der »rechten uspd«.175 Sein Ziel 
bestand in der festen Verankerung der Demokratie, um der Reaktion jede 
Möglichkeit zu nehmen, sie wieder zu beseitigen. Hierzu sollten insbe son-
dere in der Verwaltung durch deren Demokratisierung konterrevolutio näre 
Bestrebungen unmöglich gemacht werden. Von der Revolutionsregierung 
forderten sie ein demokratisches und sozialistisches Aktionsprogramm, 
dessen Kern die Beseitigung des Widerspruchs zwischen formaler staats-
bürgerlicher Gleichheit und ökonomischer Ungleichheit bildete. »Solange 
die infamen Abhängigkeitsverhältnisse bestehen, die die kapitalistische 
Produktion scha¤t, solange hilft die formale papierne Demokratie dem 
Proletariat einen Pappenstiel. Die Grundlagen dieser Abhängigkeit müssen 
mit Hilfe der uns durch die Revolution in die Hand gegebenen Mittel besei-
tigt werden. Dann erst können wir daran gehen, die Demokratie nach ihrer 
formalen Seite auszubilden. Dann wird die aus wirklichen, freien Volkswah-
len hervorgegangene Nationalversammlung gewählt werden, um auf diesem 
Boden, den zu verändern ihr schwer sein dürfte, weiter zu bauen.«176

Die in den Tagen nach dem 9. November 1918 als »Diktatur des Proletari-
ats« verstandene politische Herrschaft der Arbeiter- und Soldatenräte  sollte 
in den Vorstellungen der »rechten uspd« die Grundlage für eine sozialisti-
sche Republik scha¤en, über die letztlich eine aus allgemeinen, freien und 
geheimen Wahlen hervorgegangene Nationalversammlung entscheiden 
musste. Daran ließ Rudolf Hilferding keinen Zweifel, denn eine »unbe-
schränkte Fortdauer der Diktatur der Räte würde die Auflehnung der 
Unter drückten herausfordern«, der nur mit Terror und Bürgerkrieg zu 
begegnen sei. Die demokratische Entscheidung würde jedoch die sozialis-
tischen Maßnahmen umso stärker sichern, je energischer die »Diktatur 
des Proletariats« als Übergangsstadium die erforderlichen Veränderungen 
einleite. Sie sei die entscheidende Voraussetzung zur Erringung der Mehr-
heit der Arbeiterparteien in der konstituierenden Versammlung.177 Dass das 

 174  Miller: Die Bürde der Macht. S. 91–94.
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Programm der »rechten uspd« im November/Dezember 1918 den Willen der 
großen Mehrheit sowohl der Unabhängigen als auch der Mehrheitssozial-
demokraten und damit zugleich den der Rätebewegung repräsentierte,178 
zeigten die Beschlüsse des Reichsrätekongresses, der vom 16. bis 21. Dezem-
ber 1918 im preußischen Abgeordnetenhaus in Berlin tagte. Die von ihm 
auf den 19. Januar 1919 festgesetzte Wahl zur Nationalversammlung wird 
zutre¤end als Votum für die parlamentarische Demokratie entsprechend 
der demokratischen Tradition der Sozialdemokratie interpretiert.179 Die vom 
Reichsrätekongress ebenfalls beschlossene Sozialisierung der hierfür rei-
fen Betriebe und vor allem die »Hamburger Punkte«, die als »Symbol der 
Zertrümmerung des Militarismus galten«180 zeigten, dass die sozialdemo-
kratische Rätebewegung die zukünftige Republik entsprechend ihrer sozia-
listischen und antimilitaristischen Tradition ausgestaltet sehen wollte.

Das Programm der »rechten uspd« fand im Thüringer Bezirksverband 
zunächst vor allem bei den Unabhängigen in Jena und Gotha Unterstützung. 
Am 25. November 1918 beschloss eine von der Jenaer uspd durchgeführte 
ö¤entliche Volksversammlung auf Antrag Emil Hölleins eine Resolution, 
die sich nicht prinzipiell gegen die Nationalversammlung aussprach, vor 
deren Wahl aber die Sicherung der Errungenschaften der Revolution und 
deren Schutz vor der Gegenrevolution forderte.181 In seinem einleitenden 
Referat zur Gothaer uspd-Landeskonferenz am 24. November 1918 zeigte 
sich Cuno Blechschmidt optimistisch, dass die Nationalversammlung den 
Bankrott der bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaft nicht mehr aufhalten 
könne. Die Arbeiter- und Soldatenräte würden sich ihre Machtmittel nicht 
mehr aus der Hand nehmen lassen und sie zur Umgestaltung der Gesell-
schaft in Richtung Sozialismus nutzen. Als Resümee der Debatte sprach 
Wilhelm Bock in seinem Schlusswort den uspd-Vertretern im Rat der Volks-
beauftragten das volle Vertrauen aus und äußerte zugleich die Erwartung 
eines konsequenten sozialistischen Handelns.182

Die »rechte uspd« war in Anerkennung der politischen Realitäten davon 
ausgegangen, dass die von ihr angestrebten revolutionären Veränderungen 
ohne bzw. gegen die Mehrheitssozialdemokratie nicht durchgesetzt werden 
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konnten.183 Die »Revolutionäre wider Willen«184 um Friedrich Ebert verstan-
den sich jedoch nicht als Gründungsväter einer Demokratie, sondern als 
Konkursverwalter des alten Regimes. Mit dem Ebert-Gröner-Bündnis vom 
10. November 1918 sowie dem Stinnes-Legien-Abkommen vom 15. Novem-
ber 1918 war die weitere Entwicklung entscheidend vorgeprägt, unabhängig 
davon, dass über Strukturreformen nach Auffassung der mspd-Führung die 
durch demokratischen Wahlen legitimierte Verfassungsgebende Natio nal-
versammlung entscheiden sollte.185 Vor diesem Hintergrund ging es in den 
Diskussionen im November/Dezember 1918 weniger um die grundlegen-
den Probleme der Sicherung der Demokratie, als um die Frage »National-
versammlung oder Rätediktatur«.

Der linke uspd-Parteiflügel (besonders die Spartakusgruppe) war seit dem 
9. November 1918 für den Fortbestand und den Ausbau des Rätesystems 
eingetreten.186 Ende November/Anfang Dezember 1918 sah er sich in seinen 
Vorbehalten bezüglich einer gemeinsamen Regierung mit der mspd bestä-
tigt.187 Obwohl er weiterhin in der Minderheit blieb, nahm seine Unter stüt-
zung innerhalb der uspd zu.188 Infolge der Berliner Ereignisse am 6. Dezem-
ber 1918, als sich das Militär erstmals wieder als innenpolitischer Macht-
faktor zeigte und versuchte, die Revolutionsregierung zu beseitigen,189 
forderten sowohl Rosa Luxemburg als auch die »Revolutionären Obleute« 
den Austritt der uspd aus der Regierung.190 Die uspd-Parteiführung rea-
gierte auf den sich zuspitzenden innerparteilichen Konflikt mit einer 
scharfen Wendung, insbesondere gegen die Spartakusgruppe, deren Taktik 
sie als bolschewistisch und unvereinbar mit der Mitglied schaft in der uspd 
erklärte.191 Damit rückte sie letztlich von ihrem Programm ab und  plädierte 
nun selbst für einen frühen Wahltermin. Die am 6. Dezember 1918  tagende 
Reichskonferenz der uspd, an der nach einem Bericht Wilhelm Bocks etwa 
90 führende Funktionäre (unter ihnen auch Rosa Luxemburg und Karl 
Liebknecht) teilgenommen hatten, war sich zwar darin einig, dass noch 
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vor Zusammentritt der Nationalversammlung die Sozialisierung in Angri¤ 
genommen werden müsse. Der Schwerpunkt der Beratung lag indes auf 
der Vorbereitung des Wahlkampfes für die Nationalversammlung.192

Im Thüringer Bezirksverband hatten die Positionen der uspd-Linken im 
November 1918 zunächst wenig Rückhalt, obwohl der Leitartikel des 
 Gothaer Volksblattes am 20. November 1918 eine konsequente revolutionäre 
Politik und die Einberufung eines Parteitages forderte.193 Erst Anfang 
Dezem ber 1918 unterstützte die Mitgliederversammlung der Gothaer uspd 

Otto Geithners diesbezügliche Forderungen.194 Wilhelm Bock, der im 
 Dezember 1918 bei mehreren Gelegenheiten eine »scharfe Grenzlinie« zur 
Spartakusgruppe zog, stieß damit nur in der Mitgliederversammlung in 
Zella-Mehlis auf massive Ablehnung.195 Am 6. Dezember 1918 forderte das 
Greizer unabhängige Parteiblatt Reußische Volkszeitung einen außerordent-
lichen uspd-Parteitag »um die schon längst notwendige Scheidung von 
den Spartakusleuten zu vollziehen«.196

Tatsächlich in Frage gestellt wurde der Kurs der uspd-Führung im Thürin-
ger Bezirksverband von der durch Karl Kautsky und Eduard Bernstein 
 repräsentierten Strömung für die sozialistische Einheit. Sie unterstützte die 
mspd-Forderung nach einer sofortigen Einberufung der Nationalversamm-
lung197 und wandte sich scharf gegen die Parteilinke.198 Die Strömung für 
die sozialistische Einheit besaß in der Thüringer uspd im November/De-
zember 1918 eine deutliche Mehrheit und basierte auf der »Welle der prole-
tarischen Einheit«,199 die seit Beginn der Revolution die sozialdemokrati-
sche Arbeiterschaft erfasst hatte. Ihr gab Emil Vetterlein mit seinem  Aufruf 
»An alle Sozialdemokraten Großthüringens« vom 25. November 1918 Aus-
druck. Dass die Nationalversammlung von der Mehrheit der deutschen 
Arbeiterschaft gefordert würde, sei eine reale Macht, gegen die selbst tiefe-
re Einsicht, historische Erfahrung und wissenschaftliche Erkenntnis nichts 
ausrichten könne. Die links stehenden Genossen könnten die Arbei ter 
nicht von deren selbst gewähltem Weg abbringen. Deshalb müssten sich die 
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Sozialdemokraten beider Richtungen in der gegebenen Situation darü ber 
klar werden, wie sie das gemeinsame sozialistische Ziel erreichen könnten. 
Dies ginge nur durch die Wiederherstellung der sozialistischen Einheit. 
Vetterlein forderte die Parteiinstanzen beider Richtungen in Thüringen 
auf, »trotz aller anders lautenden Beschlüsse der Organisationen, schleu-
nigst ein Abkommen für die Wahlen zur Nationalversammlung herbeizu-
führen«.200 Seine Position fand auf der am 19. Dezember 1918 in Erfurt 
tagenden uspd-Bezirkskonferenz eine breite Mehrheit. Den Gegenstand-
punkt vertraten insbesondere die Gothaer Unabhängigen, die vor einem 
gemeinsamen Wahlantritt warnten. Die mspd wurde allerdings von den 
Unabhängigen dazu aufgefordert, bei der Auswahl ihrer Kandidaten auf 
»kompromittierte Genossen«201 also Befürworter der »Politik des 4. August« 
zu verzichten. Auch an dieser Bedingung sollte der uspd-Vorstoß Ende 
1918 scheitern.202

Es waren o¤enbar Entwicklungen wie die in Thüringen, die Rosa Luxem-
burg Mitte Dezember 1918 schlussfolgern ließen, die Verschmelzung von 
uspd und mspd sei in der Provinz in vollem Gange.203 Am 22. Dezember 
1918 berief die Spartakuszentrale für den 29. Dezember eine Reichskon-
ferenz ein.204 Über eine Trennung von der uspd wurde in der Einladung 
jedoch nichts mitgeteilt. Obwohl Wilhelm Koenen, Vorsitzender des mitglie-
derstarken und radikal-links eingestellten Parteibezirks Halle-Merseburg, 
intern vor einer unvorbereiteten Abspaltung205 gewarnt hatte, entschied 
sich die Reichskonferenz des Spartakusbundes gegen drei Stimmen für die 
Gründung der kpd.206

Die Thüringer Spartakusanhänger hatten sich bis Dezember 1918 haupt-
sächlich innerhalb der uspd engagiert und – von einigen wenigen Orts-
gruppen abgesehen – keine eigenen Strukturen gebildet.207 Nach dem kpd- 
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Gründungsparteitag versuchten dessen Thüringer Delegierte208 unter gro-
ßen Schwierigkeiten, in ihrem jeweiligen Umfeld Ortsgruppen der neuen 
Partei zu bilden. Dem stand insbesondere der Beschluss, die Wahl zur 
Nationalversammlung zu boykottieren, im Wege. Insbesondere bei diesem 
Thema hatte der Parteitag »eine Mischung aus theoretisch-fundierter Ein-
sicht in die Lage und radikal-utopischer Überschätzung eigener Möglich-
keiten« o¤enbart. »Blinde Aktionsgläubigkeit führte an den Rand des Put-
schismus, ultralinke Aktivitäten entfernten von der eigentlichen Zielstel-
lung.«209 Schienen größere Teile der Jenaer Unabhängigen angesichts der 
innerparteilichen Krise der uspd im Dezember 1918 zum Übertritt in die 
Kommunistische Partei bereit, stellte der Wahlboykottbeschluss für sie 
 jedoch ein unüberwindliches Hindernis hierfür dar.210

Ende Dezember 1918 rief die Bezirksleitung der uspd Thüringen die Partei-
mitglieder zur aktiven Teilnahme am Wahlkampf für die Nationalversamm-
lung auf. Nachdem die mspd eine gemeinsame Kandidatur ausgeschlossen 
habe, werde die uspd in der bevorstehenden Wahlauseinandersetzung für 
die Verwirklichung des Sozialismus eintreten. »Hier Kapitalismus, hier 
Sozialismus« hieße die klare Alternative.211 Wilhelm Bock, Emanuel Wurm 
und Oskar Cohn zogen in die Nationalversammlung als Abgeordnete für 
die Thüringer uspd ein, deren Stimmenanteil mit 22,5 Prozent weit über 
dem Reichsergebnis von 7,6 Prozent lag.212

3.3. Die Nachwehen der Revolution 1919 
und der Kapp-Putsch im März 1920

Die blutige Niederschlagung des sogenannten »Spartakusaufstandes« in 
den Berliner Januarkämpfen 1919213 veränderte die politische Situation in 
Deutschland endgültig zugunsten der Konterrevolution. Die am 15. Januar 
1919 begangenen Morde an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht bildeten 
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den Auftakt »zu den tausendfachen Morden in den folgenden Monaten der 
Noske-Zeit (und) zu den millionenfachen Morden in den folgenden Jahr-
zehnten der Hitler-Zeit«.214 Die Nachricht von der Ermordung Luxemburgs 
und Liebknechts mobilisierte auch in Thüringen die sozialistische Arbei-
terschaft über die bestehenden politischen Di¤erenzen und Parteigrenzen 
hinweg zu massenhaften Protesten. An den Streiks und Demonstrationen 
nahmen in Erfurt, Suhl, Nordhausen, Jena, Eisenach, Gotha und Gera bis zu 
20 000 Menschen teil.215 Bereits während der Berliner Januarkämpfe war 
das Vorgehen gegen die Aufständischen von der Erfurter Arbeiterschaft 
massiv kritisiert worden. Am 12. Januar 1919 demonstrierten etwa 12 000 
Menschen unter der maßgeblichen Führung der eben erst gegründeten kpd- 
Ortsgruppe gegen die Regierung.216 Zwei Tage später traten die Belegschaf-
ten fast aller Erfurter Betriebe in einen Generalstreik, um den Abtransport 
von Truppenkontingenten nach Berlin zu verhindern.217 In Langensalza kam 
es ebenfalls zu Demonstrationen, die sich hauptsächlich gegen die bürger-
liche Presse richteten, die aus Sicht der Protestierenden gegen die Sozial-
demokratie und die lokalen Arbeiter- und Soldatenräte mit Lügen und 
Falschmeldungen agierte.218 Der uspd-geführte Gothaer Arbeiter- und 
Soldatenrat telegraphierte an die Berliner Regierung, der Volksstaat Gotha 
werde sie solange nicht anerkennen, wie sie gegenrevolutionäre Politik 
betreibe und durch den Brudermord die Revolution erdrossele.219 Seinem 
gleichzeitigen Aufruf zu Proteststreiks und -kundgebungen wurde massen-
haft gefolgt.220 Von den Ereignissen in der Hauptstadt aufgebrachte Ar beiter 
stürmten die Redaktion und die Druckerei des bürgerlichen Gothaischen 
Tageblattes, um die aus ihrer Sicht von hier aus stattfindende Verbreitung 
von Falschmeldungen zu unterbinden.221

Dass zum Schutz der in Weimar tagenden Nationalversammlung Regie-
rungstruppen aus Berlin in der Klassikerstadt eingetro¤en waren, stieß 
nicht nur beim Gothaer Arbeiter- und Soldatenrat, sondern bei den meisten 
Thüringer Arbeiter- und Soldatenräten auf massive Kritik. Sie hatten bis 
Anfang Februar 1919 dafür gesorgt, dass die Ereignisse in Thüringen fried-
lich geblieben und die Wahl zur Nationalversammlung ordnungsgemäß 
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und ohne Störungen verlaufen waren. In dem weitgehenden Verzicht auf 
militärische Machtdemonstrationen sahen sie die entscheidende Ursache 
für diese Tatsache.222 Deshalb beschlossen die Thüringer Soldatenräte, 
selbst »die Nationalversammlung in Weimar in jedem Fall zu schützen«, 
um zu verhindern, »dass durch Berliner Truppen der Bruderkrieg provo-
ziert wird«.223 Der Weimarer Soldatenrat begann die hierzu erforderlichen 
Maßnahmen zu organisieren und veranlasste die Entwa¤nung des Voraus-
kommandos der Regierungstruppen bei dessen Eintre¤en in Weimar  Ende 
Januar 1919.224 Aus den umliegenden Orten forderte er Verstärkung an.225 
Es wäre zu klären, ob darauf jene Meldungen der bürgerlichen Presse 
zurückgehen, denen zufolge 800 bewa¤nete Arbeiter aus Gotha und 
 Erfurt nach Weimar marschiert seien, um den Zusammentritt der National-
versammlung zu verhindern.226 Das Gothaer Volksblatt wies solche Presse-
berichte jedenfalls als Stimmungsmache, Lüge und Volksbetrug zurück.227 
Allerdings: Das Ultimatum des Gothaer Arbeiter- und Soldatenrates an die 
Reichsregierung, wonach diese innerhalb von 24 Stunden ihre Truppen 
aus Weimar zurückzuziehen habe, anderenfalls würde für Großthüringen 
der Generalstreik organisiert und »alle zu Gebote stehenden Mittel, auch 
die der Gewalt« angewendet,228 gab nicht nur solchen Presseberichten eine 
glaubwürdige Grundlage – es lieferte zugleich einen willkommenen Anlass 
für militärische Machtdemonstrationen. Entscheidend dafür war jedoch 
weniger die Radikalität der Gothaer Arbeiterschaft, sondern das Bestreben 
Gustav Noskes, der Regierung gegenüber der Rätebewegung auch mit mili-
tärischer Gewalt Autorität zu verscha¤en.229 Am Morgen des 18. Februar 1919 
besetzten Freikorpstruppen des General Maercker überraschend  Gotha, weil 
hier nach Auffassung Noskes die von der Landesregierung zugesicherte 
Entwa¤nung der Arbeiterschaft zu zögerlich erfolgt war.230 Obwohl sie auf 
keinen Widerstand stießen, beschossen die Soldaten das Gelände der Wag-
gonfabrik und verletzten dabei zwei Arbeiter. Hierauf antwortete die Go-
thaer Arbeiterschaft mit einem Generalstreik.231 Nachdem am 22. Februar 
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1919 auch Langensalza von Freikorpstruppen besetzt worden war, weitete 
sich der Generalstreik auf weitere Orte in Westthüringen aus.232 Der Erfur-
ter Arbeiter- und Soldatenrat rief aufgrund der entstandenen Situation die 
Thüringer Räte für den 23. Februar 1919 zu einer Konferenz zusammen, 
die die Rücknahme des Erlasses über die Kommandogewalt,233 die Soziali-
sierung der Berg- und Monopolbetriebe, die Einsetzung von Betriebsräten, 
den sofortigen Rückzug der Regierungstruppen und deren Demobilisie-
rung verlangte. Zudem sollten die Gothaer und Langensalzaer Opfer des 
Militärs entschädigt werden. Würde die Regierung diese Forderungen 
nicht erfüllen, dann träte ganz Thüringen in den Generalstreik. Der Erfur-
ter Arbeiter- und Soldatenrat war beauftragt, dessen Beginn festzusetzen.234 
Dies erfolgte am 26. Februar 1919,235 nachdem eine Delegation der Bezirks-
konferenz vergeblich bei Reichswirtschaftsminister Wissel vorgesprochen 
hatte.236

Die Forderungen der Bezirkskonferenz der Thüringer Arbeiter- und Solda-
tenräte vom 23. Februar 1919 machen kenntlich, dass der westthüringische 
Generalstreik sich nicht nur gegen die militärische Besetzung thüringischer 
Städte richtete, sondern zu einem wesentlichen Bestandteil der mitteldeut-
schen Generalstreikbewegung wurde, die von der zeitgleich mit der Er furter 
Konferenz tagenden mitteldeutschen Bergarbeiterkonferenz in Halle aus-
gelöst worden war.237 Mit Ausnahme der Meuselwitzer Bergarbeiter238 nahm 
die Arbeiterschaft Ostthüringens am mitteldeutschen Generalstreik nicht 
teil, wenngleich auch hier die Kritik an der Regierung und der Nationalver-
sammlung zunahm. Obwohl die uspd in Jena immer stärkeren Zuspruch 
fand,239 lehnten Ende Februar 1919 das Gewerkschaftsortskartell und die 
Betriebsbelegschaftsvertreter mehrheitlich den Anschluss an die thürin-
gi sche/mitteldeutsche Generalstreikbewegung ab.240 Die zunehmende 
»Rie sen enttäuschung«241 der Jenaer Arbeiter schlug jedoch infolge des Ein-
marsches von Freikorpstruppen am 26. April 1919 in Aktionsbereitschaft 
und programmatische Radikalisierung um. Am 29. April traten sie in den 
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Gene ralstreik, um den Truppenabzug zu erzwingen. Diese Aktion und die 
Demonstration am 1. Mai 1919 mit 10 000 Teilnehmern242 machten jene 
Massenstimmung kenntlich, die in dem von Emil Höllein formulierten 
Aktionsprogramm ihren politischen Ausdruck fand.243 Hatte die Jenaer 
uspd noch Ende Februar 1919 entsprechend des kurz danach vom Berliner 
»Revolutionsparteitag« beschlossenen Aktionsprogrammes244 den Einbau 
des Rätesystems in die Verfassung gefordert,245 plä dierte sie nun unter dem 
Eindruck der Radikalisierung der Arbeiterschaft für die »Diktatur des Pro-
letariats« und die Verwirklichung des »Rätesystems«. Für eine Woche bil-
dete das Aktionsprogramm die gemeinsame politische Plattform der Verei-
nigten sozialistischen Parteien Jenas.246 Als Anfang Mai 1919 in Gera bekannt 
wurde, dass Freikorpstruppen in die Stadt verlegt werden sollen, bildeten 
die Betriebsausschüsse spontan einen aus Mitgliedern der drei Arbeiter-
parteien bestehenden Aktionsausschuss, der sich das Jenaer Aktionspro-
gramm zu eigen machte. Für den Fall, dass Truppen in die Stadt verlegt 
würden, drohte der Aktionsausschuss mit dem Generalstreik. Dem Arbei-
terrat Gera blieb keine andere Wahl, als sich dieser spontanen Bewegung 
anzuschließen. Für die uspd konstatierte Heinrich Knauf, die spontane 
Aktion der Arbeiter sei völlig überraschend gekommen. »Wir müssen uns 
als Vertreter der uspd mit eiserner Konsequenz auf den Boden der Be-
schlüsse (des Aktionsausschusses) stellen, sonst geht die Radikalisierung 
der Massen über uns hinweg.«247

Mit der Niederschlagung der Münchner Räterepublik Anfang Mai 1919 fand 
die zweite Phase der Revolution, die »ungleich blutiger als der eigentliche 
Novemberumsturz«248 verlaufen war, ihren Abschluss. Die große Mehrheit 
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der uspd-Mitglieder ging jedoch weiterhin davon aus, die Revolution zu 
einem erfolgreichen Ende führen und an Stelle der bürgerlich-kapitalis-
tischen eine sozialistische Gesellschaft errichten zu können.249 Mit dieser 
Einschätzung reflektierte sie zugleich die Massenstimmung unter der Arbei-
terschaft, die sich bis tief in die Reihen der Mehrheitssozialdemokratie von 
den bisherigen Ergebnissen der Revolution enttäuscht zeigte. Die Folge war 
ein massenhafter Zustrom in die Gewerkschaften und die Arbeiter par tei en, 
von dem insbesondere die uspd profitierte.250 Vor allem ihr radikal- lin ker 
Parteiflügel erhielt durch den Zustrom bisher unorganisierter Arbei ter 
weiteres Gewicht.251 Die programmatische Radikalisierung, die Hinwen-
dung zur »Diktatur des Proletariats« und zum Rätesystem im Sommer/
Herbst 1919 resultierte in der uspd Thüringen jedoch keineswegs nur aus 
dem Zustrom radikalisierter junger Arbeiter, der sich hier im Vergleich zur 
Gesamtpartei zudem weit weniger dynamisch gestaltete. Zum Zeitpunkt 
des Bezirksparteitages am 28. September 1919 gehörten der uspd Thürin-
gen 53 192 Mitglieder an, darunter 11 697 Frauen. Das bedeutete einen 
Zuwachs gegenüber dem April 1919 von 11 692 Mitgliedern bzw. ca. 22 
Prozent. Demgegenüber war die Gesamtzahl der uspd-Mitgliedschaft im 
Zeitraum März bis Dezember 1919 von ca. 300 000 auf 700 000 an ge-
stiegen.252 Der die Thüringer uspd 1919 prägende »Radikalismus ohne 
Radikale«253 resultierte hauptsächlich aus den skizzierten Ereignissen des 
Winters/Frühjahrs 1919 sowie den noch darzustellenden konkreten Erfah-
rungen als Regierungspartei in den thüringischen Kleinstaaten.254

Mit dem Ende der zweiten Phase der Revolution begann in der Ö¤entlich-
keit der jungen Weimarer Republik die Debatte über die Friedenbedingun-
gen, die der deutschen Verhandlungsdelegation von den Siegerstaaten des 
Ersten Weltkrieges am 7. Mai 1919 in Versailles übergeben worden waren. 
In diesem Zusammenhang erö¤nete die nationalistische Rechte eine hem-
mungslose Kampagne gegen die sozialistische Arbeiterschaft sowie die 
demokratischen Kräfte im Bürgertum einschließlich der Regierung, die sie 
für die deutsche Kriegs niederlage verantwortlich zu machen versuchte und 
wegen der Unterzeichnung des Versailler Vertrages denunzierte. Basis 

 249  Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und Vereinigung. S. 115.
 250  Krause: USPD. S. 140–142.
 251  Winkler: Von der Revolution zur Stabilisierung. S. 251.
 252  Miller: Die Bürde der Macht. S. 327.
 253  Schmidtke, Klaus: Die Sozialdemokratie in Nordhausen und Salza. Bürgerstadt und Arbeiterdorf zwischen 

Kaiserreich und DDR; in: Walter, Franz; Dürr, Tobias; Schmidtke, Klaus: Die SPD in Sachsen und Thüringen 

zwischen Hochburg und Diaspora. Bonn 1993. S. 209/210.
 254  Kapitel 3.2.



45

DIE USPD THÜRINGEN WIRD MASSENPARTEI

ihrer Argumentation waren zum einen die Kriegsunschuldslegende und 
zum anderen die vom ehemaligen Chef der Obersten Heeresleitung, Feld-
marschall von Hindenburg, wirkungsvoll in die Ö¤entlichkeit gesetzte 
Dolchstoßlegende.250 Hindenburg sollte nach den Plänen der republikfeind-
lichen Rechten bei einer Direktwahl des Reichspräsidenten für das Amt 
kandidieren. Eine Minderheit rechtskonservativer Militärs und Politiker 
setzte indes auf den Staatsstreich. Im Mittelpunkt der Verschwörung stand 
die von General Ludendor¤ und dem Mitbegründer der Deutschen Vaterlands-
partei Wolfgang Kapp angeführte »Nationale Vereinigung«. Ihr gehörte 
auch der für die Morde an Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht verant-
wortliche Hauptmann Pabst an.256

Am 10. März 1920 erzwang Walter von Lüttwitz, einer der einflussreichsten 
Reichswehrgeneräle und Mitverschwörer Kapps, eine Unterredung bei 
Reichspräsident Ebert. In deren Verlauf verlangte der General die Rücknah-
me der angeordneten Auflösung der »Marinebrigade Erhardt« sowie die 
Erfüllung weiterer politischer Forderungen. Eberts Weigerung setzte jene 
Kettenreaktion in Gang, die schließlich den Putsch auslöste. Da die Reichs-
wehrführung der verfassungsmäßigen Regierung den Schutz vor den auf 
das Berliner Regierungsviertel zumarschierenden meuternden  Truppen 
versagte, floh die Mehrheit der Minister zunächst nach Dresden. Hier  wurde 
sie von General Maercker mit massiven Vorwürfen wegen des inzwischen 
bekannt gewordenen Aufrufes zum Generalstreik konfrontiert.257 Der Auf-
ruf, der die Unterschriften Eberts, der mehrsozialdemokratischen Kabi-
nettsmitglieder und des spd-Vorsitzenden Otto Wels trug, war tatsächlich 
eine totale Kehrtwende in der bis dahin von der mspd-Führung betriebenen 
Politik,258 auch wenn sich die Betre¤enden sofort von ihm distanzierten.

In Thüringen wurden die Berliner Ereignisse des 13. März 1920 den klein-
staatlichen Regierungen frühzeitig bekannt. Sofort stellten sie sich an die 
Seite der verfassungsgemäßen Regierung.259 Das traf auch für die Gothaer 
uspd-Landesregierung zu. Diese ging zwar zunächst davon aus, dass die 
Reichsregierung gestürzt sei, stützte sich aber bei ihren Maßnahmen zur 
Abwehr der Militärdiktatur auf deren Generalstreikaufruf. Ihr diesbezüg-
licher Aufruf vom 13. März 1920 fand auch die Zustimmung von mspd und 
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Deutscher Demokratischer Partei (ddp).260 Nachdem der Gothaer uspd-Lan-
desregierung am 15. März eine entsprechende Anfrage der sich inzwischen 
in Stuttgart befindlichen Reichsregierung zugegangen war, versicherte sie 
dieser am 16. März ihre Loyalität.261 Wie in weiten Teilen der Weimarer 
Republik setzte auch in Thüringen die Bewegung der sozialistischen Arbei-
terschaft gegen den Putsch sofort ein. Sie kam in spontanen Versammlun-
gen, ersten Streikaktionen und der Bildung von Aktionsausschüssen zum 
Ausdruck, die größtenteils von der uspd dominiert wurden.262 In Ostthü-
ringen stellte sich der Kommandeur der Reichswehrbrigade 16 am 13. März 
1920 an die Seite der Putschisten. Er erklärte die in seinem Befehlsbereich 
amtierenden Landesregierungen in Sachsen-Altenburg, Reuß und Weimar 
für abgesetzt, weil sie Kapp nicht anerkannten.263 Die für Westthüringen 
zuständige Reichswehrbrigade 11 in Kassel stellte sich zwar nicht oªziell an 
die Seite der Putschisten, erließ aber Befehle, »die sich eindeutig und aus-
schließlich gegen die Arbeiter richteten«.264 Dennoch waren am 16. März 
Süd- und Ostthüringen weitgehend unter der Kontrolle der verfassungs-
gemäßen Landesregierungen und der Aktionsausschüsse, während die 
Reichswehr die größeren Städte West- und Mittelthüringens – Erfurt, Gotha 
und Weimar – von der Reichswehr besetzt hielt. Hier kam es zwischen 
dem 15. und 17. März zu mehreren bewa¤neten Übergri¤en des Militärs 
auf die Zivilbevölkerung.265

Endgültig scheiterte der Kapp-Putsch am 17. März 1920 am Generalstreik 
der Arbeiterschaft, ohne den die Bereitschaft des Bürgertums, den Staats-
umsturz zu akzeptieren »ungleich größer gewesen« wäre. Die Gewerk-
schaften, der Angestelltenverband und der Beamtenbund erklärten, den 
Streik bis zur Erfüllung ihrer Forderungen fortsetzen zu wollen, und das 
hieß »entscheidende Mitwirkung an der Neuordnung der Verhältnisse«. 
In einem Neun-Punkte-Forderungskatalog wurden die hierzu erforderli-
chen Maßnahmen formuliert. Sie reichten vom Rücktritt Noskes und der 
Bestrafung der Putschisten, der Auflösung der Bürgerwehren und einer 
völligen Neuformierung des Sicherheitsdienstes durch die organisierte 
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Arbeiterschaft bis hin zur Forderung nach neuen Sozialgesetzen, entschie-
denen Maßnahmen zur Demokratisierung der Verwaltung, betrieblicher 
Mitbestimmung und Sozialisierung des Bergbaus und der Energieerzeu-
gung. Kapp und Lüttwitz waren zwar gescheitert, die Verhältnisse jedoch, 
die den Putsch ermöglicht hatten, bestanden weiterhin. Dieser Zustand 
musste aus der Sicht der Arbeitnehmervertreter verändert werden, um die 
Wiederholung eines Staatsstreiches von Rechts zu verhindern. Die Arbeit-
nehmerorganisationen stellten sich mit ihrem Agieren gegen die Forderun-
gen der Ebert/Bauer-Regierung und der mspd-Führung, die am 18. März 
zur Beendigung des Generalstreiks aufgerufen hatten.266 

Tatsächlich bedeutete das Neun-Punkte-Programm eine Reaktion auf das 
Denken und Handeln der streikenden Arbeiterschaft, die auch in Thürin-
gen nicht bereit war, einfach zur Tagesordnung vor dem 13. März 1920 
zurückzukehren. Vielmehr setzte sie ihren Widerstand gegen die Reichs-
wehr fort, deren Haltung weiterhin undurchsichtig blieb. Während in 
Meinin gen die lokale Arbeiterschaft den Abzug der Garnison gewaltfrei 
erzwang,267 kam es in Gotha zu blutigen Kämpfen zwischen Reichswehr 
und Arbeiterformationen aus Gotha und Suhl.268 Erst nach eindringlichen 
Forderungen August Bauderts zog die Reichswehr am 18. März aus  Weimar 
ab.269 Bei Zickra in Ostthüringen umstellten und entwa¤neten Arbeiter-
wehren aus Gera und Greiz am 20. März 1920 zwei Plauener Reichswehr-
bataillone, die versucht hatten, durch den Volksstaat Reuß in Richtung 
Leipzig zu gelangen. Im Ergebnis der Ereignisse bei Zickra warnte die 
Reichswehr am 28. März 1920 intern vor einer militärischen Besetzung 
Ostthüringens.270 Zur Sicherung ihres Erfolges begannen sich die westthü-
ringischen Arbeiterwehren ab dem 20. März 1920 zu einer »Volksarmee« 
zusammenzuschließen.271 Bereits am 16. März hatte der Aktionsausschuss 
in Gera in Erwartung weiterer Angri¤e auf den Volksstaat Reuß und zur 
Fortführung des revolutionären Kampfes für den Sozialismus zur Bildung 
einer »Roten Armee« aufgerufen.272 In Jena demonstrierten die Angehö-
ri gen der »Proletarischen Hundertschaft« am 23. März sowohl ihre Bereit-
schaft, »die Stadt vor Blutvergießen zu bewahren«, als auch für die »Dikta-
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tur des Proletariats«.273 Dass in diesen Aktivitäten nicht nur der Wille zur 
Abwehr des Putsches, sondern zugleich die Ho¤nung auf eine zweite Revo-
lution zum Ausdruck kam, zeigte der Aufruf des Greizer Aktionsausschusses 
vom 16. März 1920. »Nicht zum Schutz der demokratischen Reichs ver fas-
sung, die eine Verfassung des Kapitalismus ist, und auch nicht zum Schutz 
der ordnungsgemäßen Reichsregierung, die durch ihre antirevolutionäre 
Politik der Gegenrevolution zum Sieg verholfen hat«, habe er die Arbeiter-
schaft zum Generalstreik aufgerufen, sondern zum Kampf gegen die Gegen-
revolution und für den Sozialismus.274 Der Vollzugsrat des Gotha er Aktions-
ausschusses forderte am 14. März 1920, auf dem Boden des revo lutionären 
Rätesystems gegen die Militärdiktatur und für den Sozialismus zu kämp-
fen.275 Dass diese revolutionäre Stimmung keineswegs auf die uspd- Hoch-
bur gen beschränkt war, belegt die Ausrufung einer Räterepublik in Schmal-
kalden.276

Dennoch greift der Vorwurf, die radikale Arbeiterschaft und die uspd 

 hätten versucht, unter Ausnutzung des Kapp-Putsches die parlamentari-
sche Demokratie zu beseitigen,277 zu kurz. Er übersieht jenen Wandlungs-
prozess, der sich während des Generalstreiks bei einem Teil der  Streikenden 
vollzog. In Jena etwa verständigten sich die Vertreter der drei sozialistischen 
Parteien am 22. März 1920, den Generalstreik zu beenden und einen ge-
meinsamen Vollzugsausschuss zu bilden, der auf der Basis einer »Eini gungs-
grundlage«278 arbeiten sollte. Karl Korschs diesbezüglicher Kommentar 
(»wenn wir heute auch nicht die Räterepublik ausrufen können, so gelte 
es doch, den jetzigen Augenblick zu benutzen, aber nicht um die Geister 
zu scheiden, sondern um sie zu klären«279) beschrieb tre¤end die Situation. 
Wenn die uspd ihren Beitrag zur politischen Absicherung des Erfolges der 
Generalstreikbewegung gegen den Kapp-Putsch leisten wollte, musste sie 
die radikale Kernforderung ihres Programms – die »Diktatur des Proleta-
riats« – im Interesse der Aktionseinheit der sozialistischen Arbeiterschaft 
zurückstellen. Die Jenaer Mehrheitssozialdemokraten sahen sich mit der 
Einigungsgrundlage »auf dem Boden der demokratisch-republikanischen 
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Verfassung«.280 Sie sollte nach ihrem Willen zur Grundlage des weiteren 
Agierens sowohl des Thüringer mspd-Bezirkverbandes als auch der Gesamt-
partei werden.281 In Gotha verhandelte Emil Grabow zwischen dem 21. und 
23. März mit bürgerlichen Mitgliedern des Stadtrates über die von der Lan-
desregierung getro¤enen Maßnahmen zum Schutz vor weiteren Putsch-
versuchen und versicherte ihnen, dass an eine Rätediktatur nicht zu  denken 
sei. Am 24. März erklärte die Gothaer Landesregierung die wenige Tage 
zuvor gebildete Volkswehr für aufgelöst und ordnete die umgehende Abga be 
der Wa¤en an.282 Tatsächlich vorgekommene Übergri¤e von Seiten der 
Arbeiterwehren verurteilte Hermann Brill am 29. März in der Landesver-
sammlung namens der uspd.283 Dennoch konnten diese Maßnahmen und 
Aktivitäten der Gothaer Landesregierung den am 22. März 1920 beginnen-
den »Rachefeldzug« der Reichswehr in Westthüringen, dem in Sömmerda 
und Mechterstädt mehrere Arbeiter zum Opfer fielen, nicht verhindern.284 
Erst am 31. März 1920 gelang es dem reußischen Staatsminister von Bran-
denstein im Auftrag des Staatsrates von Thüringen, von der Reichsregie-
rung die Aufhebung des Belagerungszustandes und damit das vorläufige 
Ende der Reichswehraktivitäten zu erreichen.285

Die den Märzereignissen nachfolgende Reichstagswahl am 6. Juni 1920 
bedeutete einen tiefen Einschnitt in der Geschichte der Weimarer Republik. 
Großer Verlierer dieser Wahl war die Weimarer Koalition Die sie tragenden 
Parteien mspd, ddp und Zentrum büßten gemeinsam die Hälfte ihrer Man-
date ein. Demgegenüber gewannen die beiden bürgerlichen Rechtspar teien 
Deutsche Volkspartei (dvp) und Deutschnationale Volkspartei (dnvp) ei nerseits 
und die uspd (mit einem Zugewinn von elf Prozent bzw. einem Gesamt-
ergebnis von fast fünf Millionen Stimmen) andererseits massiv hinzu, 
während die erstmals antretende kpd lediglich 1,7 Prozent erhielt. Mit die-
sem Ergebnis erreichte die uspd als zweitstärkste Partei im Deutschen 
Reichstag »den Höhepunkt ihres Masseneinflusses«.286
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4. ZUR LANDESPOLITISCHEN 
 BEDEUTUNG DER USPD THÜRINGEN

4.1. USPD und Thüringenfrage

In den 1860er Jahren glich die Karte Thüringens »einer Malerpalette, in 
fünf Stunden konnte man sechs ›Vaterländer‹ durchwandern, in jedem 
größeren Ort residierte ein ›Zaunkönig‹, der ängstlich darüber wachte, dass 
keine Fabrikschornsteine seine Residenz verrußten, dass seine Wildsauen 
in den Thüringer Wäldern von keiner Eisenbahn in ihrer Ruhe gestört wur-
den. (…) Fast alle ›Hauptstädtchen‹ waren echte und rechte Spießernes ter, 
ohne Industrie, mit nur wenigen Handwerkern und einer großen Anzahl 
von Beamten.«287 Nach der Wende zum 20. Jahrhundert setzte jedoch jene 
»gesellschaftliche Wandlungsdynamik«,288 die im Deutschen Kaiserreich 
als Folge der Industrialisierung bis dahin nicht vorstellbare Veränderungs-
prozesse in allen Lebensbereichen hervorgerufen hatte, auch die thüringi-
sche Kleinstaatenwelt unter Druck. Die hieraus resultierenden Probleme 
waren zuerst von der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung als »Thü-
ringenfrage« thematisiert worden.289 Den Auftakt hierzu hatte der Saalfel-
der Sozialdemokrat Arthur Hofmann mit der von ihm 1906 herausgege-
benen Broschüre gegen den »Thüringer Kleinstaatenjammer« gegeben. Das 
erklärte langfristige Ziel Hofmanns war die Herstellung eines Thüringer 
Einheitsstaates, doch letztlich blieben die von ihm ausgelösten parlamen-
tarischen Debatten ohne Ergebnis.290 Erst die Novemberrevolution 1918 
erö¤nete die Chance zur Beseitigung der Kleinstaaterei, was die Bezirks-
leitung der uspd sofort erkannte. »Das Thüringer Volk kann und will  diese 
vielerlei Bevormundungen nicht mehr länger ertragen. Es will über seine 
Geschicke selbst entscheiden.«291 Am 10. Dezember 1918 kamen auf Einla-
dung des Arbeiter- und Soldatenrats Sachsen-Weimar-Eisenachs die Vertre ter 
der Arbeiter- und Soldatenräte des 36. Reichstagswahlkreises (Groß-Thürin-
gen) sowie Gesandte der kleinstaatlichen Regierungen und des Thüringer 
Ernährungsamtes im Erfurter Rathaus zusammen. Im Ergebnis einer 
kontroversen Diskussion verständigten sich die Konferenzteilnehmer auf 
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eine Resolution, die die Bildung einer Provinz Thüringen als Teil einer 
deutschen Einheitsrepublik vorschlug. Alle weiteren Schritte sollte ein aus 
Vertretern der Thüringer Staaten und Preußens zu bildender Ausschuss 
vorbereiten.292 Damit beanspruchten die Arbeiter- und Soldaten räte auf der 
Basis ihrer revolutionären Legitimation die Führung im weiteren Vereini-
gungsprozess. Die Regierungsvertreter verweigerten ihnen jedoch im weite-
ren Verlauf ihre Anerkennung und konnten sich letztlich mit dem Vorschlag 
durchsetzen, die Ausgestaltung der Vereinigung Thüringens den neu zu 
wählenden Landtagen zu überlassen.293 Die kleinstaatlichen Regierungen 
entwickelten indes verschiedene Planungen, die voneinander abwi chen 
und unterschiedliche Tendenzen sichtbar machten.294 Demgegenüber be-
kräftigte die uspd auf ihrer Bezirkskonferenz am 19. April 1919 ihr Ein treten 
»für die Beseitigung der Thüringischen Kleinstaaterei« und die Bildung 
eines Verwaltungsbezirks Großthüringen im Rahmen einer einheitlichen 
deutschen Republik.295 Damit unterstützte sie die Bestrebungen der beiden 
reußischen Freistaaten, die frühzeitig konkre te Schritte in Richtung einer 
Vereinigung Thüringens unternommen und auf eine Beteiligung der 
kleinstaatlichen Landtage gedrängt hatten.296 Im Ergebnis ihrer Beratun-
gen im April/Mai 1919 verständigten sich die Landtagspräsidenten auf das 
Konzept des reußischen Staatsministers von Brandenstein und erzielten am 
20. Mai 1919 eine Einigung mit den kleinstaatlichen Regierungen.297 Den 
Land tagen wurde ein Staatsvertrag zur Bildung einer Thüringer Gemein-
schaft vorgelegt, die die Verschmelzung zu einem Gesamtstaat Thüringen 
herbei führen sollte. Ihr oberstes Organ war der auch als Thüringer Vor-
parlament bezeichnete Volksrat, der sich aus 42 (nach dem Ausscheiden 
Coburgs noch 39) Abgeord neten zusammensetzte. Sie wurden von den 
einzelstaatlichen Landtagen entsprechend der Stärke ihrer Fraktionen ge-
wählt.298 Als provisorische Regierung wurde ein Staatsrat gebildet.299
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In den Verhandlungen mit Preußen zeichnete sich ab, dass es nur eine 
kleinthüringische Lösung geben würde. Zudem trat infolge der Vorbe halte 
in Coburg und Meinigen eine Verzögerung des Inkrafttretens der Thü-
ringer Gemeinschaft ein. Deshalb machte der Staatsrat dem Volksrat den 
Vorschlag, den Gemeinschaftsvertrag zu ändern und selbst eine Gesamt-
thüringische Verfassung zu verabschieden. Gemeinsam mit den Demokra-
ten stimmten die beiden sozialdemokratischen Fraktionen diesem Anliegen 
zu, damit wurde die Verfassungsgebung zur zentralen Aufgabe des Thürin-
ger Volksrates.300 Anfang Mai 1920 wurde der von dem Jenaer Rechtswissen-
schaftler und Volksratsmitglied Eduard Rosenthal vorgelegte Verfassungs-
entwurf 301 abschließend beraten. Für die uspd nahm Bruno Bieligk am 
3. Mai 1920 dazu prinzipiell Stellung. Aus grundsätzlicher Sicht hielt er 
den vorgelegten Verfassungsentwurf »in jeder Beziehung« für unbefriedi-
gend. Solange sich die Produktionsmittel für die gesellschaftlich notwen-
dige Arbeit in Privatbesitz befänden, könne von einer Demokratie nicht 
gesprochen werden. Deshalb sei die Herrschaft des Proletariats erforder-
lich, um diesen Zustand zu verändern. Das bedeute nicht, sich gegen die 
Demokratie zu stellen, sondern die Voraussetzungen für deren freie und 
wahrhafte Entfaltung zu scha¤en. Auf dem Papier könnten sehr freiheit-
lich klingende Dinge formuliert werden, solange aber »diejenigen Kreise 
im Staate, die über das Geld verfügen, noch kraft dieses Besitzes eine so 
ausschlaggebende Rolle im Staat spielen können, wie sie (sie) heute spielen, 
solange kann von Demokratie keine Rede sein«. Zugleich aber sah Bieligk 
seine Partei angesichts des unter den gegebenen Umständen Erreichbaren 
in der Verantwortung, im Interesse der werktätigen Bevölkerung an der 
weiteren Ausgestaltung der Verfassung mitzuarbeiten. Den Ausgangspunkt 
hierfür bilde der Grundsatz, dass die Staatsgewalt vom Volke ausgeht. Des-
halb müsse der Landtag »die höchste Instanz im Staate« und die Landes-
regierung die Beauftragte des Landtages und damit auch des Volkes sein. 
Dem widerspräche die im Entwurf vorgeschlagene Regelung, dass die 
Regierung den Landtag auflösen dürfe. Ebenso lehnte Bieligk das von 
 Rosenthal vorgeschlagene Zweikammernsystem ab, von dem man sich in 
Thüringen verabschiedet habe. Die vorgesehene Zwei-Drittel- Mehrheit bei 
Volksabstimmungen kritisierte er als antidemokratisch.302 In den nachfol-
genden Verhandlungen setzten die beiden sozialdemokratischen Frak tionen 
eine Stärkung der Stellung des Landtages gegenüber der Landesregierung 
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ebenso durch wie die Verbesserung direktdemokratischer Einflussnah-
me.303 Das ermöglichte der uspd-Fraktion die Zustimmung zur Landesver-
fassung.304

4.2. Volksstaat Reuß und „Räterepublik“ Gotha. 
Zu Unterschieden und Gemeinsamkeiten im 
 Agieren zweier Thüringer USPD-Landesverbände

Die uspd prägte nach der Novemberrevolution 1918 bis zur Gründung des 
Landes Thüringen am 1. Mai 1920 vor allem die innenpolitische Entwick-
lung in Reuß j. L. und Reuß ä. L. sowie in Gotha. War der Sturz des Her-
zogs in Sachsen-Gotha am 9. November 1918 durch eine revolutionäre 
Volksbewegung erfolgt, so trat der reußische Fürst einen Tag später unter 
dem Eindruck der Revolution »freiwillig« ab. Die Arbeiter- und Soldaten-
räte übernahmen sowohl in Gotha als auch den reußischen Fürstentümern 
die oberste Staatsgewalt und ließen unter ihrer Aufsicht bürgerliche Minis-
ter die Verwaltungsarbeit führen. Nicht nur in Sachsen-Gotha,305 sondern 
auch in Reuß blieb das Bürgertum von der Mitarbeit in den Arbeiter- und 
Soldatenräten ausgeschlossen.306 Ebenso wie die radikalen Unabhängigen 
im Westen Thüringens verlangten auch die gemäßigten in Ostthüringen 
von den Lehrern und Beamten ein Bekenntnis zur sozialistischen Repub-
lik.307 Gemeinsam war ihnen, dass sie sich auf Maßnahmen zur Erleichte-
rung der Arbeits- und Lebensbedingungen der arbeitenden Menschen 
kon zentrierten. Am 14. November 1918 verfügte der Gothaer Arbeiter- und 
Soldatenrat die Einführung des Acht-Stunden-Tages und verpflichtete am 
19. November alle Unternehmen, Arbeitern und Angestellten den gleichen 
Lohn zu zahlen, anderenfalls würden sie geschlossen.308 Der Vollzugsaus-
schuss für Reuß j. L. erließ Ende November/Anfang Dezember 1918 zusätz-
lich zu dem bereits verordneten Acht-Stunden-Tag ein Notgesetz über Min-
destlöhne und Arbeitszeiten. Am 28. Dezember folgte eine Notverordnung 
über Mindestgehälter für die Angestellten und Lehrlinge in Privatunter-
nehmen. Gleichzeitig wurden in allen Betrieben des Landes auf dem Ver-
ordnungsweg Arbeiterausschüsse eingesetzt. Hinzu kamen Enteignungs-, 

 303  Häupel: Die Gründung des Landes Thüringen. S. 102–104.
 304  Verhandlungen Volksrat S. 568.
 305  Matthiesen: Zwei Radikalisierungen. S. 38.
 306  Pöhland: Die Entwicklung der Arbeiterbewegung in Ostthüringen. S. 178.
 307  Ebenda. S. 154.
 308  Schulze: Die Novemberrevolution 1918 in Thüringen. S. 104.
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Einkommens- und Vermögenssteuergesetze. Am 11. Februar 1919 wurde 
ein Gesetz über vereinfachte Enteignungsverfahren erlassen. Damit  konnte 
die private Nutzung von Grundeigentum entzogen oder eingeschränkt 
werden, um Störungen des Wirtschaftslebens zu verhindern und durch 
die Bescha¤ung von Arbeitsgelegenheiten, insbesondere Notstandsarbei-
ten, der zunehmenden Arbeitslosigkeit entgegenzuwirken. Ebenso wurden 
zur Behebung der Wohnungsnot und aus Gründen des ö¤entlichen Wohls 
die Enteignung aller bebauten und unbebauten Grundstücke sowie ihre 
Überführung in den Besitz der Allgemeinheit vorgesehen. Weiterhin sollten 
die Bodenschätze, insbesondere der Steinbrüche und Lehmgruben, und 
die sie verarbeitenden Betriebe sozialisiert werden. Diese konkreten Maß-
nahmen bewirkten eine materielle Besserstellung der arbeitenden Bevöl-
kerung und sicherten bis ins Frühjahr 1919 eine vergleichsweise ruhige 
Entwicklung. Bis Anfang März 1919 fanden im Gebiet Gera/Greiz keine 
Streiks statt.309

Obwohl die uspd-dominierten Arbeiter- und Soldatenräte in den beiden 
reußischen Kleinstaaten im Unterschied zu Gotha310 die Landtage formal 
nicht aufgelöst hatten, spielten sie auch hier für die weitere Entwicklung 
keine Rolle mehr, da sie nach dem 9. November nicht mehr einberufen 
wurden. Die Bildung des Volksstaates Reuß erfolgte am 21. Dezember 1918 
durch ein von beiden Arbeiter- und Soldaten räten erlassenes Notgesetz über 
die Verwaltungsgemeinschaft311 – und damit auf revolutionärer Grundlage. 
Anfang Januar 1919 setzte der Arbeiter- und Soldatenrat Reuß für die beiden 
ehemaligen Fürstentümer getrennte Landtagswahlen fest. In beiden Parla-
menten hatte die uspd entweder allein oder mit der mspd gemeinsam die 
Mehrheit. Diese bestätigten sofort nach der Konstituierung Mitte Februar 
1919 die von den Arbeiter- und Soldatenräten gescha¤enen Tatsachen und 
tagten fortan gemeinsam als Landtag des Volksstaates Reuß. In der von ihm 
am 4. April 1919 beschlossenen vor läufigen Verfassung war auch ein Lan-
desarbeiterrat mit jedoch nur geringem politischem Einfluss vorgesehen.312

Demgegenüber bildete die Verfassungsfrage in Sachsen-Gotha den Gegen-
stand eines langanhaltenden und dramatisch verlaufenden Konflikts zwi-
schen der regierenden uspd einerseits und der vereinigten Landtagsopposi-

 309  Pöhland: Die Entwicklung der Arbeiterbewegung in Ostthüringen. S. 183 FN 4.
 310  Schulze: Die Novemberrevolution 1918 in Thüringen. S. 94–96.
 3119  Seela: Die Übergangslandtage; in: Schriften zur Geschichte des Parlamentarismus in Thüringen. S. 249.
 312  Häupel: Die Gründung des Landes Thüringen. S. 76.
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tion sowie der Reichregierung andererseits. Dass die Gothaer Unabhängi gen 
unter dem maßgeblichen Einfluss ihres linken Flügels eine Räteverfassung 
installieren wollten,313 geht jedoch am Kern des Problems vorbei. Zwar 
hatte die uspd-Landeskonferenz am 26. Januar 1919 mit großer Mehrheit 
einer von Hermann Brill im Auftrag seiner Ortsgruppe Ohrdruf einge-
brachten Resolution zugestimmt, die sich für das Rätesystem aussprach.314 
Daraufhin war Wilhelm Bock als Mitglied des Gothaer Rates der Volks-
beauftragten zurückgetreten und durch den zum linken Flügel gehörenden 
Albin Tenner ersetzt worden.315 Tatsächlich stellte der am 24. April 1919 
verö¤entlichte Verfassungsentwurf des Arbeiterrates eine Kombination aus 
parlamentarischer-, Räte- und plebiszitärer Demokratie und eine radikal- 
linke Variante des Kompromisses des Märzparteitages der uspd dar. Dies 
zu konstatieren blendet keineswegs aus, dass dieser Verfassungsentwurf 
mit seinen weitgehenden Rechten für den Landes-Arbeiter- und Bauernrat 
nur schwer mit den Vorstellungen einer parlamentarischen Demokratie in 
Übereinstimmung zu bringen ist. Ebensowenig war er jedoch die Verfas-
sung für eine reine Rätediktatur. Deshalb beantragte die Ortsgruppe Zella- 
Mehlis auf der uspd-Landeskonferenz Anfang Mai 1919 die Landtagsfrak-
tion zu beauftragen, der Landesversammlung eine reine Räteverfassung 
vorzulegen, was die große Mehrheit der Delegierten jedoch ablehnte.316

Andererseits gab es in der uspd-Fraktion unterschiedliche Auffassungen 
zum Umgang mit dem Verfassungsentwurf des Arbeiterrates.317 Einige 
Abgeordnete wiesen auf den sich abzeichnenden Konflikt mit der Reichs-
verfassung hin, die im Juni/Juli 1919 noch nicht verabschiedet, aber in 
ihren Tendenzen bereits absehbar war. Tatsächlich ließ die Reichsregie-
rung keinen Zweifel daran, dass sie die Verankerung eines Landes-Arbei-
ter- und Bauernrates in einer Landesverfassung nicht hinnehmen werde. 
Deshalb verständigten sich der uspd-Landesvorstand und die Landtags-
fraktion auf einen abgeänderten Verfassungsentwurf. Dagegen protes tierte 
am 26. November 1919 die Belegschaft der Gothaer Waggonfabrik bei Land-
tagspräsident Wolf. August Creutzburg, einer der Sprecher der protestie-
renden Arbeiter, forderte ultimativ die Annahme des Verfassungsentwurfs 
vom 24. April 1919, »anderenfalls wird die Arbeiterschaft Gothas die Lan-
desversammlung an dem Versuch, das abgeänderte Gesetz anzunehmen, 

 313  Ebenda. 
 314  Gothaer Volksblatt, 29. 01. 1919.
 315  Schulze: Die Novemberrevolution 1918 in Thüringen. S. 98.
 316  Gothaer Volksblatt, 07. 05. 1919.
 317  Gothaer Volksblatt, 30. 08. 1919.
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mit Gewalt daran hindern und sie auflösen«. Die Mitglieder der Gothaer 
uspd unterstützten die Aktion der Waggonfabrikarbeiter, lehnten den über-
arbeiteten Verfassungsentwurf ab und bestanden weiterhin auf dem Ent-
wurf vom 24. April 1919. Daraufhin trat der uspd-Landesvorsitzende  zurück. 
Im Verlauf des vom Landesvorstand einberufenen Landesparteitages geriet 
die uspd Gotha am 13. Dezember 1919 an den Rand der Spaltung. Bestärkt 
durch das vom Leipziger Parteitag Anfang Dezember 1919 beschlossene 
Aktionsprogramm mit seiner Forderung nach der »Diktatur des Proleta-
riats« setzte sich der linke Parteiflügel mit seiner Forderung, weiterhin am 
Verfassungsentwurf vom 24. April 1919 festzuhalten, mit knapper Mehr-
heit durch. Mehrere Landtagsabgeordnete und die beiden Volksbeauftrag-
ten Grabow und Schauder drohten deshalb mit Rücktritt. Letztlich gelang 
es Hermann Brill, eine Spaltung auf dem Landesparteitag zu verhindern. 
Auf seinen Vorschlag hin baten die Delegierten die uspd-Parteiführung um 
Vermittlung und verpflichteten sich, deren Entscheidung als verbindlich 
anzuerkennen. Daraufhin empfahl die uspd-Parteileitung einerseits gegen 
die von der Reichsregierung ultimativ geforderte Streichung der Befug nisse 
des Landes-Arbeiter- und Bauernrates gegenüber der Landesregierung zu 
protestieren, andererseits den überarbeiteten Entwurf in die Landesver-
sammlung einzubringen und dort zugleich das Aktionsprogramm zu propa-
gieren.318 Dementsprechend erklärte Brill für seine Fraktion am 23. Dezem-
ber in der Landesversammlung, dass eine Verbindung von parlamentarischer 
Demokratie und Rätegedanken nicht möglich sei. Das Proletariat könne 
sich das Rätesystem nur in den außerparlamentarischen Massenaktionen 
erkämpfen, die seine Partei für die nahe Zukunft erwarte. Er protestierte 
gegen die Gewaltmethoden der Reichsregierung – Noske hatte mit der 
Reichsexekution gedroht –, »die freilich die notwendigen Grundlagen jeder 
Verfassung kapitalistischer Zeitalter sind«. Deshalb sei die uspd der Gewalt 
gewichen und habe das Gesetz zur Regelung der Regierungsgewalt einge-
bracht.319

Das Eingreifen der Waggonfabrikbelegschaft in die innerparteiliche De-
batte der Gothaer uspd zum Verfassungsentwurf deutet einen in seinen 
Wirkungen beträchtlichen Unterschied in den lokalen/regionalen Hand-
lungsbedingungen der Unabhängigen in Thüringen an. In Ostthüringen 
hatten die fabrikmäßig organisierte Textilindustrie und die in den Klein- 

 318  Buchsbaum: Die Linksentwicklung der Gothaer Arbeiterbewegung. S. 186–196.
 319  Verhandlungen Landesversammlung Gotha. S. 313/314.
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und Mittelbetrieben angesiedelte hochspezialisierte Leicht- und Maschinen-
bauindustrie die Voraussetzungen für das Entstehen eines tief in der all-
täglichen Lebenswelt der Arbeiterschaft verankerten sozialistischen  Milieus 
gescha¤en.320 Demgegenüber wies die soziale Basis der uspd in Westthürin-
gen einen wesentlich anderen Charakter auf. Die in dieser Region vorherr-
schende Hausindustrie hatte dem Entstehen eines vergleichbaren sozialisti-
schen Milieus entgegengewirkt, obwohl die spd vor dem Ersten Weltkrieg 
für die westthüringische Arbeiterschaft ein großer Ho¤nungsträger war.321 
Zudem blieb die Residenzstadt Gotha trotz Industrialisierung durch einen 
starken bürgerlichen Dienstleitungssektor (Handel, Banken, Versicherun-
gen und freie Berufe) und ein ebenso beachtliches Handwerk geprägt. Das 
hierauf basierende Bürgertum definierte sich über den Gegensatz zur 
Arbei terbewegung, sein völkisch und antisemitisch aufgeladener radikaler 
Nationalismus322 bildete schon vor dem Ersten Weltkrieg die Grundlage 
seines besonders radikalen Antisozialismus. Dementsprechend antwor tete 
das Gothaer Volksblatt nach der Novemberrevolution auf die Beschwerden, 
der lokale Arbeiter- und Soldatenrat würde im Vergleich zu anderen Orten 
besonders rigide mit dem Bürgertum umgehen, dass im Verhältnis zu 
ande ren Städten die Bürgerschaft Gothas auch besonders alldeutsch sei. 
Während beispielsweise im benachbarten Eisenach auch auswärtige libera-
le Tageszeitungen verkauft würden, gäbe es in Gotha nur ein alldeutsches 
Blatt von außerhalb.323

Vor diesem Hintergrund begann das Gothaer Bürgertum, das sich in sei-
ner bisher privilegierten gesellschaftlichen Stellung bedroht sah, sofort 
nach der Revolution aggressiv gegen die Arbeiterschaft vorzugehen. Bereits 
während der ersten Besetzung Gothas am 18. Februar 1919 beantwortete 
es »unter dem militärischen Schutz der Truppen Maerckers«324 den General-
streik der Arbeiterschaft, der das gesamte ö¤entliche Leben und die Versor-
gung der Bevölkerung mit Gas und Strom lahmgelegt hatte,325 mit einem 
Gegenstreik der Arztpraxen, Ladenbesitzer, Händler und Handwerksmeis-
ter. Wirtschaftsminister Wissel gelang es im Ergebnis seiner Verhandlungen 
mit dem Gothaer Gewerkschaftskartell, die Betriebe der Grundversorgung 

 320  Walter: Sachsen und Thüringen. S. 21.
 321  Walter, Franz: Thüringen – Einst Hochburg der sozialdemokratischen Arbeiterbewegung? In: Internatio-
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 322  Matthiesen: Das bürgerliche Gotha. S. 26–33.
 323  Gothaer Volksblatt, 26. 11. 1918.
 324  Matthiesen: Das bürgerliche Gotha. S. 83.
 325  Buchsbaum: Die Linksentwicklung der Gothaer Arbeiterbewegung. S. 154.
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zur Wiederaufnahme der Arbeit zu bewegen, woraufhin der »Beamten- und 
Bürgerstreik« eingestellt wurde. Letztlich endete der Einsatz des Mili tärs 
im Frühjahr 1919 in Gotha, anders als vom Bürgertum und der lokalen 
Mehrheitssozialdemokratie erho¤t,326 nicht mit der Beseitigung des uspd- 
dominierten Arbeiter- und Soldatenrates, der sich im Unterschied zu vielen 
anderen lokalen Räten im Frühjahr 1919 zunächst noch behaupten konn-
te.327 Doch ein Jahr später nutzte das Bürgertum die nach dem Kapp-Putsch 
und der Besetzung Gothas durch Reichswehrtruppen am 26. März 1920 
entstandene Situation mit Erfolg aus. In einem hinterhältigen Zusammen-
spiel zwischen bürgerlich/mehrheitssozialdemokratischer Landtagsopposi-
tion, deren Abgeordnete am 30. März 1920 ihre Mandate niederlegten und 
damit das Parlament funktionsunfähig machten,328 und Reichsregierung, 
die diesen Akt zum Vorwand für eine Reichsexekution nahm, wurde die 
demokratisch gewählte Landesregierung Sachsen-Gothas beseitigt.329 Die 
am 30. Mai 1920 durchgeführte Neuwahl der Gothaer Landesver sammlung 
brachte im Ergebnis eine knappe bürgerliche Mehrheit.330 Die Folge war 
eine weitere Radikalisierung der uspd.

4.3. Die USPD als stärkste Partei 
im ersten Thüringer Landtag

Bei der ersten Thüringer Landtagswahl am 20. Juni 1920 konnte die uspd 

im Vergleich zu den Wahlen für die kleinstaatlichen Landtage im Frühjahr 
1919 stark zulegen und mit Abstand stärkste Partei werden.331 Sie zog mit 
fünfzehn Abgeordnete in den neuen Landtag ein.332 Eine uspd-Landes-
konferenz beschloss Ende Juni 1920, unter Aufrechterhaltung der Grund-
satzposition zum bürgerlichen Parlamentarismus die Bildung einer rein 
sozialistischen Regierung anzustreben.333 Das bedeutete eine Absage an 
eine Regierungsbeteiligung der ddp, auf deren vier Abgeord nete die beiden 

 326  Matthiesen: Das bürgerliche Gotha. S. 85.
 327  Kolb: Arbeiterräte. S. 291.
 328  Matthiesen: Das bürgerliche Gotha. S. 99.
 329  Buchsbaum: Die Linksentwicklung der Gothaer Arbeiterbewegung. S. 289–294.
 330  Häupel: Die Gründung des Landes Thüringen. S. 101.
 331  Ebenda. S. 109.
 332  Wilhelm Bärwinkel, Adam Bennewitz, Bruno Bieligk, Hermann Brill, Arthur Drechsler, Otto Geithner, Karl 

Hermann, Emil Höllein, Richard Kahnt, Paul Kiß, Paul Lärz, Karl Leps, Fritz, Rohleder, Albin Tenner und 

Emil Vetterlein. Lengemann: Thüringische Landesparlamente. S. 56–59. Für Emil Höllein, der am 6. Juni 

1920 ein Reichstagsmandat erreicht hatte, rückte Richard Zimmermann nach, da das Ausüben von 

Doppelmandaten im Thüringer Bezirksverband nicht zulässig war. Neue Zeitung, 15. 05. 1920.
 333  Volkszeitung, 02. 07. 1920.
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Arbeiterparteien zur Sicherung einer parlamentarischen Mehrheit jedoch 
angewiesen waren. Ihren insgesamt 26 Abgeordneten saßen 27 bürgerliche 
Mandatsträger gegenüber. Als sich die drei bürgerlichen Rechtsparteien 
(dnvp, dvp und Landbund) unmittelbar vor der konstituierenden Landtags-
sitzung zu einer Fraktion zusammenschlossen und das Amt des Landtags-
präsidenten, das der uspd-Fraktion zustand, für sich beanspruchten, began-
nen die Unabhängigen die politische Situation neu zu beurteilen. Sie inter-
pretierten das Agieren der Rechtsparteien als Signal für deren Entschlossen-
heit, nun auch in Thüringen eine Rechtsregierung zu bilden. Als Beleg für 
diese Einschätzung konnten Personen auf der Vor schlagsliste der bürger-
lichen Parteien für die neue Landesregierung gelten, die von der reußi-
schen uspd in Verbindung mit den Kapp-Putschisten in Gera gebracht 
wurden.334 Vor diesem Hintergrund erklärte Bruno Bieligk in der Land-
tagssitzung am 31. Juli 1920, seine Fraktion habe die Initiative zur Bildung 
eines Abwehrministeriums ergri¤en, um zu verhindern, dass eine bürger-
liche Regierung die seit der Revolution von der Sozialdemo kratie ergri¤e-
nen Maßnahmen zur gesellschaftlichen Umgestaltung rückgän gig machen 
könne.335

In dem von ihr vorgeschlagenen Abwehrkabinett beanspruchte die uspd 

deshalb auch den maßgeblichen Einfluss und legte den beiden potentiellen 
Partnern mspd und ddp eine Ministerliste und ein entsprechendes Regie-
rungsprogramm vor. Sie forderte die Auflösung der Einwohnerwehren und 
die Umwandlungen der Sicherheitswehren und der Polizei als Organe der 
Herrschaftssicherung der besitzenden Klassen zu Schutzeinrichtungen 
des arbeitenden Volkes. Weiterhin verlangte sie eine Amnestie für alle seit 
November 1918 verurteilten revolutionären Arbeiter und die Entlassung der 
reaktionären Beamten aus der Verwaltung. Zudem plädierte sie für eine 
rasche Demokratisierung der Verwaltung und die Scha¤ung einer einheit-
lichen Städte-, Kreis- und Landgemeindeordnung für Thüringen. Die Un-
abhängigen wollten den Großgrund- und Waldbesitz sowie die Boden schätze 
des Landes in gesellschaftliches Eigentum überführen und nach sozialis-
ti schen Grundsätzen bewirtschaften. Zur Linderung der Wohnungsnot 
sollte eine durchgreifende staatliche Wohnungspolitik stattfinden. Die 
Trennung von Staat und Kirche sowie der Aufbau der Einheitsschule als 
Kern einer Bildungsreform bildeten weitere Punkte im Forderungskatalog 

 334  Neue Zeitung, 31. 07. 1920.
 335  Stenographische Berichte über die Sitzungen des I. Landtages von Thüringen. Bd. 1. S. 66/67. 
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der uspd für die von ihr vorgeschlagene Landesregierung.336 Zudem schlug 
die uspd ein konkretes Programm für die Reichspolitik vor. Sie forderte 
den Abzug aller militärischen Verbände aus Thüringen, die Aufhebung 
des Ausnahmezustandes im Reich, die Entwa¤nung und Auflösung aller 
konter revolutionären Formationen einschließlich Reichswehr- und Zeit-
freiwilligenverbände sowie die Beseitigung der Klassenjustiz. Die Thürin-
ger Landesregierung sollte sich für die Sozialisierung des Bergbaus, der 
Energieerzeugung und des Verkehrswesen ebenso einsetzen wie für die 
Enteignung des Besitzes der früheren Fürsten. Hinzu kamen Forderungen 
nach einer umfassenden sozialen Fürsorge der Kriegsopfer und Arbeitsinva-
liden sowie deren Hinterbliebenen, die mittels einer »Sonderbesteuerung 
der besitzenden Klasse, in deren Interesse der Krieg geführt wurde«, finan-
ziert werden sollte. Zugleich hätte sich eine uspd-geführte Landesregierung 
für eine sofortige Aufnahme wirtschaftlicher Beziehungen zu Sowjetruss-
land eingesetzt.337

Die ddp lehnte eine Regierungsbildung unter den Bedingungen der uspd 

jedoch ab. Aus ihrer Sicht stellten diese keine Grundlage für eine »maß-
volle demokratische Politik« dar, die sie für den weiteren Aufbau des Lan-
des als erforderlich betrachtete.338 Die Unabhängigen waren ihrerseits nicht 
bereit, Abstriche an ihrem Programm zu machen. Vielmehr warf Bruno 
Bieligk den Demokraten vor, dass »maßvolle demokratische Politik« nur 
bedeuten könne, anstelle einer fortschrittlichen und freiheitlichen Weiter-
entwicklung Thüringens entweder die beiden großen politischen Lager 
gegeneinander ausspielen oder aber prinzipiell eine reaktionäre Politik 
betreiben zu wollen.339 Wenngleich die mspd an einzelnen Punkten Verhand-
lungsbedarf signalisierte, war sie prinzipiell mit dem uspd-Programm ein-
verstanden.340 Sie hatte ihre Bereitschaft zur Zusammenarbeit bereits durch 
den Vorschlag signalisiert, zur Sicherung des Anspruchs der uspd auf das 
Amt des Landtagspräsidenten eine gemeinsame Fraktion zu bilden.341 Dem 
folgend nahm der mspd-Abgeordnete August Frölich am 31.  Juli 1920 seine 
Wahl als Minister auf der bürgerlichen Vorschlagsliste nicht an.342 Damit 

 336  Häupel: Die Gründung des Landes Thüringen. S. 110.
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war die Regierungsbildung zunächst gescheitert. Da die Unabhängigen 
mit ihrem Antrag in der Minderheit blieben den Landtag aufzulösen,343 
vertagte sich dieser zunächst bis zum Herbst. 

Die am 29. August 1920 tagende uspd-Landeskonferenz billigte die  Haltung 
ihrer Fraktion, bekräftige das von ihr aufgestellte Programm und unter-
strich die Forderung nach Landtagsneuwahlen für den Fall, dass es auf der 
nächsten Landtagssitzung zu keiner Regierungsbildung kommen sollte. 
Diese Beschlusslage zeigt, dass selbst während der in der uspd laufenden 
Debatte über die 21 Aufnahmebedingungen in die Kommunistische Interna-
tionale (komintern)344 Kompromisse zwischen den Flügeln noch möglich 
waren, wenngleich in der Diskussion die prinzipiellen Differenzen o¤en-
kundig wurden.345 Vor dem Hintergrund der sich im Herbst 1920 zuun-
gunsten der sozialistischen Arbeiterschaft verändernden politischen und 
sozialen Situation ermöglichte die nach dem Parteitag in Halle in Linke 
und Rechte gespaltene uspd im Thüringer Landtag im Herbst 1920 die 
Bildung einer neuen Landesregierung. Die nun aus elf Abgeordneten beste-
hende uspd-Fraktion gab den Forderungskatalog vom Sommer auf, um – 
wie Bruno Bieligk in der Landtagssitzung am 10. November 1920 formu-
lierte – von den beiden möglichen Übeln das kleinere zu wählen und für 
die mspd-ddp-Minderheitsregierung zu stimmen.346 Ähnlich pragmatisch 
aber weniger konsequent agierten die vier sich zunächst als »unabhängige 
Sozialisten«347 bezeichnenden ehemaligen uspd-Abgeordneten, indem sie 
sich bei der Wahl der mspd-ddp-Minderheitsregierung der Stimme enthiel-
ten.348

Maßgebend für die Unterstützung der mspd-ddp-Minderheitsregierung im 
Landtag durch die uspd war deren Verantwortungsbewusstsein für das neu 
gebildete Land als ein »Kind der Revolution«. In diesem Selbstverständ nis 
betrachteten die Unabhängigen ihr Agieren jedoch nicht als landespoliti-
sche, sondern als proletarische Politik. Hieraus leiteten sie ihre Stellung-
nahmen zu so hoch umstrittenen Problemen wie der Scha¤ung einer 
bewa¤neten Landespolizei oder der Ausgestaltung der Verwaltungsstruk-
turen auf Kreis- und Gemeindeebene ab. Motiviert war ihr Agieren jedoch 

 343  Häupel: Die Gründung des Landes Thüringen. S. 111.
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auch durch den Umstand, dass infolge der politischen Gesamtentwicklung 
in Deutschland die Rechtsparteien auf eine rasche Neuwahl des Landtages 
drängten, in deren Ergebnis sie auf eine eigene Mehrheit ho¤ten.349 Als 
die vier nun zur kpd gehörenden ehemaligen uspd-Abgeordneten jedoch 
gemeinsam mit den Rechtsparteien gegen das von der mspd-ddp-Minder-
heitsregierung eingebrachte Grundsteuergesetzt votierten und die Regie-
rung daraufhin zurücktrat, löste sich der erste Thüringer Landtag  Ende 
Juli 1921 auf.350

4.4. Die USPD als Regierungspartei 
in Thüringen 1921/22

Am 20. August 1921 rief der uspd-Bezirksvorstand die »werktätige Bevöl-
kerung Thüringens« zur Teilnahme an der Neuwahl des Landtages am 
11. September und zur Stimmabgabe für die Unabhängigen auf. Neben der 
schwierigen sozialen Situation infolge der Zunahme der Arbeitslosigkeit, 
der anhaltenden Preissteigerung und vor allem des Lebensmittelwuchers, 
die die uspd in ihrem Aufruf kritisierte und zu bekämpfen versprach, 
waren es im Kern zwei Aspekte, mit denen sie ihre Wählerinnen und 
Wähler zu mobilisieren versuchte. Zum einen verwies sie auf ihre Ver-
dienste bei der Beseitigung des Thüringer Kleinstaatenjammers und schrieb 
sich den entscheidenden Anteil an der Gründung des Landes zu, an dessen 
weiterer Ausgestaltung sie teilzuhaben beanspruchte. Der zweite Aspekt, 
mit dem die uspd in den thüringischen Landtagswahlkampf zog, war der 
Kampf gegen die Reaktion, die den Bestand des neu gegründeten Landes 
in Frage stellte und seine fortschrittliche Errungenschaften bedrohte.351 
Wenige Tage nach dem Aufruf, am 26. August 1921, wurde der ehemalige 
Reichfinanzminister Matthias Erzberger von Mitgliedern der faschisti-
schen Geheimorganisation Consul ermordet.352 Hierauf reagierte die 
Arbeiter bewegung reichsweit mit Proteststreiks und Demonstrationen, so 
auch in Thüringen.353 Das Ergebnis der Wahl am 11. September 1921 war 
für die uspd zwiespältig. Einerseits musste sie als Spätfolge der Parteispal-
tung im Okto ber 1920354 einen Verlust von knapp 40 Prozent ihres Stim-

 349  Tribüne, 31. 05. 1921.
 350  Häupel: Die Gründung des Landes Thüringen. S. 116.
 351  Tribüne, 20. 08. 1921.
 352  Büttner: Weimar. S. 189.
 353  Das Volk, 01. 09. 1921 und 05. 09. 1921.
 354  Kapitel 5.2.
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menanteils hinnehmen. Damit reduzierte sich die Zahl ihrer Mandate auf 
neun.355 Anderer seits hatte die kpd diese Verluste ausgeglichen und zog mit 
sechs Abgeordneten in den Landtag ein. Die mspd verfügte aufgrund ihrer 
Stimmenzuwächse nun über zwei Abgeordnete mehr, so dass die drei 
Arbei terparteien im neu gewählten Landtag eine Mehrheit von zwei Stim-
men besaßen. Deshalb forderte die uspd den sofortigen Beginn von Ver-
handlungen zur Bildung einer sozialistischen Regierung.356 Sie erklärte, 
auch dann in eine solche Regierung einzutreten, wenn eine der beiden 
anderen Arbeiterparteien sich nicht an ihr beteiligen würde. Unter den 
konkreten Bedingungen könnten zwar weder die Einführung der Räterepu-
blik noch eine sozialistische Umgestaltung von Wirtschaft und Gesellschaft 
erwartet werden. Es sei aber nicht nur für die konkrete Ausgestaltung des 
Landes, sondern auch für den Bestand der Republik entscheidend, ob eine 
Landesregierung im Interesse der Arbeiterschaft zu handeln versuche oder 
ob eine reaktionäre Regierung die Errungenschaften der Revolution besei-
tigen könne.357 Hierauf erklärte die Thüringer mspd, prinzipiell hätten sich 
die drei Arbeiterparteien für die Bildung einer sozialistischen Regierung 
ausgesprochen, wobei die uspd-Vorschläge eine gute Grundlage bilden wür-
den, da sie »sozialdemokratische Selbstverständlichkeiten« darstellten.358

Am 5. Oktober 1921 begannen auf Einladung der Mehrheitssozialdemokra-
tie359 konkrete Koalitionsverhandlungen zwischen den Landtagsfraktionen 
von mspd, uspd und kpd, den Bezirkssekretären der drei Arbeiterparteien 
sowie eines Beauftragten der kpd-Zentrale. Die Grundlage der Gespräche 
bildete die Erklärung der uspd vom 20. September, weshalb sich die Unab-
hängigen das Verdienst zurechneten, die Plattform für die Einigung der drei 
sozialistischen Parteien gescha¤en zu haben. Obwohl die kpd eine Regie-
rungsbeteiligung ablehnte und auch zu keiner förmlichen Tolerierungs-
erklärung bereit war, gab sie aus Sicht der beiden sozialdemokratischen 
Parteien ausreichende Garantien, die die Bildung eines Minderheitskabinetts 
ermöglichten. Die Kommunisten verpflichteten sich nicht nur, die Regie-
rung im Landtag mit zu wählen, sondern erklärten zugleich, die Etatfrage 
als formellen Vertrauensbeweis für die Regierung zu betrachten und ihr 

 355  Ihr gehörten erneut Bruno Bieligk, Hermann Brill, Arthur Drechsler, Karl Hermann, Richard Kahnt, Paul 

Lärz, Emil Vetterlein sowie als neu gewählte Abgeordnete Hermann Gründler und Oskar Thieme. Lenge-
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 359  Das Volk, 06. 10. 1921.
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dementsprechend die Haushaltmittel zu bewilligen.360 Gegen den heftigen 
Widerstand der bürgerlichen Fraktionen wurde am 7. Oktober die sozialis-
tische Regierung Frölich mit den Stimmen der Abgeordneten der drei 
Arbei terparteien gewählt. Die uspd stellte mit Karl Hermann den Innenmi-
nister und mit Bruno Bieligk und Hermann Brill zwei Staatsräte.361 Nach-
dem die Trennung des Bildungsressorts vom Justizministerium erfolgt 
war, wurde der zur uspd gehörende Max Greil am 14. Oktober 1921 von der 
Landtagsmehrheit zum Volksbildungsminister gewählt.362 Die Kernpro jekte 
der Regierung, die Kommunalreform363 und die »Greilsche Schulreform«364 
wurden bis zur Wiedervereinigung der beiden sozialdemokratischen Par-
teien im Herbst 1922 in der Verantwortung der beiden uspd-Minister auf 
den Weg gebracht. 

 360  Tribüne, 07. 10. 1921.
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5. ZUR SPALTUNG DER USPD 
THÜRINGEN IM HERBST 1920 
UND  IHRER WIEDERVEREINIGUNG 
MIT DER MSPD IM HERBST 1922

5.1. USPD und Internationale 1917–1919

»Was mich und meine Freunde von der Arbeitsgemeinschaft trennt, das 
ist die Stellung zur Internationale.«365 Mit diesem einleitenden Satz hatte 
Ernst Meyer in seinem Koreferat auf der Reichskonferenz der Opposition 
am 7. Januar 1917 die grundsätzlichen Di¤erenzen zwischen der sag und 
der Spartakusgruppe zugespitzt formuliert. Sie beinhalteten die beiden eng 
miteinander verknüpften Fragen des Charakters der neu aufzurichtenden 
Internationale und die prinzipielle Haltung zur Frage der Landesverteidi-
gung. Die maßgeblichen Vertreter der sag schlossen das Recht zur Vater-
landsverteidigung, das von der am 4. August 1914 zusammengebrochenen 
ii. Internationale stets zugestanden worden war, nicht generell aus.366 Dem-
gegenüber lehnten Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht dieses Prinzip 
ab367 und forderten in der Konsequenz des 4. August 1914 einen völlig 
neuen internationalen Zusammenschluss, der sich zu einer schlagkräfti-
gen Antikriegsbewegung entwickeln sollte. Demgegenüber wollte die sag 

die ii. Internationale, wenngleich reformiert, wieder aufbauen.368

Die im Zeitraum von Januar bis März 1916 von der Spartakusgruppe an-
genommenen »Leitsätze«369 vollzogen ihren Bruch mit der zentristischen 
Opposition. Dementsprechend hatte Liebknecht eine Mitarbeit in der sag 

abgelehnt.370 Dennoch schloss sich die Spartakusgruppe ein Jahr später, 
im Frühjahr 1917, nach heftigen inneren Debatten der uspd an.371 Auf dem 
Gothaer Gründungsparteitag blieb das umstrittene Thema der Internatio-
nale wohl auch deshalb ausgespart, »um die labile Einheit, die man erreicht 
hatte, nicht zu gefährden«.372 In seinem Koreferat, das der Spartakus gruppe 

 365  Protokoll 1917. S. 92.
 366  Wheeler: USPD und International Wheeler, Robert F.: USPD und Internationale. Sozialistischer Internatio-

nalismus in der Zeit der Revolution. Frankfurt a. M. 1975. S. 24.
 367  Kruse: Krieg und nationale Integration. S. 219/220.
 368  Wheeler: USPD und Internationale. S. 24.
 369  IML (Hrsg.) Spartakusbriefe. Berlin 1958. S. 113–117.
 370  Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und Vereinigung. S. 20.
 371  Wohlgemuth, Heinz: Die Entstehung der KPD. Überblick. Berlin 1978. S. 172–175.
 372  Wheeler: USPD und Internationale. S. 27.
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in der Diskussion zum Programm der neuen Partei zuge standen worden 
war, ging Fritz Heckert jedoch ausführlich auf die revolutionären Entwick-
lungen in Russland ein und verwies dabei auf deren Vorbildfunktion für 
das westeuropäische Proletariat.373 Die Frage des Verhältnisses zur russi-
schen Revolution meinte seit dem November 1917 vor allem die Stellung 
zu den Bolschewiki. Während die uspd-Parteileitung die Okto berrevolution 
begrüßt hatte und sich trotz bestehender Di¤erenz angesichts von Bürger-
krieg und ausländischer Intervention zunächst jeglicher Kritik enthielt, 
war sie von Karl Kautsky von Anfang an abgelehnt und kritisiert worden.374

Zeitgleich zum uspd-»Revolutionsparteitag« konstituierte sich in Moskau 
Anfang März 1919 die komintern.375 Die hier vorgenommene undi¤eren-
zierte Einschätzung der uspd als zentristische Partei spiegelte die einseiti-
ge Kritik des kpd-Abgesandten Hugo Eberlein wider.376 Tatsächlich stand die 
auf dem »Revolutions parteitag« der uspd beschlossene »Programmatische 
Kundgebung« Lenins »Thesen über Demokratie und Diktatur« beträcht-
lich näher als den diesbezüglichen Erklärungen der Berner Konferenz der 
ii. Internationale.377 Als schließlich eine uspd-Delegation an deren Luzerner 
Konferenz Anfang August 1919 teilnahm, löste das eine breite und intensi-
ve innerparteiliche Debatte über den internationalen Zusammenschluss aus. 
In Luzern scheiterten Rudolph Hilferding, Arthur Chrispien und Oskar 
Cohn mit ihrem Versuch, die ii. Internationale zu revolutionieren und zur 
Anerkennung des Rätesystems und der »Diktatur des Proletariats« zu be-
wegen. Ebenso blieben ihre Angri¤e auf die mspd, die aus Sicht der uspd 
aufgrund ihrer Politik während und nach dem Ersten Weltkrieg für eine 
weitere Mitarbeit in der Internationale nicht in Frage kam, wirkungslos.378 
Die Leipziger Volks zeitung zog aus der ablehnenden Haltung der Luzerner 
Konferenz gegenüber der »Diktatur des Proletariats« die Schlussfolgerung, 
nunmehr sei ein Anschluss an die ii. Internationale unmöglich. Dieser 
Tendenz folgte die Mehrheit der unabhängigen Parteiblätter, während die 
Freiheit aufgrund des Wirkens der uspd-Delegation von einer Revolutionie-
rung der ii. Internationale sprach.379 Das Gothaer Volksblatt forderte dem-
gegenüber klar, »dass wir uns der Dritten Internationale anschließen«.380

 373  Miller: Burgfrieden und Klassenkampf. S. 161.
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Dass auf der Anfang September 1919 tagenden uspd-Reichskonferenz ent-
gegen dem ursprünglichen Vorschlag der Parteileitung neben Rudolph 
Hilferding mit Walter Stoecker ein zweiter Referent zur Frage der Internatio-
nale auf die Tagesordnung gesetzt wurde,381 war Ausdruck des zunehmen-
den Einflusses der Parteilinken und des von ihr repräsentierten »Drangs 
nach Moskau«. In ihm zeigte sich eine praktische Konsequenz der Radika-
lisierung seit dem Winter/Frühjahr 1919. Der noch vor der Reichskonferenz 
am 23./24. August 1919 tagende Landesparteitag der uspd-Gotha legte sich 
in der Frage der Internationale fest und beschloss auf Antrag der Orts gruppe 
Zella-Mehlis, die Zentralleitung aufzufordern, sie »möge sofort Schritte 
unternehmen, um das gesamte Proletariat auf der Grundlage der 3. Inter-
nationale zu vereinigen«.382 In der Debatte forderte Otto Geithner die un-
bedingte Einigung mit der Kommunistischen Internationale, während 
Bezirkssekretär Scholz die Frage eines möglichen Anschlusses als o¤en 
bezeichnete.383 Nach der Reichskonferenz Anfang September 1919 erö¤-
nete der am 28. September 1919 in Erfurt tagende Bezirksparteitag die 
Debatte im Bezirksverband Groß-Thüringen. Der über die Reichskonferenz 
Bericht erstattende Ludwig Pappenheim sprach sich trotz aller Sympathien 
für die komintern für einen vorläufigen Verbleib der uspd in der ii. Inter-
nationale aus, um so den revolutionären Geist in die westeuropäischen 
Länder tragen zu können.384 Die Mehrheit der Delegierten befürwortete 
indes die Position Walter Stoeckers, der als Gastredner für die komintern 

warb.385

Diese Tendenz spiegelte sich in den nachfolgenden Unterbezirkskonferenzen 
wider. In den Unterbezirken Suhl und Erfurt setzten sich die komintern- 
Befürworter gegen die Empfehlung des Bezirksvorsitzenden Heinrich Mehr-
hof zum Verbleib in der ii. Internationale durch. Mehrhof scheiterte ebenso 
in Erfurt mit seiner Kandidatur für ein Mandat zum Außerordentlichen 
Parteitag.  Ebenso votierten die Unterbezirke Langensalza und Eisenach 
für die kom intern. Im Unterbezirk Nordhausen fand Mehrhof für seine 
Position hingegen Unterstützung.386 Der Unterbezirk Reuß indes wollte 
sich nicht vor eilig auf eine der beiden Internationalen festlegen.387 Den 
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produktivsten Vorschlag für die weitere Entscheidungsfindung unterbrei-
tete der Unterbezirk Jena. Hier waren die Anhänger der komintern auf der 
am 2. Novem ber 1919 in Jena tagenden Unterbezirkskonferenz in der Min-
derheit geblieben.388 Die Mehrheit erhielt der Antrag, der ein Verbleiben in 
der ii. Internationale ausschloss und sich für einen Zusammenschluss 
»des gesamten revolutionären Weltproletariats« aussprach. Die Parteileitung 
sollte beauftragt werden, mit allen Parteien Kontakt aufzunehmen, die auf 
dem Boden der »Diktatur des Proletariats« stehen und bereit seien, eine 
gemeinsame aktionsfähige und aktionswillige »Internationale der sozia-
listischen Tat« zu bilden. Wenn dies nicht gelinge, müsse sich die uspd der 
komintern anschließen.389 Der dramatische Verlauf der Debatte zum Tages-
ordnungspunkt »Internationale« auf dem Leipziger uspd-Parteitag, der die 
Partei an den Rand der Spaltung brachte, ist mehrfach in allen Einzelhei-
ten beschrie ben worden.390 Die Diskussion endete letztlich mit einem Kom-
promiss, der im Kern dem Vorschlag der Jenaer Unterbezirkskonferenz 
glich.391

5.2. Zur Spaltung der USPD in Thüringen 
im Herbst 1920

Aus historischer Perspektive erschienen die vom ii. Weltkongress der kom-

intern beschlossenen 21 Aufnahmebedingungen392 als ein kurzsichtiges 
und unüberlegtes Agieren gegenüber der USPD, das zu ihrer Spaltung in 
dem Moment führte, in dem sie sich über alle strittigen Fragen hinweg auf 
einen Anschluss an Moskau zu einigen begann.393 Die von Lenin insgeheim 
getro¤ene und auf seine konzeptionellen Überlegungen aus der Zeit des 
Ersten Weltkrieges zurückgreifende Entscheidung, die Rote Armee zum 
Motor der Weltrevolution zu machen,394 erforderte jedoch geradezu die 
kompromisslose Übertragung des bolschewistischen Avantgardekonzepts 
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auf die einzelnen Sektionen der kommunistischen Weltpartei. Lenin sah 
sich gerade im Sommer 1920 in seiner Skepsis gegenüber der in Rosa 
Luxemburgs Tradition stehenden kpd-Zentrale bestätigt. Aufschlussreich 
ist diesbezüglich eine interne Bemerkung von ihm, die Führung der deut-
schen Kommunisten könne den Gedanken nicht zulassen, »dass wir mit 
unseren Händen die Sowjetisierung Polens unterstützen. Diese Leute hal-
ten sich für Kommunisten, aber einige von ihnen sind Nationalisten und 
Pazifisten geblieben.«395 Insofern richteten sich die Bedingungen vor allem 
gegen Paul Levis Anspruch, das aus den spezifischen russischen Verhältnis-
sen resultierende bolschewistische Partei- und Revolutionskonzept in der 
komintern durch die Spartakustradition auszugleichen. Der kpd-Vorsit-
zende wollte seine Partei als gleichberechtigten Partner der Bolschewiki 
profilie ren und zum Kristallisationskern der westeuropäischen Linken 
machen, da er von einem längerfristigen Revolutionsprozess ausging.396

Verdeckt wurde dieser Konflikt zunächst von der kompromisslosen Aus-
einandersetzung zwischen Anschlussbefürwortern und -gegnern inner-
halb der uspd,397 die vielfach als Beleg für die Zwangsläufigkeit ihrer Spal-
tung gilt. Tatsächlich stimmen alle Berichte über den Parteitag vom 12. bis 
17. Oktober 1920 in Halle darin überein, »dass da nicht eine Partei mit 
vie lerlei abweichenden Auffassungen um eine Klärung strittiger Probleme 
rang, sondern dass zwei politisch klar unterschiedene und zur Selbstbe-
hauptung fest entschlossene Gebilde, die sich bereits in der Sitzordnung in 
›Rechte‹ und ›Linke‹ absonderten, zusammengekommen waren, um dem 
›Trauerspiel‹ ein Ende zu bereiten, d. h. um auseinanderzugehen«.398 Plau-
sibler erscheint jedoch jene Interpretation, die das Für oder Wider zu den 
21 Aufnahmebedingungen vor allem als Reaktion auf die Niederschlagung 
der Generalstreikbewegung gegen den Kapp-Putsch und auf die hierauf 
folgend politisch-gesellschaftliche Entwicklung auffasst, die einen großen 
Teil der uspd-Mitglieder von der Weimarer Republik weiter entfremdete, 
während die Sympathien für das bolschewistische Russland jedem sachli-
chen Einwand gegen die Aufnahmebedingungen den Boden entzogen.399 
Schon Anfang Mai 1920 hatte der Gothaer uspd-Landesparteitag auf Antrag 
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Otto Geithners seinen Landesvorstand aufgefordert, gegenüber der Zentral-
leitung mit Nachdruck dafür einzutreten, »dass mit dem rückhaltlosen 
Anschluss der uspd an die Dritte Internationale endlich ernst gemacht 
wird«.400 Die Unterbezirksleitung in Gotha lehnte die 21 Aufnahme be din-
gen jedoch mehrheitlich ab und verschob die Unterbezirkskonferenz vom 
26. September auf den 10. Oktober, um so die von der uspd-Führung be-
schlossene Urwahl der Delegierten zu verhindern.401 Dieses Agieren  konnte 
das eindeutige Votum des Unterbezirks Gotha für den Anschluss an die 
komintern nicht mehr beeinflussen. In der Gothaer Mitgliederversamm-
lung am 13. September waren die Verhältnisse mit mehr als 600 Stimmen 
für die Bedingungen und vier Stimmen dagegen eindeutig.402 Das gleiche 
Bild ergab sich auf der Unterbezirkskonferenz. Otto Geithner erhielt das 
Mandat zum Parteitag, und bei der Neubesetzung der Gremien des Unter-
bezirkes wurden ausschließlich Anschlussbefürworter gewählt.403 Demge-
gen über sprach sich die uspd-Mitgliederversammlung in Erfurt entgegen 
dem Votum der Parteileitung gegen die Anschlussbedingungen aus.404 
Abgelehnt wurden sie auch von den Unterbezirken Nordhausen405 und 
Gera406. Die Mitgliederversammlung der Jenaer uspd beschloss am 19. Sep-
tember mit 377 zu 23 Stimmen den Anschluss an die komintern.407 Auf 
der am 1. und 2. Oktober 1920 tagenden Unterbezirkskonferenz Jena konn-
ten sich die Anschlussbefürworter jedoch nicht durchsetzen. Vielmehr 
erhielt der von Emil Höllein vertretene Standpunkt gegen eine Spaltung 
der uspd eine knappe Mehrheit.408
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exkurs:

Emil Hölleins Plädoyer gegen eine Spaltung 
der uspd

Emil Hölleins Vorschlag für den Partei tag in Halle ist rückblickend als »Vermitt-
lungsversuch« zwischen den beiden Parteiflügeln gewertet worden.409 Um die 
Spaltung der Partei zu verhindern, sollte die Entscheidung über die Anschluss-
bedingungen nicht zu einer Machtfrage gemacht werden. Deshalb forderte Höl-
lein, der Parteitag müsse noch einmal ein eindeutiges Bekenntnis zur Dritten 
Internationale ablegen, seinen festen Willen bekunden, die Partei auf Grund der 
Aufnahmebedingungen organisatorisch so umzugestalten, dass sie sich als 
deutsches Glied sinngemäß und tatsächlich in den Rahmen der Dritten Inter-
nationale einfügt. Diese Willensbekundung müsse durch die Scha¤ung eines 
neuen Organisationsstatuts in die Tat umgesetzt werden. Danach sollte erneut 
die Aufnahme in die komintern beantragt werden.410 Er selbst verstand seine 
 Position weder »als Verkleisterung  unüberbrückbarer Gegensätze«, noch als 
»Verhinderung von unumgänglichen Notwendigkeiten«. Die wenigen grund-
sätzlichen Gegner der komintern würden die uspd verlassen, das war für ihn 
eine unausweichliche Konsequenz der weiteren Entwicklung.411 Doch gerade 
deshalb richtete sich  seine siebenteilige Artikelserie, deren Kerngedanken der 
Beschluss der  Unterbezirkskonferenz am 2. Oktober beinhaltete, gegen eine 
Spaltung der uspd.412 Höllein analysierte und diskutierte die Aufnahmebedin-
gungen und die Frage der Internationale nicht vom »parteiegoistischen« Stand-
punkt aus, sondern »von der höheren Warte der praktischen Notwendigkeiten 
der sozialen Weltrevolution«. Aus dieser Perspektive erschienen ihm die Mos-
kauer Bedingungen ebenso niederschmetternd wie die Situation im August 1914, 
»weil sie mir im Augenblick wieder einmal als das vorzeitige gewaltsame Ende 
der lieb gewonnenen Ho¤nung erschien«. Anstatt die komintern durch einen 
Beitritt der uspd als revolutionärer Massenpartei aus ihrem Schattendasein 
herauszuführen, hätten die Moskauer Bedingungen innerhalb der westeuro-
päischen sozialistischen Bewegung einen Kampf ausgelöst,  dessen Ausgang 
über das Schicksal der Weltrevolution entscheiden würde. Mit bemerkenswerter 
Klarheit skizzierte Höllein jene Konsequenzen, die sich aus dem Charakter der 

 409  Wheeler: USPD und Internationale. S. 243. Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und Vereinigung. 
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Debatte um die 21 Aufnahmebedingungen für die weitere Entwicklung erge ben 
würden. Anstatt der »Notwendigkeit der Stunde« gerecht zu werden und alle 
»revolutionären Kräfte« zusammenzufassen, würde der verbissene Kampf »Für 
oder gegen die Bedingungen« wie ein Naturgesetz wirkend zu einer weiteren 
»Zerreißung der Arbeiter klasse« und in deren Folge zum Sieg der Gegenrevo-
lution führen. Die Arbei terbewegung werde weiter zerfallen und der Zusammen-
bruch der bisherigen Menschheitskultur drohen.413

 Indem sich die Anschlussgegner mit den Befürwortern der Aufnahmebedin-
gungen lediglich auf der persönlichen Ebene auseinandersetzten, so Hölleins 
Kritik, ignorierten sie völlig die politische und soziale Situation der Arbeiter-
schaft. Infolge der sozialökonomischen Nachwirkungen des Krieges würden die 
Massen einerseits der reformistischen Tradition der alten Sozialdemokratie den 
Rücken kehren, sich aber andererseits neuen illusorischen Ho¤nungen hingeben. 
Die deutsche Arbeiterschaft erwarte »allerlei phantastische Wunderdinge« von 
der russischen Revolution: »Aufträge für die deutsche Industrie, die die Arbeits-
losigkeit beheben, Sendung von Rohsto¤en und Lebensmitteln ja manche sogar 
ein bewa¤netes Eingreifen seiner Roten Armee zur Nieder ringung der kapitalis-
tischen Reak tion und zur Errichtung des sozia listischen Regimes in Deutsch-
land.« Nachdrücklich plädierte Höllein jedoch  dafür, diese Massenstimmung, die 
 eine »stra¤e, schlagfertige internationale Kampforganisation« fordere, als Aus-
gangspunkt der Debatte um die Ausnahmebedingungen ernst zu nehmen.414 Den 
Anschlussbefürwortern, vor allem Ernst Däumig und Walter Stöcker, warf Höllein 
vor, mit ihren subjektiven und nicht autorisierten  Interpretationen die »imma-
nente(n) Konsequenzen« der Aufnahmebedingungen zu verschweigen.415 Tatsäch-
lich spielte Stoecker diese herunter, während Däumig in seinen Stellungnahmen 
jeden Bezug zu ihnen vermied.416 Höllein betonte, niemand  habe das Recht, die 
aus »proletarischem Verantwortungsbewusstsein« resultierenden Bedenken 
gegen die Bedingungen als grundsätzliche Gegnerschaft der komintern zu 
bekämpfen.417 Er selbst bemängelte einzelne Forderungen, weil diese zu Willkür 
in der revolutionären Arbeiterbewegung führen müssten. Ohne die Dimensionen 
des Stalinschen Terrors auch nur erahnen zu können, warnte Höllein nachdrück-
lich vor zukünftigen »Partei jus tiz morden«.418 Eine schematische Übertragung 
russischer Organisations formen hielt er für unmöglich, denn »die uspd-Mitglie-
der sind es bisher gewohnt  gewesen, all ihre Aktionen selbst zu beschließen«. 

 413  Neue Zeitung, 21. 09. 1920.
 414  Neue Zeitung, 23. 09. 1920.
 415  Neue Zeitung, 21. 09. 1920.
 416  Wheeler: USPD und Internationale. S. 234.
 417  Neue Zeitung, 24. 09. 1920.
 418  Neue Zeitung, 26. 09. 1920.
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Deshalb forderte er die »Festlegung der denkbar demokratischsten Formen bei 
der Wahl der Delegierten zu allen Konferenzen« und die »statuarische Einräu-
mung des weitestgehenden jederzeitigen Rückberufungsrechts dieser Vertreter«. 
Die Mitglieder sollten damit die Sicherheit haben, dass ihre selbst gewählten 
Vertreter die  Exponenten und Vollstrecker ihres Massenwillens sein würden.419 
Im Rückgri¤ auf die Strukturen der Räte bewegung entwarf Höllein die Umrisse 
des Kon zeptes einer »Kommunistischen Massenpartei«, deren zentralisierte 
Führung dem Willen der Mitgliedschaft unterworfen sein sollte. Es gehört bereits 
in die Geschichte der Vereinigten Kommunistischen Partei Deutschlands (vkpd), 
dass Höllein noch während der »Levi-Krise« an seinem Massenparteikonzept 
festhielt und den Konflikt Levis mit der komintern im Winter/Frühjahr 1921420 
auf die Alternative »Massenpartei oder Sekte« brachte. »Wir müssen Politik 
machen. Darum ist die Bildung einer kommunistischen Massenpartei eine Not-
wendigkeit. (…) Die reine Parolenfabrik wird niemals Eindruck machen. Nur mit 
einer Massenorganisation dienen wir am besten Sowjetrussland.«421

Zugleich versuchte Höllein, sein Konzept in Anlehnung an die Spartakusleit sätze 
auf die komintern zu übertragen. Danach sollte der Schwerpunkt pro letarischen 
Handelns auf der internationalen Ebene liegen. »In den Kämp fen gegen den 
Imperialismus und Krieg kann die entscheidende Wirkung nur von den kom-
pakten Massen des Proletariats aller Länder in die Waagschale geworfen werden. 
Das Hauptaugenmerk der Taktik der nationalen Sektionen ist somit darauf zu 
richten, die breiten Massen zur politischen  Aktionsfähigkeit zu erziehen, den 
internationalen Zusammenhang dieser Massenaktionen zu sichern, die poli -
tischen und gewerkschaftlichen Organisationen dahin auszubauen, um durch 
ihre Vermittlung jederzeit aufs rascheste und wirksamste den Willen und die 
Beschlüsse der Internationale zur Tat der breitesten Arbeitermassen aller Länder 
zu machen.«422 »Inter nationale« meinte damit eine die Län der grenzen über-
schreitende und auf einem gemeinsamen programmatischen Willen beruhende 
politisch- organisatorische Zusammenfassung der internationalen revolutionä-
ren  Arbeiterschaft als Alternative zu Lenins zentralistischem Konzept der kom-
munistischen Weltpartei und im Gegensatz zur ii. Internationale als Zusammen-
schluss nationaler Arbeiterorga nisationen. Denn die »überspannte nationale 
Autonomie der einzelnen Sektionen« in der ii. Internationale hätte es im Zusam-
menwirken mit dem verbürgerlichenden und die eigenen Sichtweise verengen-

 419  Neue Zeitung, 25. 09. 1920.
 420  Kinner: Der deutsche Kommunismus. S. 36–38.
 421  Neue Zeitung, 16. 03. 1921.
 422  IML (Hrsg.): Rosa Luxemburg Gesammelte Werke Bd. 4. Berlin. 1974. S. 46/47.
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den ständigen Kleinkrieg um geringfügige politische, ökonomische und soziale 
Reformen unmöglich gemacht, gegen den Imperialismus eine »wirksame inter-
nationale proletarische Einheitsfront zu  errichten«.423

 423  Neue Zeitung, 01. 12. 1920.
 424  Protokoll über die Verhandlungen des außer ordentlichen Parteitages der USPD vom 12. bis 17. Oktober 1920 

in Halle. Berlin 1920; in: Protokolle der Parteitage der Unabhängigen Sozialdemo  kratischen Partei Deutsch-

lands. Bd. 3. 1920. Glashütten im Taunus. 1975. (Nachfolgend:  Protokoll Parteitag Halle) S. 258/259.
 425  Bericht über die Verhandlungen des Vereini gungsparteitages der USPD (Linke) und der KPD (Sparta-

kusbund). Abgehalten in Berlin vom 4. bis 7. Dezember 1920. Anhang: Außerordentlicher Parteitag der 

Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands am 3. Dezember 1920 in Berlin; in: Protokolle 
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im Taunus. 1975. S. 326.
 426  Neue Zeitung, 01. 12. 1920.
 427  Wheeler: USPD und Internationale. S. 263.
 428  Neue Zeitung, 01. 12. 1920.

Vor dem Hintergrund der historischen Tatsachen muss über die Realisier-
barkeit eines solchen Konzeptes ebenso wenig diskutiert werden wie über 
die Frage seiner Akzeptanz im Rahmen der komintern.

 Auf dem Parteitag in Halle stimmten zwölf Thüringer Delegierte, unter 
ihnen Otto Geithner, Guido Heym, Karl Korsch und August Creutzburg,424

 

für die Resolution »Däumig/Stoecker«. Sie gehörten damit zur Parteitags-
mehrheit, die am 16. Oktober 1920 mit 236 gegen 156 Delegierte für den 
Anschluss der uspd unter Anerkennung der 21 Aufnahmebedingungen in 
die komintern votierten. Tatsächlich aber konnte die uspd/Linke, wie sie sich 
nun nannte, weder die Mehrheit der Parteimitglieder noch die der Abgeord-
neten und der Parteizeitungen für sich zu gewinnen. Auf ihrem Parteitag, 
der am 3. Dezember 1920 – einen Tag vor dem endgültigen Zusammen-
schluss mit der kpd – in Berlin zusammentrat, konstatierte Walter Stoecker 
eine verhältnismäßig günstige Situation im Bezirk Groß-Thüringen. Bis 
auf die Unterbezirke Reuß und Nordhausen hätten die Anschlussbefürwor-
ter die Mehrheit der Mitglieder auf ihrer Seite.425 Tatsächlich vollzogen in 
den bisherigen linken uspd-Hochburgen in den Unterbezirken Suhl 7 000, 
 Gotha 6 600 sowie in Erfurt und Jena jeweils knapp 5 500 Parteimitglieder 
diesen Schritt.426 Da in der thüringischen uspd unmittelbar vor der Partei-
spaltung knapp 60 000 Mit glieder  organisiert waren, bedeutete die von der 
Thüringer Bezirksleitung der uspd/Linke ange gebene Mitgliederzahl von 
26 295 nur knapp 44  Prozent. Dennoch waren sie es, die die Massenbasis 
der vkpd in Thü ringen bildeten, denn von der kpd  kamen lediglich 1 850 
Mitglieder.427 Am 30. November 1920 vereinigten sich die beiden Parteien 
in Thüringen, nachdem sie auf jeweils getrennten Parteitagen den Zusam-
menschluss bestätigt und ihre Delegierten für den zentralen Vereinigungs-
parteitag gewählt hatten.428
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5.3. Zur Wiedervereinigung mit der MSPD 
im Herbst 1922

Auf dem Parteitag in Halle am 16. Oktober 1920 hatten sieben Thüringer 
Delegierte, unter ihnen Johannes Kleinspehn und Karl Hermann, gegen 
die 21 Aufnahmebedingungen gestimmt429 und nach Bekanntgabe des 
Abstimmungsergebnisses mit der Parteitagsminderheit den Tagungsraum 
verlassen.430 Durch Abgrenzung sowohl von kpd und uspd/ Linke als auch 
der mspd versuchte die Rest-uspd, ihre Existenzberechtigung nachzuwei-
sen. Auf das Leipziger Aktionsprogramm bezugnehmend bekannte sie 
sich weiterhin zu ihren revolutionären Grundsätzen sowie zur »Diktatur 
des Proletariats« und lehnte jegliche Koalitionspolitik mit bürgerlichen 
Parteien ab. Die Rest-uspd verstand sich als Partei des marxistischen Zen-
trums, das die unabhängige Politik nun wieder eindeutig dominierte, ob-
wohl die verbliebenen Vertreter des linken Parteiflügels weiterhin Einfluss 
besaßen.431 Der Bezirksverband Thüringen gehörte mit immerhin knapp 
36 000 Mitgliedern zu den stärksten regionalen Organisationen innerhalb 
der Rest-uspd, in der 340 000 Parteimitglieder verblieben waren.432 Am 
12. Dezember 1920 traten 68 Delegierte aus den acht Unterbezirken in 
Erfurt zu einem Bezirksparteitag zusammen, um die Situation nach der 
Parteispaltung und die zu ziehenden Konsequenzen zu beraten.433

Am 14. August 1921 debattierten die Delegierten der uspd-Unterbezirks-
konferenz Schwarzburg-Sondershausen über die Frage, wie sie im bevor-
stehenden Thüringer Landtagswahlkampf gegenüber den beiden anderen 
Arbeiterparteien agieren sollten. Schnell entwickelte sich eine Debatte zur 
Frage der proletarischen Einigung. Aus uspd-Sicht konnte diese nur auf 
dem Boden des revolutionären Klassenkampfes vollzogen werden, von dem 
die kpd mit ihren aufständischen Aktionen jedoch abwich, während sich 
die mspd weit von ihm entfernt hätte.434 Tatsächlich bildete jetzt die Koali-
tionspolitik den größten Dissens zwischen den beiden sozialdemokrati-
schen Parteien,435 während der ursprüngliche Konflikt um die »Politik des 
4. August« gegenstandlos geworden und die Verletzungen aus der Zeit des 

 429  Protokoll Parteitag Halle. S. 260/261.
 430  Krause: USPD. S. 212/213.
 431  Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und Vereinigung. S. 187.
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 433  Tribüne, 13./14. 12. 1920.
 434  Tribüne, 15. 08. 1921.
 435  Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und Vereinigung. S. 200.
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Noske-Kurses vernarbt, wenn auch nicht vergessen waren.436 Mit dem Amts-
antritt der Regierung Wirth hatte die Phase der Erfüllungspolitik ein ge-
setzt, die durch äußerste Anstrengungen die Unerfüllbarkeit der alliierten 
Reparationsforderungen nachweisen wollte.437 Gegen diese Politik lief die 
reaktionäre Rechte Sturm und gri¤ in der Auseinandersetzung auch zu 
terroristischen Mitteln einschließlich politischer Morde. In dieser Situa tion 
näherten sich mspd und uspd in ihren Protest- und Abwehraktionen an. 
Nach der Ermordung Erzbergers kamen beide Parteileitungen zu einer 
Besprechung zusammen, in deren Ergebnis die politische Lage überein-
stimmend als kritisch beurteilt wurde. Dennoch schienen sich im Herbst/
Winter 1921/22 beide sozialdemokratische Parteien wieder voneinander zu 
entfernen. Das vom Görlitzer mspd-Parteitag am 23. September 1921 beschlos-
sene neue Parteiprogramm war in seinem Kern revisionistisch/reformis-
tisch und stieß dementsprechend bei den Unabhängigen »auf schro¤e 
Ablehnung«.439 Demgegenüber unterstrich die uspd auf ihrem vom 8. bis 
12. Januar 1922 in Leipzig tagenden Parteitag, dass ein Zusammenschluss 
der Arbeiterparteien nur auf Grundlage des proletarischen Klassenkamp-
fes bei Ablehnung jedweder Regierungskoalition mit bürgerlichen Par teien 
in Frage käme. Das Problem der Wiedervereinigung nahm auf diesem 
Leipziger Parteitag jedoch einen breiten Raum ein, 25 Prozent aller  Anträge 
beschäftigten sich mit diesem Problem.440 Tatsächlich begann die Koali tions-
politik in der uspd zum Gegenstand innerparteilicher Di¤erenzen zu wer-
den. Während die Mehrheit der Reichstagsfraktion am 15. Februar 1922 
der Regierung Wirth, die die Vertrauensfrage gestellt hatte, die Unterstüt-
zung verweigerte, nahm fast die Hälfte der unabhängigen Abgeordneten 
an dieser Abstimmung nicht teil. Damit verhalfen sie der Regierung zum 
parlamentarischen Überleben.441

Zugleich begann sich im Zeitraum April/Mai 1922 der Vereinigungsgedan-
ke innerhalb der uspd immer mehr durchzusetzen, da sowohl angesichts 
der politischen Lage und nicht zuletzt wegen der sich verschlechternden 
finanziellen und organisatorischen Situation der Fortbestand der Partei 
akut gefährdet schien. Die Mitgliederzahl ging zurück und lag im Januar 
1922 bei ca. 300 000. Die Tageszeitungen der Partei hatten immer grö ßere 

 436  Krause: USPD. S. 238.
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Schwierigkeiten: Im Zeitraum von Januar bis September 1922 stellten fünf 
der 48 Parteiblätter ihr Erscheinen ein. Bei den Landtagswahlen 1921/22 
musste die uspd erhebliche Stimmenverluste hinnehmen, sodass die Aus-
sichten für die nächste Reichstagswahl denkbar ungünstig waren.442 Vor 
diesem Hintergrund entfalteten die Ermordung des Außenministers der 
Weimarer Republik Walther Rathenau durch Mitglieder der rechtsex tremen 
Organisation Consul am 24. Juni 1922 und die sich hieran anschließende 
reichsweite Protestwelle der Arbeiterschaft eine Art Katalysatorwirkung für 
den Wiedervereinigungsprozess von mspd und uspd.443 Während das zwi-
schen ihnen, den Gewerkschaften und der kpd am 27. Juni 1922 geschlos-
sene Berliner Abkommen letztlich wegen der grundsätzlichen Di¤erenzen 
zwischen Sozialdemokraten und Kommunisten nicht zum Tragen kam,444 

gaben führende Kreise der uspd ihren Widerstand gegen die Koalitions-
politik auf. Eine am 2. Juli 1922 tagende Reichskonferenz ermöglichte ange-
sichts der durch den Rathenau-Mord entstandenen innenpolitischen Situa-
tion Verhandlungen über einen Regierungseintritt der uspd, der jedoch an 
der ablehnenden Haltung der bürgerlichen Fraktionen scheiterte.445 Kurz 
darauf bildeten die beiden sozialdemokratischen Fraktionen im Deutschen 
Reichstag am 14. Juli 1922 eine Arbeitsgemeinschaft. Am 29. August nah-
men die beiden Parteileitungen oªzielle Vereinigungsverhandlungen 
auf.446 Eine am 21. Juli 1922 in Erfurt tagende Funktionärskonferenz der 
uspd Thüringen begrüßte die konkreten Schritte zur Wiedervereinigung 
mit der Mehrheitssozialdemokratie. Ebenso stellten sich u. a. die Ortsgrup-
pen in Gera447 und Erfurt448 sowie die Unterbezirke Meinigen und Sonders-
hausen449 hinter die Vereinigungsschritte. 

Letztlich vollzog die uspd auf ihrem Geraer Parteitag vom 20. bis 23. Sep-
tember 1922 ihre Wiedervereinigung mit der mspd, obwohl die Mehrheit 
der Delegierten der Koalitionspolitik mit bürgerlichen Parteien weiterhin 
ablehnend gegenüberstand, wie die mehrheitliche Unterstützung einer 
ent sprechenden Resolution des Vorsitzenden des Metallarbeiterverbandes 
Robert Dißmann kenntlich machte. Angesichts der durch den Rathenau- 
Mord entstandenen politischen Situation wog für die Masse der uspd-Mit-

 442  Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und Vereinigung. S. 202/203.
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glieder die Wiederherstellung der sozialdemokratischen Einheit jedoch 
schwerer als das Festhalten an den unabhängigen Grundsätzen. Gegen neun 
Stimmen beschloss der Parteitag die Wiedervereinigung mit der mspd.450 
Für die Thüringer uspd machte Heinrich Knauf, der den Geraer Parteitag 
erö¤nete, die Motive und Erwartungen kenntlich. Sie würde »nicht ruhen 
und rasten, bis die vereinigte Partei eine revolutionäre Klassenkampfpartei 
geworden sei«. Zugleich betrachtete sich das revolutionäre Ostthüringen 
als Hauptstütze der Thüringer sozialistischen Regierung, »die mustergül-
tige Aufbauarbeit leiste«.451

 450  Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und Vereinigung. S. 206.
 451  Protokoll der Sozialdemokratischen Parteitage in Augsburg, Gera und Nürnberg 1922. S. 123; in: Proto-

kolle der Parteitage der Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands. Bd. 4. 1922–1923. 

Glashütten im Taunus. 1975. S. 123.

Emil Grabow, Albin Tenner, Adolf Schauder, vermutlich 1919
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Mit der uspd war im April 1917 eine Partei entstanden, die das gesamte 
politisch-inhaltliche Spektrum der Vorkriegssozialdemokratie umfasste. 
Ihr gehörte der Theoretiker des Revisionismus Eduard Bernstein ebenso 
an wie Karl Kautsky, der führende Kopf des marxistischen Zentrums. Der 
pazifistische Positionen vertretende Hugo Haase war bis zu seinem Tod 
Ende 1919 der weitgehend anerkannte Vorsitzende der uspd. Die radikale 
Linke um Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht, die im Januar 1916 die 
Spartakusgruppe gegründet hatte, trat der uspd im April 1917 unter Auf-
rechterhaltung ihrer politischen und publizistischen Unabhängigkeit zu-
nächst ebenfalls bei. Hinzu kamen aber auch neue Gruppierungen, die 
Einfluss ausübten: so zunächst die Revolutionären Obleute der Berliner 
Großbetriebe, die Aktiven in der Rätebewegung und im weiteren Verlauf 
die Masse der bis dahin unorganisierten Arbeiterinnen und Arbeiter, die 
infolge des Ersten Weltkrieges und vor allem der für sie enttäuschend 
verlaufenen Revolution den radikal-linken Flügel der Partei stärkten.  Diese 
politisch-ideologische Vielfalt wird oft als Heterogenität und Ursache der 
Spaltung der uspd im Oktober 1920, die ihr schnelles Ende einleitete, inter-
pretiert. Die Existenz eines sozialdemokratischen und eines kommunisti-
schen Flügels in einer Organisation sei auf Dauer nicht möglich gewesen.452 
Dem steht jedoch die nur selten beachtete Sichtweise gegenüber, wonach die 
uspd weniger eine politische Partei im herkömmlichen Sinn war, sondern 
vielmehr der politi sche und organisatorische Ausdruck der Massenbewegun-
gen der revolutio nären deutschen Arbeiterschaft der Jahre 1916–1920.453 
Aus dieser Perspek tive entstand die uspd im Ergebnis der sozialen und 
politischen Protestbewegung gegen den Ersten Weltkrieg. Sie bildete die 
Rätebewegung in ihrer ganzen Vielfalt programmatisch ab und stellte die 
politische Führung der Generalstreikbewegungen der Jahre 1919/20 dar. 
Hierin bestanden gleichermaßen die Stärke und die Schwäche der uspd. 
Ihrem großen poli tischen Einfluss in den unmittelbaren Massenaktionen 
stand die Schwäche gegenüber, als Partei gemeinsame Strategien und eine 
Politik zu entwickeln, die gleichermaßen radikale und realisierbare Ziel-
stellungen beinhaltete. 

 452  Winkler: Von der Revolution zur Stabilisierung. S. 40. Engelmann, Naumann: Zwischen Spaltung und 

Vereinigung. S. 187.
 453  Feldmann, Gerhard D.; Kolb, Eberhard; Rürup, Reinhard: Die Massenbewegungen der Arbeiterschaft in 

Deutschland am Ende des Ersten Weltkrieges (1917–1920). in: Politische Vierteljahresschrift 11 1972. S. 100.
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Das über die innerparteilichen Richtungsunterschiede hinweg bestehende 
einigende Band waren bei Gründung der uspd im April 1917 die Gegner-
schaft zur sozialdemokratischen Burgfriedenspolitik und der Kampf für die 
schnelle Beendigung des Krieges und die Herstellung eines annexionslosen 
demokratischen Friedens.454 Die uspd radikalisierte sich im Verlauf des 
Jahres 1919 infolge der allgemeinen Enttäuschung der Arbeiterschaft über 
die Ergebnisse der Novemberrevolution 1918. Dies zeigt die einstimmige 
Annahme des Aktionsprogramms auf dem Leipziger Parteitag im Dezem-
ber 1919. Darin bekannte sich die Partei zur »Diktatur des Proletariats« 
und zum Rätesystem als Form der Klassenherrschaft des Proletariats.455 
Diese Auffassung unterschied die uspd grundsätzlich sowohl von der bol-
schewistischen Parteidiktatur Lenins als auch von der auf Parlament und 
sozialstaatlichen Kompromiss orientierten mspd.

Solange eine revolutionäre Perspektive existierte oder zu existieren schien, 
konnten die Unabhängigen Sozialdemokraten ihre innerparteilichen Di¤eren-
zen bei aller Dramatik in der konkreten Situation nicht nur überbrücken, 
sondern auch o¤en austragen. Selbstbewusst stellten sie dies als lebendige 
proletarische Demokratie der Praxis der unter der Bürde der Macht immer 
mehr erstarrenden mspd entgegen. Als jedoch mit dem Abbruch des Gene-
ralstreiks gegen den Kapp-Putsch im März 1920 die Begrenztheit des radi-
kalen Potentials für eine durch das Rätesystem zu verwirklichende »Dikta-
tur des Proletariats« kenntlich wurde, begannen sich die inneren Konflikt-
linien zu Bruchstellen auszuweiten. In der Konsequenz zog das Ende der 
Massenbewegungen der revolutionären Arbeiterschaft im Frühjahr 1920 
die Spaltung der uspd nach sich.

 454  Kruse: Krieg und nationale Integration. S. 220.
 455  Krause: USPD. S. 152/153.
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Wilhelm Bock wurde am 28. April 1846 in Großbreitenbach a. Renn-
steig geboren. Er erlernte den Beruf eines Schuhmachers. Während seiner 
Wanderschaft trat er im Oktober 1867 in Hamburg dem Allgemeinen Deut-
schen Arbeiterverein (adav) bei. Ursprünglich wollte er nach Amerika aus-
wandern, doch nach seinem Anschluss an die organisierte Arbeiterbewe-
gung machte er sich daran, überall das »Evangelium des Sozialismus« zu 
verkünden. In Gotha ging ihm das Reisegeld aus, weshalb er sich hier 
niederließ. 1869 gehörte er zu den Mitbegründern der Sozialdemokratischen 
Arbeiterpartei unter August Bebel und Wilhelm Liebknecht. Ab 1873 war 
er Vorsitzender der internationalen Schuhmachergewerkschaft. 1874/75 
bereitete Bock organisatorisch den Gothaer Vereinigungsparteitag vor, den 
er auch leitete. Mit Beginn des Sozialistengesetzes 1878 verlor Bock seine 
Arbeit, konnte sich aber dank finanzieller Unterstützung durch Freunde 
selbstständig machen. Erstmals wurde er 1884 für den Wahlkreis Gotha 
in den Deutschen Reichstag gewählt, dem er 1890–1907, 1912–1918 und 
1920–1931 angehörte. 1924 und 1928 war er dessen Alterspräsident. Er war 
Mitglied der Nationalversammlung 1919/20. Von 1893 bis 1907 gehörte er 
auch dem Landtag des Herzogtums Sachsen-Gotha an, zuletzt ab 1903 als 
dessen Vizepräsident. 
 Bock nahm an fast allen Parteitagen der spd nach 1890 teil und wurde 
Mitglied der Kontrollkommission. Am 3. August 1914 gehörte er zu jenen 
vierzehn sozialdemokratischen Reichstagsabgeordneten, die fraktionsintern 
gegen die Zustimmung zu den Kriegskrediten stimmten. Am 2. Dezember 
1915 votierte er im Plenum des Deutschen Reichstags erstmals gegen die 
Kriegskredite und damit auch gegen die eigene Fraktion. Bock war von 
Anbeginn Mitglied der sag und wurde auf dem uspd-Gründungsparteitag 
als Mitglied der Kontrollkommission gewählt. Er lehnte 1919 sowohl den 
radikalen Kurs der Gothaer uspd und 1920 die 21 Aufnahmebedingungen 
in die komintern ab. Am 24. September erö¤nete er gemeinsam mit dem 
Parteiveteran Wilhelm Pfannkuch den Wiedervereinigungsparteitag von 
mspd und uspd. Kurz vor seinem Tod am 22. Juni 1931 appellierte er an die 
Delegierten des Leipziger spd-Parteitages, im Kampf gegen den heraufzie-
henden Faschismus die proletarische Einheit wiederherzustellen.456

 456  Hesselbarth, Mario: Der Großvater des Sozialismus in Thüringen: Wilhelm Bock (1846–1931); in: Hessel-

barth, Mario; Schulz, Eberhart, Weißbecker Manfred (Hrsg.): Gelebte Ideen. Sozialisten in Thüringen. 

Biographische Skizzen. Jena 2006. S. 53–62.



82

AUSGEWÄHLTE KURZBIOGRAPHIEN

Gertrud Morgner (geb. Müller) wurde am 8. August 1887 in Gera 
geboren. Sie erlernte den Beruf einer Schneiderin und heiratete 1907  Edwin 
Morgner. Am 1. Mai 1907 trat sie in Jena in die spd ein und war hier ab 
1909 in der Frauenarbeit aktiv. Zugleich gehörte sie zum »Diskutierclub«. 
Am 1. August 1914 nahm sie nach den Erinnerungen Curt Böhmes an dem 
Tre¤en einiger Jenaer Linken teil, das zum Ausgangspunkt für die Anti-
kriegsopposition in der Saalestadt wurde. Laut ihren eigenen Angaben 
gehörte sie auch der Spartakusgruppe an. Im April 1917 ging sie wie der 
gesamte spd-Vorstand und etwa die Hälfte der Mitglieder der Ortgruppe 
zur uspd über. Nachdem infolge des Januarstreiks Anfang 1918 der  gesamte 
uspd-Vorstand zum Militär eingezogen worden war, übernahmen die  Frauen 
die Leitung der lokalen Ortsgruppe, und Gertrud Morgner wurde Ortsvor-
sitzende. In dieser Eigenschaft organisierte sie die große Volksver sammlung 
der uspd »Die Arbeiter und der Frieden« im Jenaer Volkshaus am 25. Okto-
ber 1918. Am 9. November 1918 wurde sie 2. Vorsitzende des Jenaer Arbeiter- 
und Soldatenrates. Ende Dezember begleitete sie ihren Mann zur Reichs-
konferenz des Spartakusbundes und schloss sich der hier neu gegründeten 
kpd an. Nach ihrer Rückkehr vom kpd-Gründungsparteitag arbeitete Ger-
trud Morgner aktiv für die neue Partei in Jena. Aufgrund ihrer Teilnahme 
an der vkpd-Märzaktion 1921 wurde sie polizeilich gesucht und musste in 
die Illegalität gehen. Erst nach einer Amnestie 1922 konnte sie sich wieder 
legal politisch betätigen. Seitdem arbeitete sie in verschiedenen Funktionen 
in der Berliner kpd-Zentrale, zuletzt als Sekretärin Emil Hölleins. 1932 ging 
sie zusammen mit ihrem Mann Edwin Morgner in die Sowjetunion. 1941 
wurde dieser vom sowjetischen Geheimdienst verhaftet und verstarb 1943 
unter bis heute ungeklärten Umständen. 1942 richteten die Nationalsozia-
listen Gertrud Morgners Schwiegersohn Wilhelm Guddorf aufgrund seiner 
antifaschistischen Widerstandstätigkeit in der Roten Kapelle hin. Sie selbst 
verlor 1941 ihre Arbeit beim Moskauer Rundfunk, musste die Hauptstadt 
verlassen, wurde aus der Partei ausgeschlossen und konnte erst 1954 in die 
ddr zurückkehren. Als kpd-Mitbegründerin und Parteiveteranin hoch 
geehrt, schwieg sie über ihr eigenes Schicksal und das ihres Mannes in 
der Sowjetunion. Sie starb am 20. Juli 1978 in Berlin.457

 457  Weber, Hermann/Herbst, Andreas: Deutsche Kommunisten. Biographisches Handbuch 1918 bis 1945. 

Berlin 2004. S. 239/240. S. 514/515.



83

AUSGEWÄHLTE KURZBIOGRAPHIEN

Curt Böhme wurde am 7. Juli 1889 in Sayda/Sachsen geboren. Er er-
lernte den Beruf eines Feinmechanikers. 1909 trat er in Berlin dem Deutschen 
Metallarbeiterverband (dmv) und 1910 in Jena der spd bei. Er gehörte zum 
»Diskutierclub«. Ab 1911 engagierte sich Böhme in der proletarischen Arbei-
terjugendbewegung und wurde Anfang 1913 Vorsitzender der Bezirksleitung 
der Jugendausschüsse Thüringens. 1916 nahm er an der Jenaer Jugendkon-
ferenz teil. Im Mai/Juni 1916 wurde Böhme wegen seiner illegalen Oppo-
sitionsarbeit verhaftet, die Beweise reichten aber nicht aus, um ihm wegen 
Hochverrat den Prozess zu machen. Im Herbst 1917 wurde er, obwohl nicht 
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kriegsdiensttauglich, zum Militär eingezogen. Nach seiner Demobilisierung 
Mitte November 1918 kehrte er nach Jena zurück und übernahm zunächst 
den organisatorischen Aufbau der uspd in Jena, später in Mittelthüringen. 
Ab April 1919 war er Sekretär des uspd-Unterbezirks 7 (Jena). Böhme  lehnte 
die 21 Aufnahmebedingungen in die komintern ab und gehörte 1920 zu 
den wenigen Jenaer Mitgliedern, die in der uspd verblieben. Im März 1919 
und im Januar 1922 nahm er als Delegierter an den uspd-Parteitagen teil 
und lehnte noch im Herbst 1921 die Koalitionspolitik ab. Ende 1922  kehrte 
er zur Sozialdemokratie zurück und wurde zunächst paritätischer Unter-
bezirksvorsitzender der wiedervereinigten Sozialdemokratie in Mittelthü-
ringen. Im August 1923 wurde Böhme Referent im Thüringer Innenminis-
terium. Aus dieser Funktion entließ ihn Anfang 1924 die »Ordnungsbund- 
Regierung«, die der sozialistischen Regierung unter August Frölich folgte. 
Von 1923 bis 1931 war Böhme spd-Abgeordneter des Thüringer Landtages. 
Zwischen 1925 und 1931 übte er in Allstedt das Amt des Bürgermeisters aus. 
Das gleiche Amt hatte er von 1931 bis 1933 in Lohbrügge bei Hamburg inne, 
bis ihn die Nationalsozialisten entließen. Während der ns-Zeit arbeitete 
Böhme wieder als Feinmechaniker und später technischer Angestellter im 
Jenaer Zeisswerk. Im August 1944 wurde er von den Nationalsozialisten in 
das kz Buchenwald verschleppt. Hier erlebte er die Befreiung vom deutschen 
Faschismus, gehörte zu den Unterzeichnern des Buchenwalder Manifests 
und beteiligte sich aktiv am Aufbau der antifaschistisch-demokratischen 
Landesverwaltung in Thüringen. Böhme war ein aktiver Befürworter der 
Vereinigung von kpd und spd zur Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands 
(sed). Aufgrund seiner sozialdemokratischen Vergangenheit wurde er 1948 
in die Funktion des Oberbürgermeisters von Gera »abgeschoben«, die er 
Ende 1956 krankheitsbedingt aufgeben musste. Er starb am 23. Dezember 
1968 in Gera.458

Bruno Bieligk wurde am 7. Februar 1889 in Freiberg/Sachsen geboren 
und entstammte einer sozialdemokratischen Arbeiterfamilie. Sein Vater war 
bis 1933 für die spd in Freiberg kommunalpolitisch aktiv. Bieligk begann 
1903 eine Lehre als Bürogehilfe und wurde 1906 Angestellter bei der Orts-
krankenkasse in Ilmenau. Hier trat er am 1. Juli 1906 in die spd ein. Bereits 
1908 wurde er Mitglied des spd-Landesvorstandes in Schwarzburg-Sonders-
hausen und übernahm 1911 den Vorsitz der spd in Arnstadt. Nach der 
Novemberrevolution war Bieligk bis zur Gründung des Landes Thüringen 

 458  Kachel: Ein rot-roter Sonderweg? S. 541.
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1920 für die uspd Volksminister des Freistaates Schwarzburg-Sondershau-
sen. Im Thüringer Volksrat und im i. und ii. Thüringer Landtag war er einer 
der maßgeblichen Sprecher seiner Fraktion. Es nahm an den uspd-Partei-
tagen in Leipzig 1919 und 1922 sowie am Geraer Parteitag 1922 teil. 1920 
hatte er sich gegen die 21 Aufnahmebedingungen in die komintern aus-
gesprochen. Der sozialistischen Regierung Frölich gehörte er als Staatsrat 
an. Von 1924 bis 1933 war Bieligk spd-Abgeordneter des Thüringer Land-
tages. Am 30. März 1933 wurde er unter fadenscheinigen Gründen von den 
Nationalsozialisten verhaftet und zu fünf Jahren Gefängnis verurteilt. 
Nach seiner Entlassung Ende August 1936 stand er unter erhöhter polizei-
licher Aufsicht. Ab April 1945 engagierte er sich in verschiedenen Funktio-
nen beim antifaschistisch-demokratischen Neuaufbau, verließ jedoch im 
Juli 1946 aufgrund seiner politischen Überzeugungen als Sozialdemokrat 
Thüringen und ging nach Westberlin. Hier arbeitete er erneut für die spd 

in verschiedenen Funktionen, zuletzt von 1958 bis 1964 als Mitglied im 
Berli ner Abgeordnetenhaus. Bieligk verstarb am 18. Januar 1969 in Nieder-
hausen.459

Karl Hermann wurde 1885 in Unkeroda bei Eisenach geboren. Er 
erlernte den Beruf eines Maurers. 1907 wurde er Vorsitzender der Maurer-
gewerkschaft in Eisenach. Ab 1911 arbeitete er als Gewerkschaftssekretär 
und zog 1912 für die spd in den Eisenacher Stadtrat ein. Ende 1914 wurde 
er eingezogen und geriet 1915 in russische Gefangenschaft, aus der er 1918 
zurückkehrte und sofort zur uspd übertrat. Für sie wurde er 1919 in den 
Landtag Sachsen-Weimar-Eisenachs gewählt. 1920 sprach er sich gegen die 
21 Aufnahmebedingungen in die komintern aus. Mit Bildung der sozia-
lis tischen Regierung Frölich übernahm Karl Hermann das Amt des Innen-
ministers und zeichnete für die Reformen auf diesem Gebiet verantwortlich. 
Unmittelbar nach der Besetzung Thüringens durch die Reichswehr wurde 
er Ende 1923 verhaftet, im nachfolgenden Prozess jedoch freigesprochen. 
Von 1924 bis 1933 war er für die spd Abgeordneter des Thüringer Landtages, 
zwischenzeitlich von 1928 bis 1930 Reichstagsabgeordneter. Nach der Macht-
übergabe an die Nationalsozialisten 1933 versuchte sich Hermann am Auf-
bau des illegalen Widerstandes zu beteiligen, wurde jedoch verhaftet. Nach 
seiner Entlassung arbeitete er wieder als Maurer. Im August 1944 wurde er 
erneut verhaftet und in das kz Sachsenhausen verschleppt. Auf dem Todes-
marsch im April 1945 gelang ihm die Flucht. Nach Thüringen zurück-

 459  Schilling, Willy: Mitbegründer des Landes Thüringen: Bruno Bieligk (1889–1969); in: Hesselbarth, Schulz, 
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gekehrt engagierte sich Hermann auf kommunaler und Landesebene für 
den Aufbau einer antifaschistisch-demokratischen Verwaltung. Er befürwor-
tete die Vereinigung von kpd und spd zu sed, für die er 1946 in den Land-
tag gewählt wurde. Zunehmend geriet er jedoch in Konflikt mit der zentra-
listisch-bürokratischen Praxis der sich stalinisierenden sed und trat 1950 
von seinen Partei- und Verwaltungsfunktionen zurück. Hermann starb am 
1. Oktober 1973 in Eisenach.460

Guido Heym wurde am 1. Mai 1882 in Suhl geboren. Er erlernte den 
Beruf eines Mechanikers. Dem Deutschen Metallarbeiterverband (dmv) schloss 
er sich 1898 an, 1901 wurde er Mitglied der spd. In den Suhler Stadtrat 
wurde er 1906 erstmals gewählt. Ab 1913 war er Lokalredakteur der Erfurter 
Tribüne und stellvertretender Vorsitzender der Suhler spd, die 1917 nahezu 
geschlossen zur uspd übertrat. Für sie saß Heym ab 1919 im Suhler Stadtrat 
und im preußischen Privinziallandtag Sachsen. Bei der Niederschlagung 
des Kapp-Putsches im März 1920 spielte Heym eine herausragende Rolle. 
Er befürwortete 1920 die 21 Aufnahmebedingungen in die komintern und 
trat dementsprechend mit dem linken Flügel Ende 1920 der vkpd bei. 1924 
wurde er als Abgeordneter der kpd in den Reichstag gewählt. 1926  gehörte 
er zum ultralinken kpd-Flügel und verließ ein Jahr später mit einem gro-
ßen Teil der Suhler Kommunisten die Partei, um den nur kurze Zeit exis-
tierenden Leninbund mit ins Leben zu rufen. Unter Mitnahme der 1920 
gegründeten Zeitung Volkswille schlossen sich 1928 die nun ehemaligen 
Suhler kpd-Mitglieder um Guido Heym wieder der spd an. Nach 1933 war 
er im antifaschistischen Widerstand aktiv, 1943 wurde er verhaftet, von den 
Nazis zum Tode verurteilt und am 4. April 1945 von der ss ermordet.461

 460  Kellner, Michael: Im Ringen um kommunale Selbstverwaltung: Karl Hermann (1885–1973); in: Ebenda. 
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